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WIE ICH LERNTE, DASS GELD TOXISCH SEIN KANN

Klimakrise, Biodiversitätskrise, Demokratiekrise, Hungerkrise, Wirtschaftskrise – während meine Generation noch in dem Glauben aufwuchs, dass alles immer besser werden würde, befindet sich die Welt heute in einem dauerhaften Krisenzustand.

Parallel dazu passiert noch etwas anderes: Die Reichen werden immer reicher. Niemals zuvor in der Weltgeschichte gab es so viel Privatvermögen wie heute. Nur kommt bei den allermeisten Menschen nichts von diesem Wohlstand an.

Dass die Reichsten immer reicher werden und unsere Probleme gleichzeitig immer größer, ist kein Zufall. Die Ungleichheitskrise ist das, was allen anderen Krisen zugrunde liegt und diese wie ein Brandbeschleuniger weiter verstärkt. Der unglaubliche Reichtum in der Hand weniger Menschen wirkt wie ein Gift, das alles zerstört, was unser Leben lebenswert macht. Die Dystopie ist längst Realität geworden: Eine Handvoll Männer ist bereits auf der Suche nach einem anderen Planeten, auf dem sie ihren Wettbewerb um den höchsten Kontostand fortführen kann, wenn sie unseren zugrunde gewirtschaftet hat.

Aber es gibt auch eine gute Nachricht: Wir haben als Gesellschaft einen unfassbaren Reichtum geschaffen, wir sind so produktiv wie nie zuvor in der Menschheitsgeschichte und wir Menschen sind lern- und anpassungsfähig. Damit sollte sich doch arbeiten lassen! Zunächst müssen wir jedoch verstehen, dass die extreme Konzentration von Reichtum toxisch ist, dass dieser Reichtum auf der Ausbeutung anderer Menschen und unseres Planeten beruht und unsere Demokratie zersetzt.

Ich war selbst einmal Teil dieses Problems: Ich gehörte zum reichsten Prozent der Deutschen. Dabei habe ich hautnah erlebt, was Geld mit Menschen macht und welche Möglichkeiten es eröffnet, sich die Welt so zu formen, wie man sie gerne hätte.



Wer ist hier privilegiert?

Ich bin in einer bayerischen Kleinstadt aufgewachsen, im Einfamilienhaus meiner Eltern, mit großem Garten und Blick auf die Alpen. Privilegiert oder gar reich kam ich mir damals nicht vor.

Reich waren die Kinder, die sich zu Hause 20 Mark aus einer Geldschatulle nehmen konnten, ohne jemanden zu fragen. Die nicht nur einen eigenen Fernseher im Zimmer hatten, sondern auch noch eine Nintendo-Konsole. Deren Eltern nicht VW fuhren, sondern Mercedes. Reich war auch mein Mitschüler, dessen Familie in einer Villa lebte, in der man sich verlaufen konnte.

Ich hingegen war immer pleite. Als mein jüngerer Bruder und ich zu Beginn der Gymnasialzeit jeweils ein Sparbuch mit 2.000 Mark von den Großeltern geschenkt bekamen, zahlte mein Bruder Monat für Monat sein Taschengeld darauf ein, sodass der Kontostand stetig wuchs. Ich gab das Geld nach und nach aus. War es nicht gerade dafür da, sich schöne Sachen zu kaufen?

Erst viel später verstand ich, wie privilegiert ich aufgewachsen war. Ich konnte es mir leisten, mein Geld auszugeben, und falls ich wirklich mal etwas benötigte, könnte ich meine Familie danach fragen. Gewiss, bei uns gab es keine Geldschatulle, an der ich mich einfach bedienen konnte. Doch ich wuchs mit dem sicheren Gefühl auf, dass Geld da war, wenn es gebraucht wurde. Wir fuhren jedes Jahr in den Urlaub, an Weihnachten und für gute Noten bekam ich Geldgeschenke. Ich konnte Freizeitaktivitäten nachgehen und auf Klassenfahrt fahren, ohne befürchten zu müssen, meine Eltern könnten diese Ausgaben nicht stemmen.



Vom Dorf in die Business-Class

Nach dem Abitur zog ich nach Marburg an der Lahn, um Psychologie zu studieren. Aus einer Postkartenidylle in die nächste. Meine Eltern finanzierten mich mit 700 Euro im Monat. Das war deutlich mehr als der damalige Bafög-Höchstsatz, doch mir reichte es vorne und hinten nicht. Mit dem Umzug in eine größere Stadt waren schließlich ganz neue Möglichkeiten entstanden, Geld auszugeben: Ich konnte nun nicht mehr nur ein- oder zweimal pro Woche abends ausgehen, sondern jeden Abend. Auf einmal lebte ich mitten in einer lebendigen Studentenstadt mit all ihren Unterhaltungsangeboten. Um möglichst alles mitnehmen zu können, arbeitete ich in den Semesterferien auf Baustellen und später als Werkstudent an der Universität.

Als im fünften Semester das Pflichtpraktikum im Rahmen des Studiums anstand, machten die meisten meiner Kommiliton:innen unbezahlte Praktika. Das wäre mir nicht eingefallen – um ein unbezahltes Praktikum zu finanzieren, hätte ich meine Eltern um weiteres Geld bitten müssen. Ich informierte mich also, wo ich als angehender Psychologe ein – natürlich möglichst gut – bezahltes Praktikum machen könnte. Das Angebot war überschaubar – und so landete ich bei einer Unternehmensberatung.

2.500 Euro monatlich zahlte mir die Boston Consulting Group, während meine Kommiliton:innen für 300 Euro in Personalabteilungen oder unbezahlt in Kliniken arbeiteten. Ich wohnte kostenlos in einer Firmenwohnung am Münchener Viktualienmarkt, ging auf Firmenkosten in Sternerestaurants essen, und am Flughafen holte mich ein Chauffeur ab, um mich zum Kunden zu bringen. Mit Mitte zwanzig kam ich mir ziemlich wichtig und wertgeschätzt vor.

Meine Kommiliton:innen erzählten mir Horrorgeschichten aus ihren Praktika: Einer hatte die Rolle eines Vollzeit-Therapeuten ausfüllen müssen – ohne einen Cent Gehalt zu bekommen. Am Ende des Praktikums wurde ihm dann für seine Leistung mit einem Büchergutschein gedankt, den er sich doch bitte im Sekretariat abholen sollte. Ich hingegen bekam nach meinem Praktikum ein brandeins-Abo, Geburtstags- und Weihnachtsgeschenke und wurde regelmäßig zu luxuriösen Firmenevents eingeladen.

Zum Abschluss meines Psychologiestudiums 2009 erhielt ich von der Unternehmensberatung ein ausgezeichnetes Angebot für den Jobeinstieg. Ich wurde also Managementberater.



Schmerzensgeld

In meinem Studium war es nie um Geld gegangen, alles hatte sich um Menschen gedreht: Wie tickt die menschliche Psyche? Unter welchen Bedingungen geht es Menschen gut? Wie funktioniert ein so komplexes soziales Gebilde wie ein Unternehmen? In meinem Job spielte nichts davon eine Rolle. Hier ging es nur um Geld. Ich hatte gehofft, dort von erfahrenen Führungskräften lernen zu können und inspirierende Einsichten in die Wirtschaftswelt zu erhalten. Doch die Männer, für die ich arbeitete, interessierten sich ausschließlich dafür, wie hoch ihr Jahresbonus ausfiel.

Ich arbeitete bis spätabends an PowerPoint-Folien und Excel-Tabellen, flog jede Woche in eine interessante Stadt, von der ich dann nur den Flughafen, Taxis, Hotels und Büroräume sah. Aber ich verdiente zum ersten Mal mehr Geld, als ich ausgeben konnte. Neben dem festen Gehalt von etwa 70.000 Euro1 erhielt ich einen Jahresbonus und viele weitere finanzielle Annehmlichkeiten, wie etwa eine private Altersvorsorge, in die für mich eingezahlt wurde. Meine bayerische Kleinstadt-Sparkasse meldete sich und bot in einem persönlichen Gespräch an, mich bei der Vermögensbildung zu unterstützen.

Wie allen meinen Kolleg:innen wurde auch mir schnell klar, dass das viele Geld dazu diente, uns an das Unternehmen zu binden. Mit jedem Jahr winkten satte Gehaltserhöhungen. Die private Altersvorsorge durfte ich nur behalten, wenn ich fünf Jahre blieb. Andernfalls verlöre ich einen Großteil der Ansprüche wieder.

Das Geld fühlte sich an wie Schmerzensgeld. Denn der Job tat mir überhaupt nicht gut. Ich merkte, wie ich mich im Privaten veränderte, ungeduldiger und aggressiver wurde, weil ich mich den Sitten im Unternehmen anpasste. Ich versuchte, die innere Leere, die durch den Job entstand, mit Konsum zu füllen. Ich kaufte Dinge, die ich eigentlich nicht brauchte, und fühlte mich danach nur noch schlechter, weil ich keine Zeit hatte, sie zu benutzen.

Die meisten meiner Kolleg:innen nahm ich als unfrei und unglücklich wahr. Als ich eines Abends mit meinem Chef im Taxi über die Hamburger Reeperbahn fuhr, sagte er aus dem Fenster sehend: »Die haben doch auch einen beschissenen Job.« Ich weiß bis heute nicht, ob ihm in diesem Moment bewusst war, dass er unsere Arbeit mit Prostitution verglich.

Schon nach wenigen Monaten wollte ich wieder kündigen. Am Ende hielt ich 15 Monate durch und verließ die Beratung erst, nachdem ich mich erfolgreich mit einer Idee für den Gründungszuschuss des Arbeitsamts beworben hatte.2



Wie schwer kann es sein, Millionär zu werden?

Gemeinsam mit einem Freund, der in einer ähnlichen Beratungsfirma gearbeitet hatte, gründete ich also mein erstes Unternehmen. Wir waren Ende zwanzig und hatten ein klares Ziel: so schnell wie möglich reich werden, um nie wieder arbeiten zu müssen. Ich hatte Psychologie studiert, er war Ingenieur. Aber was konnte so schwer daran sein, ein Unternehmen zu gründen und schnell reich zu werden? In unseren Beraterjobs hatten wir eingetrichtert bekommen, dass wir die Wirtschaftselite waren, und entsprechend selbstbewusst gingen wir zur Sache.

Wir suchten ein Produkt, das sich günstig herstellen und mit großer Marge verkaufen ließ. Unsere Wahl fiel auf kühlende Halstücher, die wir »Penguin Hug« tauften, zu Deutsch: Pinguin-Umarmung. Die Halstücher wurden mit den gleichen Kristallen gefüllt, die auch in Windeln zum Einsatz kommen. Sie nehmen Feuchtigkeit auf, und wenn das Wasser aus ihnen verdunstet, entsteht ein kühlender Effekt. Wir ließen 1.000 Stück in China herstellen, bauten ein Versandzentrum in meinem Schlafzimmer in Berlin auf und versuchten einen Sommer lang, so zu Millionären zu werden.

Von den Tausend Halstüchern liegen noch immer einige in meinem Keller. Am Ende des Sommers hatten wir nur ein paar Tausend Euro umgesetzt. Ich hatte meine Ersparnisse aus dem ersten Job fast aufgebraucht, und dazu lief der Gründungszuschuss des Arbeitsamts aus. Mein Freund ging zurück in die Beraterwelt, ich blieb etwas ratlos zurück und bewarb mich als Robben-Ranger an der Ostsee. Meine Bewerbung wurde abgelehnt, also musste ich mir was anderes überlegen.



Wer liest schon Bücher?

Schon während meines Studiums hatte ich – einer der Gründe für meine Geldprobleme – ständig Bücher gekauft, die ich jedoch meist nur zur Hälfte las. Wäre es nicht praktisch, wenn es zu all diesen Büchern gute Zusammenfassungen gäbe, die ich stattdessen lesen könnte? Ich traf einen alten Bekannten aus Marburger Studienzeiten wieder, bei dem sich ebenfalls halb gelesene Bücher stapelten. Gemeinsam bastelten wir den Prototypen einer App für Buchzusammenfassungen, die wir später »Blinkist« tauften. Das war 2011: Das iPhone war erst wenige Jahre zuvor auf den Markt gekommen und Apps waren der heißeste Scheiß in der Welt der Gründer:innen. Wir suchten uns zwei weitere Mitgründer sowie Investor:innen und gründeten eine GmbH.

Dafür musste ich mir Geld von meinem Vater leihen, was mir mit fast dreißig sehr unangenehm war. Die nächsten Jahre waren in finanzieller Hinsicht eine schwierige Zeit: Als Gehalt zahlten wir uns jeweils 2.000 Euro brutto aus, und die rund 1.400 Euro netto reichten bei mir gerade mal für Miete und Essen. Ich rutschte immer weiter in den Dispo, am Geldautomaten sah ich weg, wenn der Kontostand angezeigt wurde. Meine bayerische Sparkasse rief wieder an und bot mir einen Kredit an, um die hohen Dispozinsen zu reduzieren. Sorge, ich würde meine Schulden nicht begleichen können, schienen sie nicht zu haben. Schließlich war auch der Rest meiner Familie dort Kunde.

Wie die meisten Start-up-Gründer:innen waren wir überzeugt, mit unserem Angebot die Welt zu erobern. Eine Zeit lang müssten wir zwar von unserem kleinen Gehalt leben, doch, so unsere Vorstellung, wenn wir das Unternehmen nach ein paar Jahren verkauften und auf einen Schlag reich wären, würden wir mehr als entschädigt.

Mir fiel schnell auf, wie homogen die Berliner Start-up-Szene war: Die meisten Gründer:innen waren Männer aus wohlhabenden bis sehr reichen Familien. Viele waren ehemalige Berater-Kolleg:innen. Mir selbst öffnete meine Beratervergangenheit viele Türen, besonders zu Investor:innen. Auch unser Gründungsteam war – gemessen an der Gesamtgesellschaft – privilegiert, aber mit den Gründer:innen, die ihr Unternehmen jahrelang selbst finanzierten, konnten wir nicht mithalten. Weil uns die Ressourcen fehlten, mussten wir von Anfang an einen Teil des Unternehmens an Investor:innen verkaufen.

Zu diesem Zeitpunkt wusste ich nicht einmal, was ein Venture-Capital-Investor ist. Erst später wurde mir klar, dass wir uns schon bei der Gründung unseres Unternehmens in die Fänge des Finanzmarkt-Kapitalismus begeben und uns selbst im Grunde zu Angestellten der Investor:innen gemacht hatten.

Nach ein paar Jahren Start-up-Leben mit steigendem Frust und zunehmenden Konflikten mit meinen Mitgründern verließ ich mein eigenes Unternehmen. Meine Anteile an Blinkist behielt ich zwar, musste mir aber einen neuen Job suchen. Ich war Anfang dreißig und verschuldet.



Endlich keine Geldsorgen mehr

Also wurde ich wieder Unternehmensberater – diesmal aber selbstständig und mit einem Fokus, den ich wirklich interessant und wichtig fand: New Work, also die Frage danach, wie die Zukunft der Arbeit aussieht. Schon im zweiten Jahr verdiente ich damit doppelt so viel wie ein paar Jahre zuvor als fest angestellter Berater und ein Vielfaches meines Gründergehalts bei Blinkist.

Meine Blinkist-Unternehmensanteile wurden außerdem von Jahr zu Jahr wertvoller. Zwei Jahre nach meinem Ausstieg verkaufte ich zum ersten Mal einen kleinen Teil und hatte auf einmal zusätzlich zu meinem sehr guten Einkommen 400.000 Euro auf dem Konto. Weil das Geld aus Luxemburg überwiesen wurde, meldete sich meine Bank erneut – diesmal um herauszufinden, ob ich womöglich Geldwäsche betrieb.

Im Jahr darauf verkaufte ich weitere Anteile und wurde Millionär – den größten Teil meiner Unternehmensbeteiligung hielt ich weiterhin. Auf einmal hatte ich keine Geldsorgen mehr. Finanzielle Freiheit zu haben, war wirklich schön – vor allem, weil der Gedanke an Geld mir in den Jahren zuvor immer Beklemmung bereitet hatte. Nun checkte ich häufig meinen Kontostand, weil mir die große Zahl einen Dopamin-Kick gab. Mit der Zeit verlor sich der Effekt, aber was blieb, war ein Gefühl von Sicherheit.

Und weil ich vorher jahrelang so pleite gewesen war, dass ich mir nie irgendetwas kaufen konnte, was mehr als ein paar Hundert Euro kostete, erfüllte ich mir einige Wünsche: Ich kaufte mir ein Hifi-System, einen schönen Anzug und ein Rennrad. Außerdem ließ ich mir eine neue Küche in die Mietwohnung bauen. Mehr fiel mir dann aber auch schon nicht mehr ein. Den allergrößten Teil des Geldes investierte ich in Unternehmen, die ich selbst gründete. Und in andere Unternehmen, die ich unterstützenswert fand.

Mit der Zeit nahm das Thema Geld immer mehr Raum in meinem Leben ein: Wie investiert man eine so große Summe sinnvoll? Wie viel Geld sollte immer als Notreserve auf dem Konto liegen? Wie macht man aus einem einstelligen Millionenvermögen ein zweistelliges? Allein zu wissen, dass die von mir verkauften Anteile von Jahr zu Jahr weiter an Wert gewannen, während mein Geld auf dem Konto sich nicht von selbst vermehrte, verursachte Stress.

In der Zeit, als ich immer pleite gewesen war, hatte ich mich des Geldes wegen unfrei gefühlt. Und nun, als ich viel davon hatte, fühlte ich mich wieder unfrei. Ich dachte ständig über Geld nach, fragte mich, wie ich es möglichst sinnvoll einsetzen und dabei idealerweise weiter vermehren könnte. Gerade die Frage, wie mein Geld gleichzeitig etwas Positives bewirken und sich möglichst schnell weiter vermehren kann, bereitete mir große Kopfschmerzen. Heute weiß ich, dass sich diese beiden Ziele in unserem aktuellen System gegenseitig ausschließen – auch wenn viele der Bücher, die ich für Blinkist zusammengefasst habe, etwas anderes behaupten.



Kurz mal Multi-Millionär

Zu dieser Zeit las ich Thomas Pikettys Buch Kapital im 21. Jahrhundert. In diesem Monumentalwerk beschreibt der Autor sehr eindrücklich, wie ungleich die Vermögen in der Welt verteilt sind und welche Probleme daraus resultieren. Ich war schockiert: Wieso akzeptieren die Menschen ein so großes Maß an Ungleichheit? Warum gehen sie nicht auf die Barrikaden, und wieso fördern selbst Politiker:innen angeblich sozialer Parteien diese Verhältnisse noch?

Mir fiel diese Ungleichheit zunehmend auch in meinem eigenen Leben auf: Ich fühlte mich regelmäßig schlecht, wenn ich mich mit Freund:innen traf, die weniger Geld hatten als ich. Auch in Berlin jeden Tag Menschen zu sehen, die nicht einmal ein Dach über dem Kopf hatten und fremde Menschen nach etwas zu essen fragen mussten, während ich Angst hatte, dass sich mein Geld nicht schnell genug vermehrte, fühlte sich falsch an.

Als wir Blinkist dann an ein anderes Unternehmen verkauften, besaß ich auf einmal über fünf Millionen Euro – so viel waren meine restlichen Anteile inzwischen wert. Schon vorher war mir klar geworden: Ich bin nun selbst Teil des Ungleichheitsproblems. Weil ich lieber Teil der Lösung als Teil des Problems sein wollte, beschloss ich, 90 Prozent meines Privatvermögens aufzugeben. Mit den verbleibenden zehn Prozent, also rund einer halben Million Euro, zählte ich immer noch zu den reichsten fünf Prozent der Deutschen, aber nicht mehr zum reichsten einen Prozent. Warum ich diesen Betrag wählte? Weil er mir reichte, um die Sicherheit zu haben, die ich mir und möglichst vielen anderen wünsche. Für mich gibt es einen Vermögensbereich, in dem ich mich frei fühle: Wenn ich nicht zu wenig, aber auch nicht zu viel Geld habe. Ich persönlich wünsche mir eine Gesellschaft, in der möglichst alle Menschen in diesem Bereich leben können. Und wenn man sich ansieht, wie wohlhabend Deutschland eigentlich ist, wird klar: Genau das ließe sich problemlos realisieren – wären die Vermögen nicht so extrem ungleich verteilt.

Der Rest des Geldes, also die erwähnten 90 Prozent, floss in eine gemeinnützige Organisation, die ich mit meinem Bruder und einem kleinen Team gründete. Oberstes Ziel des Unternehmens: Wir wollen zeigen, wie Geld zu einer positiven Kraft in der Gesellschaft werden kann. Denn der unfassbare Wohlstand, den es in Ländern wie Deutschland gibt, kann auch ganz anders verteilt werden. So, dass die breite Masse etwas von dem Sicherheitsgefühl bekommt, das ich erleben darf. Und so, dass das eine Prozent, zu dem ich kurzzeitig gehörte, nicht mehr so viel Macht hat.

Die Sparkasse aus der bayerischen Kleinstadt ruft mich heute übrigens nicht mehr an. Vor einigen Jahren bin ich zu einer Ökobank gewechselt, weil ich nicht wollte, dass mit meinen Ersparnissen hinter den Kulissen fossile Industrien und Kohlekraftwerke finanziert werden.



Wir müssen endlich über Geld reden

Meine Entscheidung, aus dem einen Prozent auszusteigen, liegt bei Erscheinen dieses Buchs fast zwei Jahre zurück. Die Frage, wieso wir als Gesellschaft ein so großes Maß an Ungleichheit hinnehmen, begleitet mich weiter. Vieles, das ich auf meinem »Geldweg« erlebt habe, steht sinnbildlich für die Art, wie Geld unsere Gesellschaft formt und wie wir damit umgehen. Wir reden nicht darüber, woher Vermögen kommt und wie es verteilt ist, idealisieren Geschichten von Gründer:innen und fragen nicht, wie sie zustande gekommen sind. Wir akzeptieren, dass der ganze Wohlstand, den dieses Land besitzt, bei einer kleinen Gruppe landet, während ein großer Teil der Gesellschaft nichts vom Kuchen abbekommt. Woran das liegt? Zunächst mal hat das strukturelle Gründe: Unser Wirtschaftssystem gründet auf Konkurrenz – jede:r ist sich selbst der:die Nächste und für sich selbst verantwortlich. Und dann gibt es in unserer Gesellschaft einflussreiche, finanzstarke Kräfte, die die Ungleichheit aufrechterhalten. Die Gegenkräfte, die Tolles leisten, arbeiten dagegen mit viel weniger Geld im Rücken.

Ich persönlich glaube nicht, dass unsere Gesellschaft dauerhaft mit einem solchen Ausmaß an Ungleichheit funktionieren kann. Demokratie und extreme Ungleichheit schließen sich gegenseitig aus. Als ich mit der Arbeit an diesem Buch begonnen habe, war das eine Vermutung. Jetzt, wo das Buch geschrieben ist, weiß ich es. Und ich möchte es nicht hinnehmen.

Seitdem im mächtigsten Land der Erde die Milliardäre ganz offiziell auch die politische Macht übernommen haben, dämmert es vielen: Unsere Demokratie ist eine Errungenschaft, die wir schützen und verteidigen müssen. Genauer gesagt, müssen wir sie zurückerobern. Dafür müssen wir aber endlich lernen, über Geld zu sprechen. Wir müssen uns fragen, wie Vermögen zustande kommt und wie es verteilt sein sollte. Wie ein faires Steuersystem aussehen soll und wie sich Chancengerechtigkeit herstellen lässt.

Mit diesem Buch versuche ich, mir selbst alle Fragen zu beantworten, die ich rund um das Thema Ungleichheit hatte. Dafür habe ich mit Wissenschaftler:innen, Autor:innen und Sozialunternehmer:innen, mit Vermögenden und Hochvermögenden, aber auch mit Menschen, die in Armut aufgewachsen sind, gesprochen. Ich habe mich mit Menschen unterhalten, die Glück hatten und mit allen nur denkbaren Privilegien ins Leben gestartet sind. Und mit anderen, die bei der Geburtenlotterie weniger Glück hatten. Das Buch basiert auf diesen Gesprächen und den vielen klugen Büchern, die ich in den letzten Jahren rund um das Thema Ungleichheit gelesen habe.




WANN IST EINE GESELLSCHAFT UNGLEICH?

Als ich angefangen habe, mich mit der Ungleichheit zu befassen, war ich wirklich geschockt: Wie konnte es sein, dass wir als Gesellschaft das alles mitmachen? Wieso akzeptierten wir, dass einige wenige so viel und viele so wenig besitzen? Wieso gingen nicht Millionen Menschen jeden Tag auf die Straße, um eine gerechtere Verteilung des Wohlstands zu fordern? Schließlich ist der Wohlstand im Land das Ergebnis der Arbeit vieler Menschen. Warum sollten sie akzeptieren, dass er nur so wenigen zugutekam?

Zunächst dachte ich, es läge schlicht an mangelndem Wissen: Die Informationen über das unfassbare Ausmaß der Ungleichheit seien einfach bei den meisten Menschen noch nicht angekommen. Also schrieb ich einen Artikel, der die Ungleichheit in ein paar Grafiken sichtbar machte. Für mich war mit diesen Grafiken im Grunde alles gesagt.

In den letzten Jahren haben immer mehr Autor:innen auf die zunehmende Ungleichheit hingewiesen. Neben dem französischen Ökonomen Thomas Piketty meldeten sich auch in Deutschland immer mehr Wissenschaftler:innen zu Wort. Selbst konservative Medien wie die FAZ schrieben regelmäßig über die zunehmende Ungleichheit und wie sie der deutschen Gesellschaft schade. Doch geändert hat sich seither wenig. Und was mich am meisten überrascht hat: Für meine Diagnose, die krasse und sich weiter verschärfende ökonomische Ungleichheit sei das größte gesellschaftliche Problem unserer Zeit, habe ich immer wieder auch Kritik und Widerspruch geerntet. Und zwar nicht nur von Menschen, die sehr reich sind, sondern aus allen Teilen der Gesellschaft.

Immer wieder bekam ich zu hören, Gleichheit sei doch eine Utopie oder gar ein gefährliches Vorhaben, das auf direktem Weg in die Diktatur führe. Ungleichheit sei schlicht eine Realität, mit der wir leben müssten, wenn wir eine freie, demokratische Gesellschaft wollen. Eine andere Kritik ging in die Richtung: Wie kann es sein, dass ein privilegierter weißer Mann sich zu Ungleichheit äußert, wo er doch auf der Gewinnerseite dieses unfairen Systems steht?

[image: Deutschland, Ungleichland: Die Grafik zeigt, dass 5 % der Deutschen, dargestellt als 5 Personen, etwas mehr besitzen als die übrigen 95 %, dargestellt als 95 Personen.][image: Deutschland, Ungleichland: Die Grafik zeigt, dass 5 % der Deutschen, dargestellt als 5 Personen, etwas mehr besitzen als die übrigen 95 %, dargestellt als 95 Personen.]

Das Thema scheint jedenfalls starke Emotionen, aber auch sehr unterschiedliche Assoziationen zu wecken. Wenn jemand Ungleichheit als Problem benennt, glauben einige Menschen offenbar sofort, dieser jemand wolle alle Menschen exakt gleich machen. Oder er maße sich an, zu wissen, was für alle gut sei. Ich will daher erst einmal das Feld abstecken, um das es mir tatsächlich geht, und das ist die ökonomische Ungleichheit. Genauer gesagt: Es geht mir um die extreme Konzentration der Vermögen bei einem sehr kleinen Teil der Bevölkerung. Ebendiese Konzentration – so meine These, die sich während der Arbeit an diesem Buch immer wieder bestätigt hat – wird zunehmend zu einem Problem für die Demokratie. Ich möchte weder, dass alle Menschen exakt gleich sind, noch möchte ich Reichtum an sich verbieten. Es geht mir darum, extremen Reichtum als strukturelles Problem zu erkennen, an dem wir strukturell etwas ändern müssen.

Wenn es um ökonomische Ungleichheit geht, sprechen wir in der Regel über die Ungleichheit der Einkommen. Natürlich ist es problematisch, wenn ein:e Manager:in tausend Mal so viel verdient wie eine Pflegekraft, und auch ein Problem wie der Gender-Pay-Gap muss benannt und angegangen werden. Doch viel größer als beim Einkommen sind die Unterschiede beim Vermögen. Mancher Erbe bekommt nicht das Tausend-, sondern das Millionenfache des Pflegekraftgehalts geschenkt, und das nur, weil er in die »richtige« Familie geboren wurde. Das macht den Erben nicht zu einem schlechten Menschen, aber strukturell ist es ein Problem, das den Kitt unserer Gesellschaft zu zerstören droht. Wenn die einen etwas leisten, ohne dafür ein Stück vom Kuchen zu bekommen, den die anderen ohne Leistung geschenkt bekommen, dann kann das nicht auf Dauer funktionieren. In kaum einem anderen reichen Land gibt es so viele Besitzlose wie in Deutschland.3 In kaum einem anderen Land gibt es so viele Milliardär:innen. Wir sind ein reiches Land, aber der Reichtum kommt nur bei einer sehr kleinen Gruppe an.



Stell dir vor, Deutschland wäre ein Dorf

Stellen wir uns die deutsche Gesellschaft als ein Dorf mit 1.000 Einwohner:innen vor: Das durchschnittliche Nettovermögen in diesem Dorf liegt bei rund 250.000 Euro pro Person. Alle Schulden und Verbindlichkeiten sind von diesem Wert schon abgezogen: Wer beispielsweise eine Immobilie im Wert von 300.000 Euro besitzt, aber noch einen Kredit von 100.000 Euro zur Finanzierung dieser Immobilie abbezahlen muss, der hat ein Nettovermögen von 200.000 Euro. Falls die Person neben der Immobilie weitere Vermögenswerte besitzt, ist ihr Vermögen entsprechend größer.

Klingt zunächst, als ginge es den allermeisten Dorfbewohner:innen gut. Doch die Vermögen sind sehr ungleich verteilt:4 Die ärmere Hälfte der Bevölkerung, die Unterschicht, besitzt praktisch nichts. 100 von ihnen sind sogar verschuldet. Insgesamt sind nur circa 3 Prozent des gesamten Dorfvermögens im Besitz dieser ärmeren 500 Menschen.

Die nächsten 400 Personen bilden die Mittelschicht, die insgesamt rund ein Drittel von allem besitzt. Die reichste Person dieser Gruppe hat ein Vermögen im Wert von 280.000 Euro, besitzt also vielleicht eine eigene Immobilie, möglicherweise auch ein Aktiendepot.

Die reichsten 100 Menschen im Dorf bilden die Oberschicht, allerdings sind die Vermögen auch in dieser Gruppe sehr ungleich verteilt. Die »ärmeren« 90 Personen der Oberschicht besitzen 280.000 bis 1,3 Millionen Euro. Hier treffen wir also Menschen, die neben einer selbst genutzten Immobilie vielleicht noch eine zweite besitzen, eine private Altersvorsorge, Aktien- oder Fonds-Anlagen.

Nun haben wir bereits 99 Prozent der Dorfbewohner:innen kennengelernt – nur das oberste Prozent, die zehn reichsten Personen also, kennen wir noch nicht. Von diesen zehn Personen sind neun reich: Sie besitzen zwischen 1,3 und 5,7 Millionen Euro. Stell dir einen Chefarzt oder Unternehmensberater vor, mit Villa und Porsche und einem üppigen Aktienportfolio.

Ganz am oberen Ende der Verteilung ist eine Person, die extrem reich ist: Ihr gehören über 20 Prozent des gesamten Dorfvermögens. Diese Person besitzt fast so viel wie die ganze Unter- und Mittelschicht zusammen, also 900 Personen. Sie besitzt sogar mehr als die zweit- bis neuntreichste Person zusammengenommen. Diese Person muss nicht arbeiten, um Geld zu verdienen, sie lebt bequem aus den Erträgen der Immobilien, Unternehmen und anderen Vermögenswerte, die ihr gehören. Wie ist diese Person so reich geworden? Ganz einfach: Sie hat ihr großes Vermögen geerbt.

[image: Deutschland als Dorf: Die Grafik zeigt 1000 Personen und wie viel des Vermögens sie jeweils besitzen. Die reichste Person besitzt 20 % von allem. Die zweit- bis neuntreichsten Personen besitzen 15 %. Dann kommen 90 Personen, die zusammen weitere 32 % besitzen. Die nächsten 400 Personen, die sogenannte Mittelschicht, besitzen zusammen rund 30 %. Die untere Hälfte, also 500 Personen, besitzen nur 3 %, also fast nichts. Somit besitzen 90 % der Menschen zusammen nur ein Drittel.][image: Deutschland als Dorf: Die Grafik zeigt 1000 Personen und wie viel des Vermögens sie jeweils besitzen. Die reichste Person besitzt 20 % von allem. Die zweit- bis neuntreichsten Personen besitzen 15 %. Dann kommen 90 Personen, die zusammen weitere 32 % besitzen. Die nächsten 400 Personen, die sogenannte Mittelschicht, besitzen zusammen rund 30 %. Die untere Hälfte, also 500 Personen, besitzen nur 3 %, also fast nichts. Somit besitzen 90 % der Menschen zusammen nur ein Drittel.]

Was die Sache besonders brenzlig macht: Niemand weiß genau, wie reich diese Person ist. Das Dorf führt nämlich kein Register darüber, und da das Vermögen in der Steuererklärung nicht angegeben werden muss, wird es von keiner offiziellen Stelle erhoben. Eine Forscherin, die ermitteln will, wie genau das Vermögen in unserem Dorf verteilt ist, müsste also bei den Menschen anrufen, um sie zu fragen, wie groß ihr Vermögen ist. Dafür würde sie nach dem Zufallsprinzip einzelne Dorfbewohner:innen aussuchen. Das mag nach Fiktion klingen, doch Forscher:innen, die für Studien die Vermögensverteilung Deutschlands ermitteln, müssen dazu tatsächlich zum Telefonhörer greifen. Sie sprechen mit Tausenden von Personen und fragen sie, wie groß ihr Vermögen ist. Da es aber nur wenige extrem reiche Menschen gibt, ist auch die Wahrscheinlichkeit groß, dass sie diese gar nicht erreichen – die Schätzung der Vermögen wird dadurch zum oberen Ende hin immer schwieriger und schlechter. Doch selbst wenn sie den reichsten Dorfbewohner zufällig ans Telefon bekämen: Er redet nicht gern über sein Vermögen. Im Gegenteil: Er tut alles, damit die anderen Dorfbewohner:innen nicht rausfinden, wie gut es ihm im Vergleich zu ihnen geht.5 Wenn die Dorfzeitung über sein Vermögen schreiben will, droht er mit seinem Anwalt.

Die 1.000 Einwohner:innen in unserem fiktiven Dorf entsprechen den ca. 68 Millionen erwachsenen Einwohner:innen Deutschlands. Die eine extrem reiche Person aus dem Dorf, die reichsten 0,1 Prozent, ist in Deutschland eine Gruppe von rund 68.000 Menschen. Ihnen gehört mindestens ein Fünftel von allem, obwohl sie nur ein Tausendstel der Bevölkerung ausmachen.

Wenn ich vor ein paar Jahren gehört habe, in Deutschland gebe es Schichten unterschiedlich vermögender Menschen, habe ich mir das immer wie eine Art Normalverteilung vorgestellt: In der Mitte gibt es eine große Mittelschicht, in der das meiste Vermögen liegt, und an beiden Enden der Verteilung ein paar arme und ein paar sehr reiche Menschen. Tatsache ist jedoch, dass 40 Prozent der deutschen Haushalte so gut wie nichts besitzen und ein paar Tausend Haushalte ein Fünftel von allem.

Weil es keine wirksamen Umverteilungsmechanismen gibt, werden die Vermögensunterschiede außerdem von Jahr zu Jahr größer. Die Vermögen des reichsten Prozents der Deutschen wachsen nämlich auch überdurchschnittlich stark an – und zwar ganz ohne sein Zutun. Das Geld wirft Renditen ab, die die unvermögenden Dorfbewohner:innen durch Arbeit niemals erwirtschaften könnten.

Global gesehen ist die Lage sogar noch krasser: Das reichste Prozent der Weltbevölkerung verfügt über gut 45 Prozent des gesamten Vermögens. Und während dieses reichste Prozent in den letzten zehn Jahren durchschnittlich die Hälfte des neuen Vermögens auf seinen Konten verbuchen konnte, sind es seit 2020 schon zwei Drittel des Neuvermögens – das ist sechsmal so viel wie der Anteil, der bei den ärmeren 90 Prozent der Weltbevölkerung gelandet ist. Ganz konkret heißt das: Für jeden Dollar neu entstandenen globalen Wohlstands, den ein Mitglied der ärmeren 90 Prozent der Weltbevölkerung erhält, wird ein:e Milliardär:in um 1,7 Millionen Dollar reicher.6 Das führt dazu, dass die Ungleichheit immer weiter zunimmt.



Wann ist eine Gesellschaft ungleich?

Es gibt verschiedene Arten, die Ungleichheit der Vermögen zu bewerten. Besonders bekannt ist der Gini-Koeffizient. Wenn man ein komplexes Phänomen in einer einzigen Zahl zum Ausdruck bringen will, bleibt natürlich viel auf der Strecke, aber der Gini-Koeffizient ist ein guter Startpunkt für eine Betrachtung: Liegt er bei 0, dann sind in einer Verteilung alle gleich. Das wäre bei uns der Fall, wenn alle Deutschen über ein genau gleich großes Vermögen verfügten. Wenn eine Person alles besitzt und alle anderen nichts, dann liegt der Koeffizient bei 1. Es gibt einen Gini-Koeffizienten für Vermögen und einen für Einkommen. Außerdem unterscheidet man zwischen dem Gini-Koeffizienten vor Steuern und dem nach Steuern. Wenn ein Staat bei der Einkommensverteilung zum Beispiel einen deutlich höheren Koeffizienten vor Steuern hat als bei der nach Steuern, dann bedeutet das, dass dieser Staat vermutlich eine progressive Einkommensteuer hat, die die großen Gehaltsunterschiede zumindest etwas ausgleicht, sodass die Nettoeinkommen nicht mehr so ungleich verteilt sind wie die Bruttoeinkommen.

Bei der Verteilung der Einkommen liegt der Gini-Koeffizient nach Steuern für Deutschland bei 0,3. Es gibt also Ungleichheit, aber in vielen Ländern der Welt sind die Einkommen noch deutlich ungleicher verteilt. Vor den 1990er-Jahren lag dieser Wert hierzulande allerdings stets unter 0,26 – er hat seitdem also deutlich zugenommen.

[image: Vermögensverteilung in Deutschland: Die Grafik zeigt, wie die Vermögen in Deutschland verteilt sind: In einem Koordinatensystem ist nach oben das Vermögen eingetragen, nach rechts die Menschen. Würden alle gleich viel besitzen, wäre die Vermögensverteilung eine Diagonale: Dann würden 1 % der Menschen 1 % des Vermögens besitzen, 50 % würden 50 % besitzen. In einem anderen Szenario, in dem eine Person alles besitzt, würde die Linie der X-Achse folgen und erst bei der letzten Person von 0 auf 100 % springen, also senkrecht nach oben gehen. Die wahre Verteilung in Deutschland ist sehr nah an diesem zweiten Szenario. Es besitzt zwar nicht eine Person alles, aber da 50 % nur 3 % besitzen und das reichste 1 % ein Drittel von allem, ist die Verteilung sehr ungleich, die Vermögen sind stark konzentriert.][image: Vermögensverteilung in Deutschland: Die Grafik zeigt, wie die Vermögen in Deutschland verteilt sind: In einem Koordinatensystem ist nach oben das Vermögen eingetragen, nach rechts die Menschen. Würden alle gleich viel besitzen, wäre die Vermögensverteilung eine Diagonale: Dann würden 1 % der Menschen 1 % des Vermögens besitzen, 50 % würden 50 % besitzen. In einem anderen Szenario, in dem eine Person alles besitzt, würde die Linie der X-Achse folgen und erst bei der letzten Person von 0 auf 100 % springen, also senkrecht nach oben gehen. Die wahre Verteilung in Deutschland ist sehr nah an diesem zweiten Szenario. Es besitzt zwar nicht eine Person alles, aber da 50 % nur 3 % besitzen und das reichste 1 % ein Drittel von allem, ist die Verteilung sehr ungleich, die Vermögen sind stark konzentriert.]

Ganz anders sieht es beim Gini-Koeffizienten für Nettovermögen aus: Der liegt für Deutschland bei fast 0,8. Zum Vergleich: Die Länder mit den weltweit höchsten Gini-Koeffizienten, darunter z. B. das Sultanat Brunei, die Vereinigten Arabischen Emirate, Brasilien oder die Bahamas, kommen auf nicht erheblich höhere Werte von knapp 0,9. Viele afrikanische Länder, denen wir häufig eine besonders große ökonomische Ungleichheit unterstellen, haben dagegen niedrigere Gini-Koeffizienten für die Vermögensverteilung als Deutschland. So kommen Niger oder Sierra Leone auf Werte um 0,73. Asiatische Länder wie Südkorea oder Japan sogar nur auf 0,68 bzw. 0,64.

Weil der Gini-Koeffizient trotz allem eine abstrakte Größe bleibt, lohnt es sich, diese mit konkreten Zahlen zu unterfüttern. Wie oben schon beschrieben, ist es sehr schwierig, die reale Vermögensverteilung in Deutschland zu ermitteln, und wir müssen uns auf Schätzungen auf Grundlage von Befragungsdaten verlassen. Der UBS Global Wealth Report 2024 gibt das Gesamtvermögen der Deutschen mit über 20 Billionen Euro an.7 Davon entfallen auf die oberen 10 Prozent rund 67 Prozent des Vermögens, auf das obere 1 Prozent rund 35 Prozent, und auf das obere 0,1 Prozent rund 20 Prozent von allem. Die ärmeren 50 Prozent besitzen, wie wir oben schon gesehen haben, so gut wie nichts.

Für mich steckt darin ein Problem von enormer Sprengkraft. Das Versprechen der Demokratie ist schließlich, dass jede Person die gleichen Rechte und Möglichkeiten hat, sich zu entfalten. Davon kann bei einer so großen Ungleichheit der materiellen Möglichkeiten aber keine Rede sein.




EINE KURZE GESCHICHTE DER UNGLEICHHEIT

Es kursieren viele Argumente, die die enorme Ungleichheit in unserer Gesellschaft rechtfertigen sollen. Häufig wird sie uns als alternativlos, als eine Art Naturgesetz verkauft. Wir lebten doch in der besten aller möglichen Welten, heißt es dann. Zwar sei es schade, dass manche so viel und andere so wenig vom Wohlstandskuchen abbekämen, aber es gehe halt nicht anders. Diese Sichtweise hat genau wie die Ungleichheit selbst eine Geschichte. Und die ist viel weniger geradlinig oder zwingend, als die meisten von uns annehmen. Doch woher kommen eigentlich die großen Vermögen und die große Ungleichheit in Deutschland?

Ein großer Teil der heutigen Vermögen entstand schon zwischen der späten Neuzeit und der Industrialisierung. Viele der Familien, die heute sehr reich sind, waren es schon vor dem Ersten Weltkrieg. Bis ins 18. Jahrhundert waren Eigentum und Besitz in erster Linie über die Standeszugehörigkeit geregelt. Im Rahmen einer allgemeinen Liberalisierung wurde die alte Vermögensstruktur im 18. Jahrhundert dann durch eine erste große »Privatisierungswelle« aufgebrochen, die viele Menschen land- und mittellos zurückließ.



Alles begann mit einer großen Enteignung

Im Spätmittelalter waren etwa 90 Prozent der Menschen in dem Gebiet, das heute Deutschland ist, abhängige Bauern. Das heißt, sie besaßen das Land, das sie bewirtschafteten, nicht selbst, sondern es wurde ihnen von ihren Grundherren lediglich überlassen. Dafür leisteten sie Abgaben und Frondienste. Sie mussten zum Beispiel einen bestimmten Teil der Ernte abgeben oder bei Bedarf für den Fürsten in den Krieg ziehen.

Im Rahmen der Bauernbefreiung im 18. und 19. Jahrhundert wurde diese Abhängigkeit immer weiter reduziert. Infolge der Französischen Revolution wurde die Leibeigenschaft in vielen Regionen verboten und die Bauern wurden zu eigenständigen, freien Rechtssubjekten. De facto kam diese Entwicklung für viele Bauern jedoch einer Enteignung gleich. Während unter der Leibeigenschaft zumindest ihre eigene Subsistenz mehr oder weniger gesichert war, wurden viele von ihnen nun von ihren Höfen vertrieben oder ihnen wurde ein so geringer Teil ihres Hofes als Eigentum überlassen, dass die Bewirtschaftung nicht überlebenssichernd war und sie gezwungen waren, ihn zu verkaufen.

Ein riesiger Teil der Landbevölkerung wurde auf diese Weise im 18. und 19. Jahrhundert »freigesetzt«: Sie waren nun »frei« in dem Sinne, dass sie nicht mehr unter der Herrschaft eines Grundherrn standen, sondern eigene Verträge schließen und Geld für ihre Arbeit verlangen konnten. Aber eben auch frei von Besitz, von Grund und Boden, der ihnen die Ausübung ihrer neu erlangten Freiheit erlaubt hätte. Bereits zu dieser Zeit fing das Vermögen an, sich bei einem Teil des alten Adels und des neuen Bürgertums aus den Städten – zum Beispiel bei wohlhabenden Kaufleuten – sowie bei wenigen ehemaligen Bauern, die über größere Ländereien verfügten, zu konzentrieren.

Die Besitzlosen zogen in die Städte, wo sie auf Arbeit hofften. Die neu entstandenen Manufakturen und Fabriken benötigten Arbeitskräfte, aber es gab nicht genug Arbeit für alle. Die Industrialisierung erfolgte in Deutschland nur langsam, während die Bevölkerung gleichzeitig stark wuchs. Das führte zu einer Massenverelendung. In Bayern waren zeitweise 80 Prozent der Menschen auf Almosen angewiesen. Perspektivlos und verzweifelt wanderten in dieser Zeit Millionen aus Deutschland aus, vor allem in die USA.



Ein erster Höhepunkt der Ungleichheit

Auf die Gründung des Deutschen Kaiserreichs 1871 folgte die erste Hochphase des Kapitalismus in Deutschland. Der neue Staat schaffte die rechtlichen Voraussetzungen für Unternehmertum und Märkte. Im Jahr 1892 wurde beispielsweise die »Gesellschaft mit begrenzter Haftung« als Rechtsform eingeführt.

Im Zuge der Industrialisierung konzentrierte sich das Vermögen weiter und viele der heutigen Milliardärsfamilien können ihr Vermögen bis in diese Zeit zurückverfolgen. Gleichzeitig lebte ein Großteil der Menschen damals in schrecklicher Armut. Die Arbeitsbedingungen in den Fabriken waren unmenschlich, Schichten von bis zu 18 Stunden die Regel, die Löhne so gering, dass viele Arbeiter:innen sich in den neu gebauten Mietskasernen Betten im Schichtbetrieb teilten. Die Wohnungen hatten oft so niedrige Decken, dass man nicht einmal aufrecht stehen konnte. Unterernährung war an der Tagesordnung und Krankheiten breiteten sich in den Arbeiterslums schnell aus. So starben im Deutschen Reich im späten 19. Jahrhundert jährlich etwa 100.000 Menschen – vor allem aus der Unterschicht – an Tuberkulose.8

Bereits vor dem Ersten Weltkrieg hatte sich dann in den meisten europäischen Ländern das Vermögen sehr konzentriert. Laut dem französischen Ökonomen Thomas Piketty vereinte damals das reichste Prozent der Französ:innen etwa 50 Prozent des Gesamtvermögens des Landes auf sich. Ähnliche Zahlen nimmt man auch für Deutschland um 1900 an. Die Datenlage zur Vermögensverteilung ist jedoch für Deutschland bis heute schlechter als für viele andere Staaten. Das hängt mit der späten Nationalstaatsgründung, der späten Industrialisierung und heute vor allem mit politischem Unwillen zusammen, von staatlicher Seite für Transparenz zu sorgen.



Kapitalismus und Kolonialismus

Die europäische Industrialisierung sorgte jedoch nicht nur in Europa für eine massive Zunahme der Ungleichheit. Der Kapitalismus ist auf Expansion angewiesen – wenn die Wirtschaft nicht wächst, dann bricht das System zusammen. So ist es kein Zufall, dass die europäischen Staaten Ende des 19. Jahrhunderts auch die Herrschaft über ihre Kolonialgebiete auszudehnen suchten. Tatsächlich gehen Historiker:innen davon aus, dass der Kapitalismus sich ohne die Kolonialisierung vor allem südamerikanischer und afrikanischer »Staaten« durch die Europäer:innen gar nicht als Wirtschaftssystem hätte durchsetzen können. Die extremen Ungleichheits- und Ausbeutungsregime dienten quasi als Laboratorien für die innereuropäische Ausbeutung in den Fabriken.9

Die europäischen Kolonien gelten als die ungleichsten Gesellschaften der jüngeren Geschichte. In den Sklavenhalter:innengesellschaften, die vor allem Großbritannien und Frankreich in der Karibik errichteten, besaß eine kleine weiße Minderheit von etwa einem Prozent der Bevölkerung nahezu alles. Die europäischen Großmächte beuteten die Menschen und die Ressourcen in den Kolonien rücksichtslos aus, Aufstände wurden blutig niedergeschlagen. Ihre Eigenständigkeit sollten die Kolonien am Ende häufig nur gegen Knebelverträge zurückbekommen, die den Kolonialmächten weiterhin einen großen Teil vom Kuchen zusicherten und die wirtschaftliche Entwicklung der Staaten massiv behinderten. Das hat bis heute fatale ökonomische Folgen für diese Länder, die oft extrem arm sind.

Nachdem die versklavten Haitianer:innen sich Anfang des 19. Jahrhunderts erfolgreich gegen die Kolonialmacht Frankreich behaupteten – übrigens der einzige erfolgreiche »Sklavenaufstand« der Geschichte –, erlangten sie ihre Unabhängigkeit zu einem hohen Preis. Bis in die Mitte des 20. Jahrhunderts zahlte Haiti Reparationen an Frankreich, um für das »verlorene Eigentum« zu entschädigen. Haiti ist heute das ärmste Land Amerikas, rund 50 Prozent der Menschen dort sind von Hunger bedroht.10 Frankreich wiederum profitiert bis heute von solchen »Handelsabkommen« mit ehemaligen Kolonien.



Egalitärere Gesellschaften

Nach dem Zweiten Weltkrieg waren in Deutschland – und natürlich auch in anderen europäischen Staaten – viele Vermögenswerte zerstört. Wer beispielsweise über eine Immobilie verfügte, der war nach dem Krieg vermutlich ärmer als vorher, weil die Immobilie im Krieg entweder durch Zerstörung oder allgemeinen Wertverfall durch Deutschlands kriegerische Aktivitäten und die ungewisse Zukunft an Wert verloren hatte. Das hatte auch einen Effekt auf die Vermögensverteilung, die dadurch nach dem Krieg egalitärer war. In Deutschland führten das rasante Wirtschaftswachstum in den 1950er-Jahren und die Installation eines relativ starken Sozialstaates zu einer weiteren Egalisierung, die sich bis in die 1980er-Jahre sogar noch verstärkte.

Viele soziale Errungenschaften aus dem Kaiserreich und der Weimarer Republik, wie die Krankenversicherung und Gewerkschaften, konnten in die Nachkriegszeit gerettet werden und sorgten bei gleichzeitiger Vollbeschäftigung für ein Gefühl von Sicherheit und Aufschwung. Die progressive Einkommensteuer und die Vermögensteuer hatten zudem einen starken Umverteilungseffekt, sodass Menschen, die mehr verdienten und/oder besaßen, auch mehr zum Gemeinwesen beitrugen. Nur so konnte eine breite Mittelschicht entstehen.

Wo vorher der Besitz bei wenigen Vermögenden lag, entstand nun eine ganze Schicht an Besitzenden. Für viele Menschen wurde es möglich, eine eigene Immobilie zu erwerben und Rücklagen zu bilden. Zur ganzen Wahrheit gehört allerdings auch, dass der zunehmende Wohlstand nicht allen, die dazu beitrugen, zugutekam. Zwischen 1955 und 1968 warb Deutschland über zehn Millionen Gastarbeiter:innen an, die unter teils furchtbaren Arbeits- und Lebensbedingungen am Wirtschaftswunder mitwirkten, am Wohlstand allerdings nicht beteiligt wurden. Der Autor Günter Wallraff arbeitete Anfang der 1980er-Jahre als vermeintlicher türkischer Gastarbeiter undercover in Kernkraftwerken, Stahlbetrieben und einem McDonalds-Restaurant. Seine Erlebnisse beschrieb er 1985 in seinem immer noch sehr lesenswerten Buch Ganz Unten als eine Zeitreise in die Zustände des 19. Jahrhunderts.






	BESTEUERUNG NACH DEM ZWEITEN WELTKRIEG UND HEUTE




	× Vermögensteuer   Ab 1946 gab es eine Vermögensteuer von 1 bis 2,5 Prozent für natürliche Personen und von sogar 2 bis 2,5 Prozent für juristische Personen. Diese Steuer wurde 1949 auf 3 Prozent erhöht, und ab 1952 wurde mit dem Lastenausgleich massiv umverteilt: Die Vermögen oberhalb eines Freibetrags wurden mit einer Abgabe von 50 Prozent besteuert, die bis 1979 in Raten entrichtet werden konnte. Zudem gab es weiterhin eine reguläre Vermögensteuer, die allerdings ab Ende der 1970er-Jahre gesenkt wurde und dann nur noch bei 0,5 bzw. 0,7 Prozent lag. 1995 erklärte das Bundesverfassungsgericht die damalige Ausgestaltung der Vermögensteuer für verfassungswidrig, weil unterschiedliche Arten von Vermögen unterschiedlich behandelt wurden, was dem Gleichheitssatz des Grundgesetzes widerspricht. Die damalige Regierung unter Bundeskanzler Helmut Kohl setzte die Vermögensteuer daraufhin aus. Bis heute wurde diese nicht reformiert.
× Einkommensteuer   Nach dem Krieg lag der Spitzensteuersatz in Deutschland für kurze Zeit bei 95 Prozent, und er galt für Einkommen über 250.000 D-Mark. Ab 1955 betrug der Spitzensteuersatz nur noch 66,45 Prozent und wurde dann sukzessive immer weiter gesenkt. Im Jahr 2000 lag er bei 50 Prozent, seit 2005 liegt er bei 42 Prozent, die bereits bei einem Einkommen ab knapp 70.000 Euro fällig werden. Erst ab einem Einkommen von rund 280.000 Euro kommen nochmals 3 Prozentpunkte als sogenannte Reichensteuer hinzu.







Der Beginn der neoliberalen Ära

Die 1950er- und 1960er-Jahre waren vom Ausbau der sozialen Leistungen geprägt. Man spricht daher häufig von einem »Goldenen Zeitalter« des Sozialstaates. Die soziale Sicherung wurde auf immer größere Bevölkerungskreise ausgeweitet, das Leistungsniveau und die öffentlichen Sozialausgaben stiegen. Da die deutsche Wirtschaft nach dem Zweiten Weltkrieg am Boden lag und Deutschland in weiten Teilen zerstört war, war es eigentlich – anders als es das Wort »Wirtschaftswunder« suggeriert – kein Wunder, dass in den Nachkriegsjahren enorme Wachstumsraten erzielt wurden. In den 1970er-Jahren war die Binnennachfrage jedoch langsam gesättigt und die Ölkrise von 1973 bremste die Wirtschaft zusätzlich aus. Das Wirtschaftswachstum stagnierte, die Arbeitslosigkeit nahm schnell zu und die Inflation stieg ebenfalls. Dies führte zu einer Krise der Staatsfinanzen. Da sich die Unternehmen zur gleichen Zeit verstärkt internationalem Preisdruck ausgesetzt sahen und auf billige Arbeitskräfte und Steuererleichterungen aus waren, wurde der Sozialstaat zunehmend infrage gestellt.

Mit dieser Entwicklung beginnt der Neoliberalismus Fahrt aufzunehmen. Teil seiner Ideologie war es, den Einfluss des Staates auf den Markt zu verringern und mehr auf die Initiative privatwirtschaftlicher Akteure zu vertrauen. So wurden immer mehr Wirtschaftsbereiche privatisiert und parallel die Sozialleistungen abgebaut. Weniger Staat, mehr privates Kapital, lautete nun das Motto. Bis 2010 war von den staatlichen Vermögenswerten so gut wie nichts mehr übrig – sie waren nahezu vollständig in Privatvermögen übergegangen.

Gleichzeitig wurden auch die Finanzmärkte immer weiter liberalisiert: Die Idee der sozialen Marktwirtschaft wich dem Finanzmarkt-Kapitalismus. Nicht zuletzt aufgrund der fehlenden Umverteilungsmechanismen und der deutlichen Schwächung der Gewerkschaften zugunsten der Arbeitgeber:innen landete das Geld von da an immer mehr in den Taschen derer, die ohnehin schon viel davon hatten. Es setzte sich die Vorstellung durch, dass wir diese reiche Klasse der Unternehmer:innen brauchen und dass die Arbeiter:innen ihre Interessen zugunsten jener der Unternehmen zurückschrauben müssen. Schließlich hätten sie keinen Job, wenn das Unternehmen aufgeben müsste. Im Ergebnis nahm die ökonomische Ungleichheit wieder zu.

[image: Entwicklung der Privatvermögen in Deutschland: Die Grafik zeigt, wie sich die Vermögen in Deutschland seit 1870 entwickelt haben. Eingetragen ist nach rechts der Zeitverlauf bis heute, und nach oben die Höhe der Privatvermögen im Land. An der Y-Achse steht: „Gesamt-Privatvermögen in Relation zum Nationaleinkommen“. Die Kurve beginnt bei 500 %, das existierende Privatvermögen war 1870 also fünfmal so hoch wie das jährliche Nationaleinkommen. Nach 1870 sinkt die Kurve langsam ab. Um die Zeiten der Weltkriege und Weltwirtschaftskrise fällt die Kurve stark ab. Nach dem zweiten Weltkrieg sind die Privatvermögen auf fast null geschrumpft. In den Jahren danach legen sie wieder zu. Besonders in den letzten Jahrzehnten sind sie stark angewachsen. Heute liegen die Privatvermögen auf einem deutlich höheren Niveau als wie 1870, also bei rund 700 %.][image: Entwicklung der Privatvermögen in Deutschland: Die Grafik zeigt, wie sich die Vermögen in Deutschland seit 1870 entwickelt haben. Eingetragen ist nach rechts der Zeitverlauf bis heute, und nach oben die Höhe der Privatvermögen im Land. An der Y-Achse steht: „Gesamt-Privatvermögen in Relation zum Nationaleinkommen“. Die Kurve beginnt bei 500 %, das existierende Privatvermögen war 1870 also fünfmal so hoch wie das jährliche Nationaleinkommen. Nach 1870 sinkt die Kurve langsam ab. Um die Zeiten der Weltkriege und Weltwirtschaftskrise fällt die Kurve stark ab. Nach dem zweiten Weltkrieg sind die Privatvermögen auf fast null geschrumpft. In den Jahren danach legen sie wieder zu. Besonders in den letzten Jahrzehnten sind sie stark angewachsen. Heute liegen die Privatvermögen auf einem deutlich höheren Niveau als wie 1870, also bei rund 700 %.]

Verstärkt wurde diese Entwicklung durch die deutsche Wiedervereinigung 1989. Da es in der DDR wenig Privatvermögen gab und die alten staatseigenen Unternehmen und Immobilien privatisiert wurden, setzte ein regelrechter Ausverkauf des Ostens ein. Das ostdeutsche Vermögen ging zu Schleuderpreisen fast ausschließlich an Westdeutsche. Die Ostdeutschen wurden so zu einer neuen deutschen Klasse am unteren Ende der Vermögensverteilung gemacht. Das wirkt bis heute nach: Ostdeutsche verfügen über deutlich weniger Vermögen als Westdeutsche, sie erben kaum etwas und auch die Löhne sind in vielen ostdeutschen Regionen noch immer niedriger als in Westdeutschland. Die Miete für ihre Leipziger Altbauwohnung zahlen sie an Westdeutsche, genau wie die Pacht für ihre Äcker in Sachsen-Anhalt.



Der zweite Peak des Kapitalismus und der Ungleichheit

Während die Neoliberalisierung in anderen westlichen Staaten deutlich früher einsetzte und fortschritt, erreichte sie im wiedervereinigten Deutschland ihren ersten Höhepunkt mit der Umsetzung der »Agenda 2010« zwischen 2003 und 2005. Die Agenda 2010 beinhaltete eine Reihe von Arbeitsmarktreformen. Diese schufen in Deutschland den größten Niedriglohnsektor Europas, wie Bundeskanzler Gerhard Schröder einst voller Stolz verkündete, und damit ein neues Prekariat.

Während der Finanzmarktkrise 2008, eine Folge der neoliberalen Deregulierung der Finanzmärkte seit den 1980er-Jahren, wurde dann noch einmal massiv zugunsten der Reichen umverteilt. Nicht nur hatten reiche Banker:innen und Investor:innen finanziell von den Finanzmarktgeschäften profitiert, die letztlich zur Krise führten – die Rettung der Banken, deren Profite zuvor von Privatpersonen abgeschöpft worden waren, übernahm dann auch noch der Staat – mit Steuergeldern. Nicht nur die Löhne, sondern auch die Vermögen sind seither wieder von zunehmender Ungleichheit betroffen. Menschen mit hohen Einkommen können ihr Geld anlegen und so zusätzlich zu ihrem guten Arbeitseinkommen passives Einkommen erzielen und weitere Vermögenswerte wie beispielsweise Aktien erwerben, aus denen sie wiederum Renditen erwarten. Diese Renditen sind umso höher, je weniger die Arbeiter:innen, die in den Unternehmen arbeiten, vom Kuchen abbekommen. Und so weiter. Was die ökonomische Ungleichheit betrifft, stehen wir heute vor einer ganz ähnlichen Situation wie vor dem Ersten Weltkrieg: Es ist wieder unfassbar viel Vermögen entstanden und es ist wieder in den Händen einiger weniger konzentriert.

Wie viel Vermögen das ganz genau ist und wie es verteilt ist, wissen wir allerdings nicht. Erhebungen dazu beruhen, wie gesagt, in der Regel auf Befragungsdaten und Schätzungen. Und so erscheint alle paar Jahre eine Veröffentlichung, die das Vermögen der Reichsten nach oben korrigiert. Erst 2020 veröffentlichte das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung eine Auswertung, in der der Anteil des reichsten Prozents der Bevölkerung am Gesamtvermögen von zuvor 22 Prozent auf 35 Prozent nach oben korrigiert wurde. Gleichzeitig gehen in Deutschland immer mehr Menschen ohne qualifizierten Abschluss von der Schule ab, sind von Armut bedroht und auf Sozialleistungen angewiesen. In Deutschland lebt jedes fünfte Kind in Armut und ein halbes Prozent der Bevölkerung ist wohnungslos.

*

Was wir hier sehen, ist eine Entwicklung in die falsche Richtung. Mit der wachsenden Ungleichheit bewegen wir uns zurück in vordemokratische Zeiten. Diese Ungleichheit korrespondiert nicht zufällig mit dem Erstarken autokratischer Regime und dem Rückgang von Demokratie in der Welt. Wir müssen diese Entwicklung aber nicht einfach so hinnehmen. Denn wie Thomas Piketty schreibt, ist die Ungleichheit in einer Gesellschaft kein Naturgesetz. Sie ist vielmehr Ausdruck politischer Entscheidungen und gesellschaftlicher Aushandlungen. Wenn genügend Menschen den Status quo nicht mehr hinnehmen, lässt er sich auch verändern. Dafür müssen wir uns jedoch zuallererst mit diesem Status quo auseinandersetzen, ihn verstehen und das Problem erkennen.
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UNGLEICHHEIT IST UNDEMOKRATISCH

Mit großem Vermögen geht immer große Macht einher. Und zwar mehr Macht, als eine Demokratie verträgt. Ich spreche da aus Erfahrung: Weil ich vermögend bin, kann ich meine Meinung in großen Medien kundtun. Ich werde regelmäßig ins Fernsehen und zu Events mit Politiker:innen eingeladen. Manchmal laden mich sogar Bundestagsabgeordnete zu persönlichen Treffen in den Reichstag ein. Ich bin außerdem Mitglied mehrerer Lobbyorganisationen, die sich für meine Interessen einsetzen – dafür zahle ich Geld.

Bis vor ein paar Jahren hatte ich nur eine sehr vage Vorstellung davon, was Lobbyismus ist. Ich dachte dabei an Männer mit Koffern voller Geld, die in geheimen Treffen mit Politiker:innen ihre Interessen durchsetzen. Inzwischen weiß ich: Lobbyismus ist überall, und ganz so thrillermäßig, wie ich ihn mir vorgestellt habe, läuft er dann doch nicht ab.

Was jedoch stimmt: Lobbyismus findet meist dort statt, wo wir als Öffentlichkeit ihn nicht mitbekommen. So erzählt es mir ein ehemaliger Lobbyist, der nicht namentlich genannt werden möchte. Im Auftrag eines großen Unternehmens sollte er Einfluss auf eine geplante Gesetzgebung nehmen. Die geplante Gesetzesänderung hätte es seinem Arbeitgeber erschwert, durch das Hin- und Herschieben von Posten innerhalb der Bilanzen Steuern zu sparen. Das wollte man nicht einfach so hinnehmen, weshalb der Lobbyist losgeschickt wurde, um Einfluss zu nehmen. Er schildert mir, wie einfach es für ihn war, Termine mit Ministerpräsident:innen und Bundestagsabgeordneten zu bekommen. Sogar mit der Bundeskanzlerin stand er in Kontakt. Viel entscheidender sei es aber gewesen, genau zu wissen, welche Bundestagsabgeordneten in den wichtigen Ausschüssen saßen. Die sprach er dann gezielt an. Am Ende sei es erstaunlich einfach gewesen, die Interessen seines Auftraggebers in den Gesetzgebungsprozess einzubringen und größtenteils auch durchzusetzen.

Alle, die es sich leisten können, nutzen diesen Weg, um ihre Interessen an Politiker:innen heranzutragen. Meist steckt dahinter auch keine böse Absicht. Aus meiner eigenen Perspektive sind die Anliegen, für die ich mich einsetze, schließlich immer legitim. Das Problem ist nur: So, wie der Lobbyismus funktioniert, untergräbt er die Demokratie.

Lobbyismus gegen Steuerprivilegien

Als ich auf die Initiative taxmenow stieß, war ich erst einmal überrascht: Reiche Menschen, die sich für eine höhere Besteuerung reicher Menschen einsetzen? Das klang widersprüchlich und weckte mein Interesse. Ich meldete mich für ein Kennenlerngespräch an und erfuhr, dass taxmenow ebenfalls eine Art Lobbyorganisation ist – nur eben eine, in der sich Reiche dafür einsetzen, ihre eigenen Privilegien abzubauen. Bei taxmenow organisieren sich Reiche aus Deutschland, Österreich und der Schweiz, um auf das Ausmaß hinzuweisen, in dem das jeweilige aktuelle Steuersystem dieser Länder Reiche bevorzugt. Diese Leute dachten wie ich: Die Ungleichheit in der Gesellschaft ist viel zu groß, daran muss sich etwas ändern! Und es ist problematisch, ja undemokratisch, wenn Reiche ihr Geld einsetzen, um ihr Vermögen zu schützen und zu vergrößern und um sich Vorteile gegenüber denjenigen zu verschaffen, die ohnehin schon viel weniger haben als sie. Ich war begeistert! Also wurde ich Mitglied und arbeite seitdem im Presseteam des Vereins mit.






	»Große Vermögen sind große Macht. Demokratie wiederum ist die Antwort auf die Machtfrage und unser Mittel der Wahl, wie wir Macht gerecht verteilen wollen. Demokratie sagt eine Stimme pro Nase, und nicht eine Stimme pro Euro Vermögen.«   MARLENE ENGELHORN





Willkommen in der Oligarchie

Prominenteste Figur von taxmenow ist Marlene Engelhorn. Sie setzt sich seit Jahren dafür ein, auf die extreme Ungleichheit in Ländern wie Deutschland und Österreich, wo sie lebt, hinzuweisen. Und auf die Ungerechtigkeit, die damit verbunden ist, dass Menschen wie sie reich geboren werden und damit qua Geburt mehr Macht haben, als es in einer Demokratie eigentlich vorgesehen ist. Marlene weist nicht nur auf diese Missstände hin, sie nimmt die Dinge auch selbst in die Hand: Sie hat deshalb neben taxmenow auch noch andere Initiativen wie Resource Transformation mitgegründet, die sich mit der Rückverteilung von Überreichtum beschäftigen. Im Jahr 2024 ließ sie selbst 25 Millionen Euro aus dem von ihr geerbten Vermögen über einen Bürger:innenrat an soziale Initiativen und andere Projekte verteilen. »Solange der Staat diese Aufgabe der Umverteilung nicht übernimmt, muss ich das eben selbst machen«, sagt sie.

Anfang 2023 waren wir zusammen mit einigen anderen Vertreter:innen von taxmenow anlässlich des Weltwirtschaftsforums in Davos, um dort mit einem »Tax the rich«-Schild in der Stadt zu demonstrieren und vor allem, um mit Pressevertreter:innen zu sprechen. Zum Weltwirtschaftsforum treffen sich in Davos jedes Jahr die Reichen und Mächtigen. Das gesamte Bergdorf wird dann von ihnen und ihrer Entourage übernommen. Obwohl Davos bequem per Bahn und vor Ort alles fußläufig zu erreichen ist, reisen viele mit dem Privatjet oder Helikopter an. Auf den Straßen stauen sich die schwarzen Limousinen mit verdunkelten Scheiben. Die Luft ist eiskalt und voller Autoabgase. Auf den Dächern stehen überall vermummte Scharfschütz:innen.

Nur wenige Tage vor dem Weltwirtschaftsforum war ein neuer Oxfam-Bericht erschienen, der zeigte, dass die Reichsten weltweit in den Corona-Jahren ihre Vermögen verdoppeln konnten, während fünf Milliarden Menschen ärmer wurden.11

Mir blieb von Davos besonders das Bild hängen, wie Marlene und ich von einem Fernsehteam interviewt werden, unser Pappschild in der Hand. Vor uns die Kolonne schwarzer Limousinen und Porsches. Hinter uns eine Gruppe vermummter Polizist:innen mit Sturmgewehren, die aufpassen, dass wir mit dem Pappschild niemanden umbringen. Mit diesem Bild schafften wir es sogar in den BLICK, die Schweizer BILD-Zeitung.

Das Versprechen der Demokratie

In Deutschland regen wir uns gern über russische Oligarch:innen auf, weil wir eine Gesellschaft als undemokratisch empfinden, in der reiche Menschen ihre politischen Interessen durchsetzen. Dabei hat unsere eigene Gesellschaft längst Merkmale einer Oligarchie. Das wird an Orten wie Davos sehr deutlich: Dort treffen sich schließlich die Mächtigen und Reichen, um über die Zukunft der Welt zu beraten.

Doch leben wir nicht eigentlich in einer liberalen Demokratie? In der alle Menschen die gleichen Rechte und Möglichkeiten haben, sich einzubringen und die Gesellschaft mitzugestalten? In unserer repräsentativen Demokratie wählen wir Politiker:innen zwar als unsere Volksvertreter:innen, doch welchen Wert hat das, wenn diese zwischen den Wahlen vor allem Politik im Interesse der Reichen machen? Denn auch in Deutschland nehmen reiche Menschen massiv Einfluss auf die Politik. Der Drogerie-Milliardär Dirk Roßmann beispielsweise gab 2019 in einem Interview mit dem Manager Magazin freimütig zu, dass er seine Anliegen Politiker:innen gern direkt kommuniziert – indem er sie einfach anruft oder um einen Termin bittet.12

Auch Parteispenden sind ein beliebter Weg der Einflussnahme. So hat der Immobilienunternehmer Christoph Gröner im Jahr 2020 der Berliner CDU 820.000 Euro gespendet. Dieses Geld war nicht umsonst: Gröner knüpfte daran unter anderem die Bedingung, die CDU müsse im Falle eines Sieges bei den Wahlen zum Abgeordnetenhaus im Herbst 2021 den Berliner Mietendeckel13 reformieren, sollte das Verfassungsgericht ihn nicht kippen.14

Noch häufiger findet die Einflussnahme über Verbände oder Lobbyist:innen statt. Das legt zumindest eine 2024 erschienene Recherche von ZDF und abgeordnetenwatch.de nahe. Die Journalist:innen gaben sich als Lobbyist:innen für ein E-Zigaretten-Unternehmen aus und bekamen ohne Nennung ihres Kunden Termine bei mehreren Bundestagsabgeordneten. Von einigen Abgeordneten erhielten sie bereits beim ersten Treffen nicht öffentliche Informationen. Ehemalige Mitglieder des Bundestages, die heute als Lobbyist:innen tätig sind, stellten ihnen sogar geheime Treffen mit Minister:innen in Aussicht. Kostenpunkt für den exklusiven Service: 2.500 bis 3.000 Euro pro Tag. Wer diese Summen aufbringen kann, der kann sich den Zugang zu Politiker:innen einfach kaufen.15






	DEMOKRATIE, OLIGARCHIE , AUTOKRATIE




	× Die meisten Definitionen von Demokratie umfassen neben der Teilnahme an politischen Wahlen weitere Merkmale wie etwa die, dass alle vor dem Gesetz gleich sind, niemand diskriminiert werden darf und auch wirtschaftliche Chancengleichheit herrschen soll.
× Oligarchie bezeichnet die Herrschaft einer kleinen vermögenden Gruppe, die zu ihrem Eigennutz regiert, also insbesondere mit dem Ziel, ihr Vermögen und ihre Macht zu erhalten bzw. zu vergrößern. Die Oligarchie ist dementsprechend durch große soziale Ungleichheit und die Abwesenheit politischer Partizipation breiter Bevölkerungsteile gekennzeichnet.
× Wenn die Macht noch stärker zentralisiert ist und es einen starken Repressionsapparat gibt, der oppositionelle Strömungen unterbindet, sprechen wir von einer Autokratie.
× Übrigens: Während heute (freie) Wahlen in mehr oder weniger allen Demokratiedefinitionen enthalten sind, waren Wahlen in der antiken Staatslehre von Aristoteles ein Merkmal der Oligarchie, wohingegen in einer Demokratie Ämter am besten verlost werden sollten. In Wahlen hätten nämlich diejenigen, die Privilegien wie Vermögen, Einfluss und Bildung haben, von vornherein Vorteile gegenüber denen, die nichts haben. Dass dieses Argument nicht ganz von der Hand zu weisen ist, zeigt sich heute etwa im US-amerikanischen System, in dem man Unmengen an Geldern aufbringen muss, um für ein Amt kandidieren bzw. um erfolgreich wahlkämpfen zu können. Obwohl das Losmodell auf kommunaler Ebene an einigen Orten Europas erprobt wird, will ich hier keine Werbung dafür machen, aber der Gedanke macht dennoch auf ein Problem aufmerksam, das selten reflektiert wird.





Familienunternehmen und kleine Steuerzahler:innen

Um ihre Interessen durchzusetzen, organisieren sich Unternehmer:innen und Überreiche oft in Verbänden. Deren Namen klingen gern nach Gemeinnützigkeit und Mittelstand und verschleiern die eigentlichen Interessen. So ist die Stiftung Familienunternehmen, die Assoziationen von Handwerksbetrieben und Dorfbäckereien weckt, ein mächtiger Lobbyarm der deutschen Milliardärsfamilien. Die Stiftung müsste eigentlich »Lobbyverband deutscher Oligarch:innen« heißen, aber dann würden ihre Mitglieder vermutlich nicht mehr so oft in Talkshows eingeladen und seltener Termine mit Minister:innen bekommen. Lobbypedia schreibt:

»Tatsächlich besteht das Kuratorium aus Vertretern großer Unternehmen, aus Superreichen und Vermögensverwaltern. In ihrer politischen Arbeit konzentriert sich die Stiftung vor allem darauf, die stärkere Besteuerung von Reichtum abzuwehren (Vermögenssteuer, Erbschaftssteuer). Nach eigenen Angaben konzentriert sich die Stiftung auf die Förderung von Wissenschaft und Forschung sowie den diesbezüglichen Erfahrungsaustausch zum Thema Familienunternehmen.«   LOBBYPEDIA

In ihrem im Sommer 2024 erschienenen Buch Crazy Rich. Die geheime Welt der Superreichen schreibt die Autorin Julia Friedrichs über Matthias Lefarth, einen früheren Lobbyisten der Stiftung Familienunternehmen. Sie trifft ihn in einem Hotel in Mittelamerika, und im Interview schwärmt er, es sei »eine Sternstunde der Politikberatung gewesen«, als er dem damaligen CSU-Vorsitzenden und bayerischen Ministerpräsidenten Horst Seehofer kurz vor einer wichtigen Entscheidung zur Erbschaftsteuer stundenlang die Interessen seiner Auftraggeber:innen diktieren konnte. Lefarth sagt, er sei mit dem Ziel zu Seehofer gefahren, dass große Unternehmen weiterhin vererbt werden können, ohne dass dafür Erbschaftsteuer anfällt. Drei Tage nach dem Treffen habe Seehofer sein Veto gegen eine geplante Gesetzesänderung eingelegt – das Ziel des Lobbyisten und seiner Auftraggeber:innen war damit erreicht.16

Neben der Stiftung Familienunternehmen gibt es viele weitere Lobbyorganisationen, mit denen die Reichsten ihre Interessen in Politik und Gesellschaft tragen. Beispiele sind der Verein Die Familienunternehmer, der Verband Familienbetriebe Land und Forst, der Bund der Steuerzahler,17 die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft oder der Bundesverband der Deutschen Industrie. Die Namen sollen uns glauben machen, dass diese Organisationen im Interesse der Bevölkerung und der kleinen und mittelständischen Betriebe handeln. Tatsächlich agieren sie aber überwiegend im Auftrag großer Unternehmen, Konzerne und extrem reicher Individuen.

Diese Organisationen sind durch ihre Mitglieder zudem mit reichlich finanziellen Mitteln ausgestattet. Mit Summen, von denen kleine Vereine, die sich für soziale Themen einsetzen, nur träumen können, finanzieren sie Kampagnen, schreiben Positionspapiere und manchmal ganze Gesetzesentwürfe. Hinter der Schmutzkampagne gegen die Grünen vor der Bundestagswahl 2021 beispielsweise steckte die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft. Sie konnten es sich leisten, ihre diffamierenden Anzeigen bei Medien wie ZEIT online, der Süddeutschen Zeitung, der BILD und der FAZ zu platzieren. Zentrale Inhalte der Arbeit all dieser Organisationen sind neben dem schon erwähnten Einsatz gegen die Erbschaftsteuer und die Vermögensteuer aber auch der gegen Klimaschutz und generell gegen alles, was die eigenen Geschäftsmodelle bedrohen könnte. Die Grundbotschaft, die dabei gesendet werden soll: Der Staat ist übergriffig und verschlingt nur Ressourcen. Die großen Unternehmen sichern Arbeitsplätze und müssen dafür möglichst frei walten dürfen. Politiker:innen wie Christian Lindner sind regelmäßig Gäste auf ihren Veranstaltungen.18

Überreiche und Politik: eine gefährliche Liaison

Diese Liaison zwischen der Politik und der Überreichen-Lobby hat fatale Auswirkungen. Bleiben wir bei der Erbschaftsteuer: Dank jahrzehntelanger Lobbyarbeit gibt es heute zahlreiche Ausnahmen in der Besteuerung von Erbschaften, die allein den Reichsten zugutekommen. Expert:innen sind sich einig, dass diese Ausnahmen unserem Grundgesetz widersprechen. Das sieht nämlich vor, dass alle nach ihren Möglichkeiten zum Gemeinwesen beitragen sollen. Da ergibt es wenig Sinn, dass ausgerechnet die Allerreichsten großzügig ausgenommen werden.

Viele Abgeordnete sind wiederum durch Nebentätigkeiten mit den Interessen des großen Geldes verstrickt. Obwohl immer wieder darauf hingewiesen wird, dass die Tätigkeit als Bundestagsabgeordnete:r eigentlich ein Vollzeitjob sein sollte, gibt es Dutzende Abgeordnete, die mehr als 100.000 Euro pro Jahr nebenbei verdienen. Besonders häufig stammt das Geld aus der Finanz- und Versicherungsbranche.19

Ein Euro, eine Stimme

Dass Reiche Einfluss auf Politik nehmen und ihre Interessen überproportional in politischen Entscheidungen repräsentiert sind, lässt sich nicht nur anekdotisch, sondern auch empirisch belegen. In einer 2017 veröffentlichten Studie fanden Politik- und Sozialwissenschaftler:innen heraus, dass sich die Interessen der einkommensstärksten 10 Prozent der Deutschen viel häufiger in politischen Entscheidungen der Regierungen widerspiegeln als die der Menschen mit geringen und mittleren Einkommen. Die Autor:innen kommen zu dem Schluss, dass »die Politik des Bundestages häufiger auf die Ansichten und Anliegen der obersten Einkommensschicht reagiert, die Meinungen der unteren und mittleren Einkommensschichten dagegen kaum beachtet oder sogar missachtet werden.«20 Dies werde vor allem bei Themen deutlich, bei denen die Interessen der oberen Einkommensgruppen vom Rest der Gesellschaft abweichen. Dann entscheide die Politik häufig zugunsten der Reichen.

Die Forscher:innen fanden diesen Zusammenhang unabhängig davon, ob die Regierung von der CDU oder von der SPD geführt wurde. Beide Parteien nehmen ja gern für sich in Anspruch, die Mittelschicht zu repräsentieren. Echte Volksparteien eben! Diese Fehleinschätzung gipfelte in Friedrich Merz’ Aussage, er sei selbst Angehöriger der Mittelschicht. Merz hat als Aufsichtsratsvorsitzender und Lobbyist beim Vermögensverwalter Blackrock Millionen verdient. Wahrscheinlich ist er der einzige Vertreter der Mittelschicht, der im Privatflugzeug nach Sylt fliegt.

Außerdem konnten die Forscher:innen feststellen, dass die politischen Interessen der Menschen stärker von ihrem Einkommen beeinflusst werden als von ihrem Geschlecht oder davon, ob sie aus Ost- oder Westdeutschland kommen. Daraus lässt sich schließen, dass wir unser Einkommen als besonders wichtigen Faktor bei unserer politischen Interessenbildung werten – umso schlimmer ist es, wenn Menschen mit geringeren Einkommen von der Politik übergangen werden.






	»Wie kann es sein, dass jemand nur durch Geburt ein Vermögen und damit de facto Macht bekommt, anderer Leute Leben zu beeinflussen? Ich kann mir einfach überlegen, welche Realität ich gerne hätte, dann kann ich dafür bezahlen, und dann ist sie da.«   Marlene Engelhorn





Genau deshalb ist Ungleichheit schlicht undemokratisch: Wenn sich die ökonomische Macht bei wenigen Reichen konzentriert, dann haben diese auch besonders großen Einfluss auf Politik und die Gesellschaft als Ganzes. Sie können sich die Welt dann so einrichten, wie es ihren Interessen entspricht.






	TAKE-AWAY




	× Mit großen Vermögen geht immer auch politische Macht einher: Wer viel Geld hat, kann eine Gesellschaft nach seinem Willen gestalten, zum Beispiel durch Lobbyismus.
× In zu ungleichen Gesellschaften wird das Prinzip »ein Mensch, eine Stimme« ersetzt durch das Prinzip »ein Euro, eine Stimme«.





 

VERMÖGEN HAT IMMER EINE DUNKLE VERGANGENHEIT

In meiner Kindheit war BMW allgegenwärtig. Denn ich komme aus Bayern. Dort sind viele stolz auf den großen Konzern, der Arbeitsplätze schafft und Autos herstellt, die auf Straßen in aller Welt zu sehen sind. Über die Eigentümer:innen des Unternehmens wissen die meisten Bayer:innen dagegen kaum etwas. Dabei gehören Stefan Quandt und Susanne Klatten nicht nur zu den zehn reichsten Deutschen, sondern auch zu den 100 reichsten Menschen der Welt. Wie kann es sein, dass wir so wenig über diese Menschen wissen?

Diese Frage stellte sich auch der niederländische Journalist David de Jong. Ihm fiel auf, wie wenig über die deutschen Milliardärsfamilien und die Herkunft ihrer Vermögen bekannt ist. Für sein Buch Braunes Erbe stellte er eine umfangreiche Recherche dazu an und kam zu dem Schluss, dass etliche dieser Familien ihr Vermögen durch aktive Zusammenarbeit mit den Nazis gemehrt oder angehäuft hatten. Darüber wollte ich mich unbedingt mit David unterhalten. Im Gespräch erzählte er mir, dass unfassbar viele große Konzerne von den Nazis profitiert hätten, er sich bei seiner Recherche aber auf diejenigen konzentriert habe, die auch heute noch in den Händen weniger Eigentümer:innen oder Aktionär:innen seien – wie es beispielsweise bei BMW der Fall ist, wo die Erb:innen nach wie vor im Besitz der Aktienmehrheit sind.

Woher kommen die Vermögen der reichsten Deutschen?

Susanne Klatten und Stefan Quandt, in der vom Manager Magazin publizierten Liste der reichsten Deutschen 2024 auf Platz zwei, haben ihre BMW-Anteile von ihrem Vater Herbert Quandt geerbt – inklusive schmutziger Herkunft. Denn Herbert Quandt und sein Vater Günther Quandt produzierten in der NS-Zeit massenhaft Waffen für die Wehrmacht. Wie die Eigentümer:innen zahlreicher deutscher Unternehmen beuteten auch sie Zwangsarbeiter:innen und KZ-Häftlinge in ihren Fabriken aus. Viele von ihnen starben. Von seinem Vermögen kaufte Herbert Quandt dann in der Nachkriegszeit große Anteile an BMW. Das Vermögen der Quandts steht damit beispielhaft dafür, wie der Reichtum vieler deutscher Milliardär:innen bis heute mit der NS-Zeit verknüpft ist. Denn viele der größten deutschen Unternehmen – und damit ihre Eigentümer:innen – beuteten damals systematisch Zwangsarbeiter:innen aus.

In Deutschland sind die meisten Vermögen nicht erarbeitet, sondern ererbt. Jedes Jahr werden hierzulande rund 400 Milliarden Euro vererbt, die Hälfte davon entfällt allein auf die reichsten 10 Prozent. Der Ursprung vieler besonders großer Vermögen liegt vor rund 150 Jahren, als Deutschland als Nationalstaat entstand. Damals, während der Industrialisierung, wurden etliche Unternehmen gegründet, die wir noch heute kennen, etwa Siemens, Dr. Oetker, die BASF. Viele der heute reichsten Deutschen sind Nachfahr:innen der Gründer dieser Unternehmen. So ist Marlene Engelhorn Nachfahrin des BASF-Gründers Friedrich Engelhorn, der 1865 die Badische Anilin- und Soda-Fabrik AG gründete.

Auch der Reichtum der Familie Quandt geht auf diese Zeit zurück. Günther Quandt, selbst Sohn eines Textilfabrikanten, häufte während des Ersten Weltkriegs als Anteilseigner und Leiter der Reichswoll AG, die die Uniformen für das Deutsche Heer produzierte, Vermögen an. Damit kaufte er in den wirtschaftlich turbulenten Zwischenkriegsjahren mehrere Unternehmen – unter anderem einen Rüstungskonzern und eine Batteriefabrik.

Die Quandts und der Nationalsozialismus

Mit seiner ersten Frau Antonie Ewald hatte Günther Quandt zwei Söhne, einer von ihnen war Herbert. Nach dem Tod seiner Frau heiratete er 1921 Magda Ritschel, mit der er einen weiteren Sohn bekam. Die Ehe mit Magda wurde 1929 geschieden. Zwei Jahre später heiratete diese dann Joseph Goebbels, der als Reichspropagandaminister die Nazi-Zeit entscheidend prägen sollte. Magda Goebbels wurde zur inoffiziellen First Lady der NS-Diktatur. Im Jahr dieser Hochzeit, also bereits 1931, spendete Günther Quandt auch das erste Mal Geld an die NSDAP. Im Mai 1933, nur wenige Monate nach der Machtübernahme der Nationalsozialist:innen, trat er der Partei bei. Nach dem Krieg behauptete er, er sei auf Druck Goebbels’ Mitglied geworden, was sich jedoch als Lüge herausstellte.

Während der Zeit des Nationalsozialismus wurde Günther Quandt zu einem der größten deutschen Rüstungsproduzenten. In seinen Werken stellte er unter anderem Batterien für deutsche U-Boote und Torpedos her sowie Waffen und Munition für die Wehrmacht. Die Familie Quandt gilt als einer der größten Profiteure von sogenannten Arisierungen, der Enteignung jüdischer und ausländischer Firmen und Ländereien durch das Deutsche Reich und seine Industriellen. So wurde ihm beispielsweise die Berlin-Erfurter Maschinenfabrik Henry Pels übertragen, deren jüdische Eigentümer:innen 1936 enteignet worden waren. Johanna Heine und ihr Mann Fritz wurden 1944 im Vernichtungslager Kulmhof ermordet.

Während des Krieges kamen insgesamt 12 Millionen ausländische Zwangsarbeiter:innen in deutschen Fabriken zum Einsatz, 2,5 Millionen von ihnen starben an den Folgen der furchtbaren Arbeits- und Lebensbedingungen in den Fabriken und Lagern. Günther Quandt gehörte zu den größten Nutznießern dieses Systems. In seinen Fabriken kamen während der Nazi-Zeit nach Schätzung des Historikers Joachim Scholtyseck knapp 60.000 Zwangsarbeiter:innen zum Einsatz.

Auch KZ-Häftlinge wurden zur Arbeit in den Fabriken gezwungen. Die AFA (Accumulatoren Fabrik AG) – eine von Quandts Batteriefabriken – errichtete 1943 direkt neben dem Firmengelände in Hannover das KZ Stöcken, mit 1.500 Insass:innen das größte KZ Hannovers. In anderen AFA-Werken kooperierten die Quandts mit dem KZ Mauthausen und dem KZ Sachsenhausen.

In der Batterieproduktion für die AFA waren die Häftlinge und Zwangsarbeiter:innen ohne Schutzkleidung giftigen Gasen ausgesetzt. An den Folgen starben unzählige Menschen. Günther Quandt selbst rechnete mit einer monatlichen »Fluktuation« von 80 Personen im Werk Stöcken, mit 80 Toten im Monat also.

Auch Günther Quandts Sohn Herbert (der Vater der heutigen Mehrheitsaktionär:innen von BMW also), war für die Ausbeutung von Zwangsarbeiter:innen verantwortlich. Er leitete seit 1937 die Pertrix GmbH, eine Tochtergesellschaft der AFA. Dort arbeiteten bereits ab 1938 Tausende Zwangsarbeiter:innen und KZ-Häftlinge. In den letzten Monaten des Krieges war Herbert Quandt direkt an der Planung eines Außenlagers des KZ Groß-Rosen beteiligt. Noch Ende 1944 besichtigte er dessen Baracken. Das Lager wurde aber aufgrund der wenige Monate später folgenden Kapitulation Deutschlands nie in Betrieb genommen.

Als Ende März 1945 das Kriegsende absehbar war, legte die Werksleitung die AFA-Fabrik in Hannover still und verbrannte alle Unterlagen. Am 5. April wurden 1.000 Häftlinge aus dem firmeneigenen KZ auf einen Todesmarsch zum 50 Kilometer entfernten KZ Bergen-Belsen geschickt. Bereits am ersten Tag des Marsches soll ein SS-Sanitäter 50 Häftlinge, die nicht mehr weiterlaufen konnten, erschossen haben.

Die im KZ Stöcken verbliebenen Häftlinge wurden gemeinsam mit anderen KZ-Insass:innen in eine Scheune gesperrt, die dann von der SS angezündet wurde – nur 25 von über 1.000 Menschen überlebten.

Frei von jeder Reue

Nach dem Krieg stuften die Alliierten Günther Quandt als einen der größten Waffenproduzenten des Dritten Reichs zunächst als belastet ein. Er verbrachte anderthalb Jahre in einer Art Untersuchungshaft in verschiedenen Lagern. Schließlich wurde er aber zu einem Mitläufer runtergestuft und trotz massiver Bemühungen der Staatsanwaltschaft von einem deutschen Gericht von allen Vorwürfen freigesprochen. Lediglich die Verfahrenskosten hatte er zu tragen. Sein Sohn Herbert wurde für seine Verbrechen nicht einmal angeklagt.

In den 1950er-Jahren erwarb Günther Quandt, wie erwähnt, Aktien von BMW, die nach seinem Tod 1954 wie sein restliches Erbe an seine beiden noch lebenden Söhne Harald und Herbert übergingen. 1959 baute Herbert Quandt seine Beteiligung an BMW aus, ehe er im Jahr darauf nach einem Kapitalschnitt Mehrheitsaktionär wurde.

Nach Herbert Quandts Tod 1982 ging sein Vermögen inklusive seiner BMW-Anteile an seine dritte Frau Johanna Quandt über – und an die Kinder aus dieser Ehe, Susanne Klatten und Stefan Quandt. Nach dem Tod von Johanna Quandt im Jahr 2015 teilten ihre Kinder die Anteile unter sich auf.

Bis heute äußern sich Stefan Quandt und Susanne Klatten nur verhalten zu den Vorwürfen gegen ihren Vater. 2007 thematisierte der NDR in einer Dokumentation die NS-Vergangenheit der Quandts. Daraufhin beauftragte die Familie zwar einen Historiker mit der Aufarbeitung der Familiengeschichte. Eine Entschuldigung oder gar das Eingeständnis, dass ihr Vermögen zum Teil durch Zwangsarbeit und unter Inkaufnahme des Todes zahlreicher Arbeiter:innen zustande gekommen ist, ließen sie den Enthüllungen jedoch nicht folgen.






	»Susanne Klatten und Stefan Quandt stehen im Schatten des Erfolgs ihres Vaters und Großvaters. Wenn sie sich negativ zu denen äußern, was bleibt dann übrig von ihrer eigenen Identität?«   DAVID DE JONG





Die zaghafte Distanzierung von ihrem Vater und ihrem Großvater geht nicht einmal so weit, dass sie die nach Herbert Quandt benannte Stiftung oder den in seinem Namen verliehenen Medienpreis umbenennen würden.

In guter Gesellschaft

Die Familie Quandt steht nur beispielhaft für eine Reihe von Unternehmern, die während der NS-Diktatur mit Hitler kooperiert und ihr Vermögen beträchtlich vergrößert haben. Das betrifft etwa die Unternehmen Siemens, Volkswagen, Kühne + Nagel oder Dr. Oetker. Es sind genau die Unternehmen, deren Erb:innen heute ganz vorne in den Milliardär:innenlisten stehen. Klaus-Michael Kühne beispielsweise ist einer der reichsten Deutschen. Das Logistikunternehmen, das ihn so reich machte, erbte er von seinem Vater. Der wiederum verdiente kräftig an der Zusammenarbeit mit den Nazis.21

Nach dem Krieg standen die westlichen Siegermächte unter Druck. Großbritannien und Frankreich waren pleite – sie hatten kein Interesse daran, Geld in lange und kostspielige Verfahren zu stecken. Die USA befanden sich bereits in einem ideologischen Krieg mit der Sowjetunion, der sich zum Kalten Krieg ausweiten sollte. Die US-Regierung wollte Deutschlands Wirtschaft schnell wieder in Gang bringen, um in Westdeutschland einen starken Verbündeten gegen den Sozialismus zu haben. Dafür – glaubten sie – brauchten sie deutsche Industrielle wie Günther Quandt. Die sogenannte Entnazifizierung erfolgte daher vor allem bei Unternehmer:innen nur äußerst halbherzig.

Dabei, sagt David de Jong, spielen diese Industriellenfamilien bis heute eine prägende Rolle in der deutschen Gesellschaft. Stefan Quandt und Susanne Klatten spenden seit Jahrzehnten große Summen an die CDU. Sie meiden die Öffentlichkeit, doch das mindert nicht ihren Einfluss auf Politik und Gesellschaft.






	»Die Quandts prägen die Gesellschaft mit ihren Stiftungen und mit dem höchstdotierten Medienpreis Deutschlands. Dann müssen sie auch Verantwortung für ihre Geschichte übernehmen und mit ihr transparent umgehen. Das tun sie heutzutage noch nicht wirklich.«   DAVID DE JONG





Ausbeutung und Sklav:innenarbeit gehen weiter

Dass Vermögende ihren Reichtum durch Zwangsarbeit und unzumutbare Arbeitsbedingungen vergrößern, ist leider kein Phänomen der Vergangenheit. Im Jahr 2023 reichte die Menschenrechtsorganisation European Center for Constitutional and Human Rights Beschwerde gegen BMW, VW und Mercedes ein. Die drei Firmen verbauen in ihren Autos mutmaßlich aus Zwangsarbeit stammende Teile aus der Provinz Xinjiang in China. Die in dieser Region lebende muslimische Minderheit der Uiguren und andere Turkvölker werden vom chinesischen Regime massiv unterdrückt, zahllose Menschen werden willkürlich in Gefängnissen und Arbeitslagern inhaftiert, gefoltert und hingerichtet. Im Jahr 2024 warf der US-Senat in einem Bericht BMW ebenfalls vor, durch Zwangsarbeit entstandene Teile in einigen in die USA importierten Modellen verbaut zu haben. Stefan Quandt und Susanne Klatten äußern sich zu den Vorwürfen wie gewohnt – nicht.

Das ist keine Ausnahme. Viele sehr reiche Familien haben große Beteiligungen an globalen Konzernen, die weiterhin auf Sklav:innenarbeit und Ausbeutung zurückgreifen, um höhere Profite zu erzielen. Heute geschieht das vor allem im Globalen Süden. Die meisten von uns denken, Sklaverei sei ein Ding der Vergangenheit. Doch Schätzungen zufolge leben heute so viele Menschen in Sklaverei wie nie zuvor in der Weltgeschichte. Die Ausbeutungsmaschine hat ihren Standort einfach dorthin verlagert, wo die Löhne noch immer niedrig sind und der Arbeitnehmer:innenschutz lasch.

Heute gibt es in Deutschland keine Fabriken mit 18-Stunden-Schichten mehr. Dafür arbeiten Menschen im Globalen Süden unter schrecklichen Bedingungen, um unseren Konsum und die Renditen der Aktionär:innen möglich zu machen. Dort gibt es kaum Umweltstandards, giftige Chemikalien aus der Kleiderproduktion beispielsweise werden einfach in Flüsse geleitet, die Arbeitsbedingungen in den Fabriken sind grauenhaft und die ohnehin schon niedrigen gesetzlichen Anforderungen an den Arbeitsschutz werden häufig nicht eingehalten. Und wenn Bestrebungen wie das EU-Lieferkettengesetz versuchen, dieses verantwortungslose Wirtschaften wenigstens so weit einzudämmen, dass Menschenrechte in der Produktion und beim Transport von Waren gewahrt werden, laufen Lobbyverbände und konservative Politiker:innen dagegen Sturm.

Ein Großteil der in Deutschland vertriebenen Kleidung wird unter solchen Bedingungen produziert – und auch hier gibt es Kontinuitäten. Der deutsche Sportartikelhersteller adidas ist heute zwar nicht mehr im Besitz der Familie Dassler, der Gründer Adolf Dassler und sein Bruder Rudolf waren seinerzeit jedoch ebenfalls Mitglieder der NSDAP. Sie produzierten Waffen für die Wehrmacht und beschäftigten Zwangsarbeiter:innen. Heute macht adidas wieder Schlagzeilen mit seinen Produktionsbedingungen: 2022 ergaben gemeinsame Recherchen des öffentlich-rechtlich finanzierten Youtube-Kanals Strg_F und des ARD-Politmagazins Panorama, dass adidas für seine Produkte Baumwolle aus der chinesischen Provinz Xinjiang verwendet, bei deren Anbau mit hoher Wahrscheinlichkeit auch Zwangsarbeiter:innen zum Einsatz kommen.

Wenn ich so etwas höre, macht mich das fassungslos und wütend. Fassungslos, weil unser Konsum auf dem Leid von so vielen Menschen beruht. Und wütend, weil sehr reiche Menschen, die nicht darauf angewiesen sind, ihre eigenen Profitinteressen über das Wohlergehen von Millionen Menschen stellen.

Ist Geld immer schmutzig?

»Jedes große Vermögen beginnt mit einem Verbrechen.« Ist an diesem Zitat von David de Jong etwas dran? Ich glaube: ja.

Einerseits bedeutet das Anhäufen von Vermögen nämlich immer, sich Ressourcen und die Ergebnisse der Arbeit anderer Menschen anzueignen. Wenn die Erlöse arbeitsteiligen Wirtschaftens fair aufgeteilt würden, würde niemand zum Milliardär.

Wir alle sollten uns die Frage stellen, woher unser Vermögen stammt und welche Verantwortung damit einhergeht. Es gibt schließlich keine »Selfmade-Millionär:innen«, Vermögen entsteht immer in der Gesellschaft, unter Beteiligung vieler. In meinem Fall haben Hunderte von Menschen den Wert geschaffen, den am Ende einige wenige, nämlich Gründer:innen und Investor:innen, eingesteckt haben. Ist das fair? Ich glaube nicht. Müssen wir mit dieser Ungerechtigkeit leben? Natürlich nicht. Genau wie Marlene Engelhorn habe auch ich entschieden, nicht auf dem Vermögen sitzen zu bleiben, sondern es in die Gesellschaft, aus der es kommt, rückzuverteilen.

In jedem Fall glaube ich, dass es sich lohnt, genauer hinzusehen, so wie David de Jong es mit seinem Buch getan hat. Oft sind wir einfach beeindruckt, wenn wir hören, jemand habe ein Milliardenvermögen angehäuft. Wir sehen das viele Geld als Beleg für eine Leistung und fragen uns nicht, wer noch daran beteiligt war, woher das Startkapital kam, wie großer Reichtum überhaupt zustande kommt. Bei genauer Betrachtung zeigt sich so gut wie immer, dass große Vermögen nicht nur eine dunkle Vergangenheit, sondern auch eine dunkle Gegenwart haben.






	TAKE-AWAY




	× Die reichsten Deutschen stammen zumeist aus Familien, die schon seit Generationen reich sind.
× Viele der großen Vermögen haben eine dunkle Vergangenheit, unter anderem durch Zusammenarbeit mit den Nazis. Sie ist bis heute wenig aufgearbeitet worden.
× Auch heute noch wird Vermögen durch Ausbeutung und Umweltverschmutzung vergrößert, meist auf Kosten der Menschen im Globalen Süden.





 

NICHT LEISTUNG MACHT REICH, SONDERN ERBE

Dass es den Osterhasen oder die Zahnfee nicht gibt und dass der Weihnachtsmann eigentlich unser Nachbar mit angeklebtem Bart ist, wird den meisten von uns schon im Kindesalter schmerzlich bewusst. Doch manche Märchen halten sich länger, so zum Beispiel das von der Leistungsgesellschaft. Ständig wird uns von Politiker:innen und Verfechter:innen des Status quo erzählt, alle könnten es »nach oben« schaffen, wenn sie sich nur genug anstrengen.

Es ist mir wirklich unangenehm, aber ich habe erst mit Mitte dreißig aufgehört, an den Weihnachtsmann zu glauben. Bis dahin habe ich das Märchen der Leistungsgesellschaft nie hinterfragt. Weil uns allen das gleiche Schulsystem offensteht, Bildung nichts kosten muss und es staatliche Unterstützung während des Studiums gibt, fand ich es einfach plausibel. Für mich selbst hat es ja irgendwie funktioniert, und es hat mir natürlich geschmeichelt, dass das vor allem mit meiner Leistung zu tun haben sollte.

Inzwischen weiß ich, dass es in Deutschland kaum soziale Mobilität gibt. Ich weiß, dass das meiste Vermögen vererbt wird und der Rest vor allem durch Investments entsteht, für die es wiederum Startkapital braucht. Es ist praktisch unmöglich, allein durch Arbeit ein nennenswertes Vermögen aufzubauen. Der Weg »nach oben« beginnt meistens schon oben, oder anders gesagt: Die, die ihn bewältigen, steigen in den Sessellift und wundern sich, warum die anderen da unten sich so einen abschwitzen und trotzdem nicht vorwärtskommen.

Für dieses Buch habe ich auch mit Menschen gesprochen, die aufgrund ihrer sozialen Herkunft keinen einfachen Start ins Leben hatten. Ich habe alle gefragt, ob sie Deutschland für eine Leistungsgesellschaft halten, für eine Gesellschaft also, in der Erfolg, sozialer Status und Vermögenssituation einer Person davon abhängen, was sie leistet. Meine Gesprächspartner:innen haben alle den sozialen Aufstieg geschafft. Sie sind beruflich erfolgreich und verdienen sehr gut. Und dennoch halten sie alle die Leistungsgesellschaft für einen Mythos.

Eine der ersten Personen, mit denen ich spreche, ist Natalya Nepomnyashcha. Gerade erst ist ihr Buch Wir von unten22 erschienen. Wäre ich nicht vorher schon davon überzeugt gewesen, dass die Leistungsgesellschaft ein Mythos ist, wäre es mir spätestens in diesem Interview klargeworden.






	MERITOKRATIE




	In einer Meritokratie oder Leistungsgesellschaft werden Macht und Ressourcen nach dem Prinzip der Leistung und des Verdienstes innerhalb einer Gesellschaft verteilt. In einer meritokratischen Gesellschaft werden Positionen und Einfluss nicht durch Geburt, Reichtum oder Beziehungen bestimmt, sondern durch individuelle Fähigkeiten, Talente und harte Arbeit.
Die Grundidee der Meritokratie ist, dass Menschen durch ihre Leistungen und Verdienste aufsteigen sollen. Wer z. B. in einem Unternehmen durch Fleiß, Kreativität und Kompetenz hervorsticht, sollte nach dem meritokratischen Prinzip befördert und belohnt werden. Meritokratie wird oft als gerechteres System angesehen als etwa die Aristokratie, in der Adelige qua Geburt Macht und Besitz erhalten, denn sie zielt darauf ab, allen die gleichen Chancen zu bieten, unabhängig von Herkunft oder sozialem Status. 





Natalya wurde 1989 in Kyiv geboren und kam 2001 mit ihrer Familie nach Deutschland und lebte fortan in einem sozialen Brennpunkt in Bayern. Obwohl sie kein Abitur machen konnte, studierte sie später in Großbritannien Internationale Beziehungen. Heute arbeitet sie für Ernst & Young, eine der weltweit größten Unternehmensberatungen. 2016 gründete sie darüber hinaus das Sozialunternehmen Netzwerk Chancen, das sozialen Aufsteiger:innen ein ideelles Förderprogramm bietet. In ihrem Buch will sie zeigen, wie die soziale Herkunft über Karrierechancen entscheidet. Dazu hat Natalya eine klare Meinung. Sie sagt, die Chancen in Deutschland seien enorm ungleich verteilt.






	»Um dahin zu kommen, wo ich heute bin, musste ich ungemein mehr leisten als jemand, der in einer privilegierten Familie aufgewachsen ist.«   NATALYA NEPOMNYASHCHA





Was ist Leistung in einer Gesellschaft?

Mir begegnet in Diskussionen häufig der Begriff des »Leistungsträgers«. Weil jemand besonders viel für die Gesellschaft leistet, heißt es, sei sein hohes Gehalt oder sein großer Reichtum gerechtfertigt. Aber was bedeutet es überhaupt, etwas zu leisten in einer Gesellschaft? Woran genau wir die Leistung einer Person messen, haben wir nicht definiert. Obwohl wir ständig darüber reden.

Und ganz gleich, welchen Maßstab wir wählen – Arbeitszeit, Risiko- oder Verantwortungsübernahme: Es sind nie die Reichen, die nach diesem Maß am meisten leisten. Im Gesundheitssystem beispielsweise wird extrem viel gearbeitet, extrem hohes Risiko eingegangen und extrem viel Verantwortung getragen. Und gleichzeitig sind viele Menschen, die dort arbeiten, alles andere als gut bezahlt oder gar reich. Das trifft auch auf viele andere Bereiche in der Gesellschaft zu.






	»Für mich ist es eine krasse Leistung, wenn Alleinerziehende einen Teilzeitjob an der Kasse haben und sich daneben noch um drei Kinder kümmern. Das scheint aber nicht gemeint zu sein, wenn gesagt wird, Deutschland ist eine Leistungsgesellschaft.«   NATALYA NEPOMNYASHCHA





Häufig sehen Menschen im Geld, das jemand verdient oder besitzt, den Beleg für seine Leistung. Wir schließen also vom Gehalt oder dem Vermögen auf die Leistung. Das ist aber ein Zirkelschluss: Wer etwas leistet, der verdient auch ein großes Vermögen. Und wer leistet etwas? Der, der viel verdient. Die Amerikaner:innen kennen dafür das Sprichwort: »I must be smart. Look how rich I am.« Ganz ähnlich scheint in unserer Gesellschaft zu gelten: »Ich bin reich, also leiste ich.«

Hinzu kommt: In einer Erbengesellschaft wie der unseren, wo wesentlich mehr Vermögen geerbt als durch Arbeit verdient wird, ergibt es überhaupt keinen Sinn, am Kontostand einen Leistungsbeitrag ablesen zu wollen. Und nicht nur finanzielles Kapital wird vererbt, wir bekommen auch soziales und kulturelles Kapital aus unserem Elternhaus mit. Ob wir in einen Akademiker-, Unternehmerinnen- oder Arbeiterhaushalt hineingeboren werden, auf welche Schule wir gehen, welche Kontakte wir dank unserer Eltern haben, prägt enorm unseren späteren Lebensweg. Dass es einige Menschen gibt, die trotz schlechter Startbedingungen den Weg nach oben schaffen, darf darüber nicht hinwegtäuschen.

Die Sache mit dem Risiko

Reich wird man durch Arbeit aber nicht. Zumindest nicht durch die eigene. Nehmen wir mein Beispiel: Ich habe vier Jahre in dem Unternehmen gearbeitet, aus dem der größte Teil meines Vermögens stammt. Es gibt Mitarbeiter:innen, die zum Zeitpunkt des Verkaufs schon zehn Jahre im Unternehmen waren und dort viel mehr gearbeitet haben als ich. Keine:r von ihnen hat annähernd so viel am Unternehmen verdient wie ich. Was aber rechtfertigt eigentlich diese krasse Diskrepanz? Was, wenn nicht die Arbeit, sollte denn der Maßstab für die Leistung sein?

Man könnte sagen: Gut, du hast eben mehr zum kreativen Akt der Schöpfung beigetragen. Das mag stimmen. Meine Idee war die Voraussetzung für die Gründung. Das meiste Geld haben jedoch Investor:innen an meinem Unternehmen verdient, die zu diesem Akt überhaupt gar nichts beigetragen haben. Letztlich ist es in den meisten Firmen so, dass die Erfinder:innen und Kreativen nicht sonderlich viel vom Kuchen abkriegen. Elon Musk beispielsweise, der reichste Mann der Welt, inszeniert sich gern als genialen Gründer. Dabei hat er die meisten »seiner« Firmen nur gekauft, so auch Tesla oder X, vormals Twitter.

Oft kommt auch das Argument, das unternehmerische Risiko rechtfertige die ungleiche Behandlung von Arbeiter:innen und Unternehmer:innen. Ich bin mit meiner Gründung ein finanzielles Risiko eingegangen, habe Geld und Arbeit investiert, ohne zu wissen, ob sich das eines Tages auszahlen wird. Das soll also der Grund dafür sein, dass ich mit dem Unternehmen reich geworden bin, während andere mit ihrer Arbeit dort bloß ein durchschnittliches Einkommen erzielt haben. Bei genauerem Hinsehen ist das Quatsch!

Gründer:innen gehen in der Regel ein viel geringeres Risiko ein als Mitarbeiter:innen – vor allem, wenn diese früh in ein so junges Unternehmen einsteigen. Als Gründer:in habe ich stets Zugriff auf alle Informationen, kann den Stand der Unternehmung und das Risiko einschätzen. Mitarbeiter:innen sind viel größeren Unsicherheiten ausgesetzt. Sie arbeiten oft für ein schlechtes Gehalt, leisten unbezahlte Überstunden und riskieren, von heute auf morgen arbeitslos zu werden, weil die Firma pleite geht. So war es auch bei Blinkist.

Und auch hier spielt die Herkunft wieder eine Rolle.23 Viele Gründungen sind selbst oder durch privat rekrutierte Geldgeber:innen finanziert. Angenommen, ich erbe zwei Millionen Euro und setze eine Million davon für meine Gründung ein. Sicher, wenn das Projekt scheitert, habe ich eine Million Euro verloren. Aber ich habe dann immer noch eine Million auf dem Konto, die mir ein entspanntes Leben garantiert. Meine Mitarbeiter:in, die nichts geerbt hat und in meinem Unternehmen ihren Lebensunterhalt von Monat zu Monat verdient, steht hingegen mit leeren Händen da, sobald das Unternehmen dichtmacht. Ist ihr Risiko nicht viel größer?

Die Sache mit den Schulden

Wer bereits über Kapital verfügt, kann sich außerdem leichter weiteres Geld leihen und das als Investition sehen. Für Vermögende sind Schulden ein Hebel, um ihre Rendite zu erhöhen: Ich leihe mir genauso viel Geld, wie ich bereits habe, und zahle dafür 3 Prozent Zinsen. Dann investiere ich die ganze Summe und erziele 6 Prozent Rendite. Die Rendite auf mein eigenes Geld steigt damit de facto auf 9 Prozent.

Aber nicht nur bei der Bank haben Menschen, die schon eigenes Kapital mitbringen, viel bessere Chancen, weiteres zu bekommen. Für reiche Menschen ist die Investor:innensuche ein Spaziergang im Park. Wer selbst eine Million mitbringt, findet leicht weitere Millionen. Geld zieht Geld an. Deswegen messen viele Gründer:innen ihren Erfolg auch daran, wie viel externes Kapital sie für die eigene Unternehmung mobilisieren können. Dieses Kapital wiederum treibt den Wert ihrer eigenen Beteiligung hoch.

Der nicht einholbare Vorsprung

Als ich mit Ende zwanzig angefangen habe, selbst Unternehmen zu gründen, war ich beeindruckt, dass viele Gründer in meinem Umfeld (übrigens ausschließlich Männer) »bootstrappen« konnten. Damit beschreibt man im Start-up-Sprech, dass Menschen ihre Gründung selbst finanzieren, also nicht auf Geld von Investor:innen oder von der Bank angewiesen sind. Bei mir war das nicht so: Ich konnte mit dem Ersparten aus meinem ersten Job zwar einen Gründungsversuch finanzieren, brauchte dafür aber den Gründungszuschuss des Arbeitsamts. Als die Unterstützung nach neun Monaten auslief, war auch mit der Gründung Schluss. Für den nächsten Versuch war ich dann auf Investor:innen angewiesen, weil ich genau wie der Rest des Teams ein Gehalt brauchte. Dass wir es uns nicht leisten konnten, zu »bootstrappen«, bedeutete auch, dass wir schon sehr früh die Kontrolle über unser Unternehmen abgaben. Wir mussten Anteile und damit Stimmrechte an Investor:innen verkaufen.

Erst ein paar Jahre später wurde mir bewusst, dass dieses Bootstrapping, das mich so beeindruckt hatte, bedeutete, dass die Gründer:innen einfach genug Geld in der Familie hatten, sodass sie ihre Gründung mit deren Hilfe finanzieren konnten. Die Berliner Start-up-Welt mag zwar nach außen hip und divers aussehen, aber bei genauerer Betrachtung ist es ein sehr homogener, sehr privilegierter Haufen.

Wie wird man Milliardär:in? Indem man als Millionär:in startet

Wer bereits Geld hat, hat also auch leicht Zugang zu Geld von Investor:innen oder Banken. Wer Geld auf dem Konto hat oder es sich leihen kann, kann es investieren und es so in ganz anderen Dimensionen vermehren, als das durch Arbeit allein möglich wäre.

Alle anderen haben es dagegen schwer: Das bestätigt auch Nalan Sipar, mit der ich über ihr Gründungsvorhaben und die Geldsuche spreche. Nalan floh im Alter von 15 Jahren mit ihren Eltern aus der Türkei nach Deutschland. Obwohl ihr oft gesagt wurde, dass sie als Migrantin es nicht schaffen könne, machte sie Abitur, wurde Journalistin und startete in der Corona-Zeit auf Youtube eine »türkische Tagesschau«, wie sie es nennt. Ihr war aufgefallen, dass seriöse Informationen zur Pandemie und zum Virus kaum bei der türkischsprachigen Community in Deutschland ankamen.

Das wollte sie ändern. Vor der Bundestagswahl 2021 interviewte sie sogar Olaf Scholz in ihrem Wohnzimmer. Inzwischen sucht sie seit einigen Jahren Geldgeber:innen, um eine Art deutsch-türkisches Arte aufzubauen. Es sei ein echtes gesellschaftliches Problem, dass türkischsprachige Menschen in Deutschland zu vielen wichtigen Informationen keinen Zugang hätten, sagt sie. Sie bringt große Expertise und Leidenschaft für das Thema mit. Außerdem hat sie die Kompetenz, das Projekt umzusetzen.

Trotzdem brauchte sie Jahre, um überhaupt den ersten Geldgeber zu finden. Mich beschämt das, wenn ich bedenke, wie einfach privilegierte Menschen in meinem Umfeld Startkapital für ihre Firmen finden. In Deutschland werden jedes Jahr rund zehn Milliarden Euro Venture Capital, also Risikokapital, in Start-ups investiert. Dieses Geld landet allerdings zu großen Teilen bei Menschen, die vorher schon reich waren. Nalan frustriert das.






	»Wie kommt es, dass junge Männer in der Start-up-Szene so leicht an Kapital gelangen, während ich seit vier Jahren dafür kämpfen muss, Menschen davon zu überzeugen, dass auch Migrant:innen mit geringen Deutschkenntnissen gemäß Grundgesetz ein Recht auf Information haben?«   NALAN SIPAR





Ganz ähnliche Geschichten erzählt mir Erdal Uğur Ahlatçı. Auch ihm sei es ungemein schwer gemacht worden, seine Potenziale zu entfalten. Inzwischen hat er dennoch mehrere Unternehmen gegründet. Das sei allerdings nur mit einem deutschen Geschäftspartner möglich gewesen, erklärt er. Obwohl er als Softwareentwickler der Experte für sein Produkt gewesen sei, hätten die Investor:innen nur mit jemandem sprechen wollen, der ihnen ähnlich sah und ihren Habitus teilte.






	»Die Investoren sprachen nur mit ihm. Ich nenne das den Mini-Me-Effekt: Die meisten waren einfach genauso wie er. Die hatten einen Doktortitel, waren bei McKinsey gewesen, hatten ähnliche Namen, haben ähnlich gesprochen. Ich hatte diesen Habitus nicht.«   ERDAL UĞUR AHLATÇI





Scheitern muss man sich leisten können

Doch es ist nicht der Zugang zu Kapital allein, der das Gründen oder die Übernahme von finanziellem Risiko für manche so viel leichter macht. Man muss es sich auch leisten können zu scheitern. Oder wie eine Freundin von mir es ausdrückt: Schulden machen ist eine Klassenfrage.

Das zu verstehen, war für mich eine bittere Pille: In meinem eigenen Selbstbild war ich lange ein mutiger, risikobereiter Gründer. Ich war stolz auf meine Fähigkeit, nach dem Scheitern wieder aufzustehen und es noch einmal zu versuchen. Bis ich ein paar Gespräche wie das mit Aileen Puhlmann führte, mit der ich auf der re:publica 2024 in einem Panel saß. Aileen kommt aus Hamburg, sie lebte sieben Jahre in Südafrika und ist heute Vorständin des gemeinnützigen Vereins »Charitea & Lemonaid«, der Projekte im Globalen Süden finanziert und sich machtkritisch mit Entwicklungszusammenarbeit befasst. Daneben hat Aileen eine Initiative für Schwarze Eltern in Hamburg gegründet, ist Stiftungsrätin einer Frauenstiftung und im Beirat zur Dekolonialisierung Hamburgs.

Wir sprechen über das Gründen und Scheitern, und Aileen sagt, Menschen wie sie könnten es sich nicht leisten zu scheitern. Aileen wuchs mit einer alleinerziehenden Mutter auf, alle in ihrem Umfeld arbeiteten viel, doch das Geld war immer knapp. Es gab nie Rücklagen und entsprechend keinen Raum für Experimente. Weil ich ganz anders aufgewachsen bin, wollte ich unbedingt besser verstehen, inwieweit die Leistungsgesellschaft ihr Versprechen für Menschen wie Aileen einlöst beziehungsweise nicht einlöst.

Sie ist eine richtige Macherin. Neben Job und Familie schafft sie es irgendwie, sich auch noch in zahlreichen Ehrenämtern zu engagieren – da kann einem schon schwindlig werden. Sie erzählt mir, dass das vielleicht auch mit ihrer Herkunft zu tun hat. Arbeit sei immer die Voraussetzung für alles gewesen. Wenn sie den Führerschein machen wollte, musste sie sich das Geld erst verdienen. Während die Kommiliton:innen einfach ins Ausland gehen konnten, musste sie erst arbeiten und sparen, um sich das leisten zu können. Im Auslandsstudium in London hatte sie gleich vier Nebenjobs, aus Angst, dort sonst nicht über die Runden zu kommen. Wie auch meine anderen Gesprächspartner:innen hält Aileen die Leistungsgesellschaft für ein Märchen:

»Ich habe gelernt, dass das einfach ein Mythos ist. Wenn ich schaue, wer ganz viel leistet, dann ist das oft überhaupt nicht mit mehr Wertschätzung, mehr Geld, mehr Wohlstand verbunden.«   AILEEN PUHLMANN

Aileen erzählt mir, für sie sei immer die Sorge präsent gewesen, eine falsche Entscheidung könnte ihr ganzes Leben, alles, wofür sie so hart gearbeitet hatte, zerstören. Sich zu verschulden zum Beispiel, könnte sich für immer negativ auswirken.

Durch Gespräche wie dieses wird mir bewusst, dass meine eigene Bereitschaft zum Risiko auf Sicherheit fußt. Auf dem Wissen, dass ich immer weich fallen werde. Im Hintergrund eine Familie zu haben, die einen auffangen kann, macht einen gewaltigen Unterschied. Für mich war immer klar, dass ich im allerschlimmsten Fall bei meinen Eltern anklopfen kann und mir keine Sorgen machen muss, auf der Straße zu landen oder kein Essen kaufen zu können.

Mit einer solchen Sicherheit aufgewachsen zu sein, bringt auch ein ganz anderes Mindset mit sich. Menschen, die so privilegiert leben wie ich, können sich oft schlicht nicht vorstellen, dass ein wirklich großer Teil der Bevölkerung diesen Luxus nicht hat: Für die meisten Menschen ist Scheitern mit existenziellen Risiken verbunden.

Deswegen scheuen selbst Menschen wie Natalya Nepomnyashcha, die nach allen Maßstäben erfolgreich sind, den Schritt in die Selbstständigkeit. Sie sei, sagt sie, mit so viel Unsicherheit aufgewachsen, dass sie die Sicherheit eines festen Anstellungsverhältnisses brauche.

Auch Erdal, der inzwischen erfolgreicher Unternehmer ist, erzählt mir, dass er zunächst nach einer Ausbildung suchte, mit der er sicher Geld verdienen konnte. Obwohl seine Interessen eigentlich ganz woanders lagen, landete er so beim Studium der Informatik. Erst später stellte er fest, dass ihm seine Expertise erlaubte, sich selbstständig zu machen und zu gründen.

Bildungsaufstieg ≠ ökonomischer Aufstieg 

Es ist sehr schwer, sich in einer Gesellschaft etwas aufzubauen, in der einige sehr viel haben und andere sehr wenig. Das können alle bestätigen, die es versucht haben. Wir erzählen uns trotzdem das Märchen von der Leistungsgesellschaft, weil wir in einer Welt leben wollen, in der es gerecht zugeht. Wenn wir zu denen gehören, die von Geburt an viel haben, oder zu denen, die den sozialen Aufstieg geschafft haben, dann wollen wir vielleicht glauben, es sei gerecht, dass wir mehr haben als andere. Dass wir das verdient haben. Und wenn wir nicht zu den Begünstigten gehören, dann wollen wir glauben, dass wir es schaffen können – wenn wir uns nur anstrengen. Das passt zu unserem Selbstbild, zu dem Glauben daran, dass wir unser Leben selbst in der Hand haben. Die Erkenntnis, dass dem nicht so ist, kann schmerzhaft sein und ein Gefühl von Ohnmacht oder Scham auslösen.

Vielleicht spielt auch eine Rolle, dass wir Heldengeschichten lieben. Wir sind fasziniert vom einsamen, hochbegabten Genie, das aus seiner Garage heraus im Alleingang die Welt verändert. Würde sich die Geschichte des jungen Bill Gates, der aus einer schwerreichen Familie kam, die ihm ein Studium an einer der teuersten Universitäten der Welt finanzierte, genauso gut verkaufen? Die Geschichte, in der er einer der wenigen Menschen war, die zu jener Zeit überhaupt Zugang zu einem Computer hatten, noch dazu zu den besten, die es gab? Die Geschichte des Jungen mit der Mutter im Aufsichtsrat großer Banken, die bestens vernetzt war und dem jungen Start-up Microsoft wichtige Kontakte vermittelte?

Die Geschichte des Selfmade-Milliardärs klingt viel schöner als die des reichen Sohns, der das Familienvermögen mehrt und dafür die Kontakte und Privilegien der Eltern nutzt. Der eben nicht im fairen Wettbewerb mit anderen antritt, sondern da startet, wo andere in ihrem ganzen Leben niemals hinkommen könnten. Und sie passt in unser Wertesystem: Niemand möchte gern in einer Welt leben, in der die Karten schon vor der Geburt gemischt sind. Das wäre – genau: mittelalterlich!

Ebendarum ist es wichtig, dass wir anfangen, diese Geschichten ehrlicher zu erzählen. Für Menschen wie mich, die erfolgreich gegründet haben und dafür großzügig entlohnt wurden, ist es an der Zeit, unseren Narzissmus zu überwinden und einzusehen, dass wir privilegiert waren, dass wir viel Glück hatten und dass wir auf unserem Weg auf andere Menschen angewiesen waren. Das gilt umso mehr für Menschen, die erben. Aus eigener Erfahrung kann ich sagen: So schmerzhaft ist das am Ende gar nicht. Es bedeutet schließlich nicht, dass ich nichts geleistet hätte. Nicht einmal, dass ich weniger geleistet hätte, als ich dachte. Es bedeutet nur, dass andere Menschen auch was leisten und es darum auch verdient haben, ihren Teil vom Kuchen abzubekommen.






	TAKE-AWAY




	× Wir sind keine Leistungs-, sondern eine Erbengesellschaft. Wo jemand in der Gesellschaft steht, hängt vor allem davon ab, in welche Familie er oder sie hineingeboren wurde.
× Ein Unternehmen zu gründen und Investor:innen zu finden ist viel einfacher, wenn man schon Geld hat.
× Nicht alle können es sich leisten zu scheitern. Risikobereitschaft ist leichter, wenn man weich fällt.





 

REICHE SIND VERANTWORTLICH FÜR DIE KLIMAKRISE

Die für mich wohl wichtigste Erkenntnis der letzten Jahre war die, dass neben der Klimakrise24 auch die Ungleichheitskrise das Potenzial hat, unsere Gesellschaft als Ganzes zu bedrohen. Und dass diese Krisen sich gegenseitig bedingen und daher auch gemeinsam betrachtet werden sollten. Alle, für die die Lösung der Klimakrise Priorität hat, sollten sich auch mit der ihr zugrunde liegenden Ungleichheit beschäftigen.

Um tiefer in das Thema einzusteigen, spreche ich mit Louisa Schneider. Für ihr Buch Grad° jetzt25 hat sie fünf Orte auf der Erde besucht, an denen der Klimawandel und seine existenzbedrohenden Folgen besonders sichtbar sind. Louisa nimmt mich mit auf ihre Reise: in den brennenden Amazonas und zu Menschen im Senegal, deren Häuser vom steigenden Meeresspiegel weggespült werden. Sie nimmt mich mit nach Grönland und ins nördliche Kanada, wo die Lebensgrundlagen indigener Menschen dem Klimawandel und den zerstörerischen Praktiken fossiler Konzerne zum Opfer fallen. Zuletzt auch nach Australien, wo ich selbst vor bald zwanzig Jahren zum Auslandsstudium war. Ich bin wochenlang im Great Barrier Reef getaucht und konnte mich kaum sattsehen an dem farbenfrohen Leben. Nun zu hören, dass das Reef und seine Fauna dem Klimawandel zum Opfer fallen, versetzt mir einen Stich. Wir Menschen, sagt Louisa, trügen dafür die Verantwortung, seien aber längst nicht alle im gleichen Maße verantwortlich:

»Wir sagen ja immer, die Klimakrise sei menschgemacht. Ja, wir sind alle an der Klimakrise schuld, aber nicht alle gleich viel: Ein Prozent der Menschheit ist für mehr als doppelt so viele Treibhausgasemissionen verantwortlich wie die ärmere Hälfte.«   LOUISA SCHNEIDER

Ein globales Problem

Betroffen ist dagegen vor allem diese ärmere Hälfte. Die Klimakrise macht nicht an Ländergrenzen halt. Gerade die Menschen im Globalen Süden leiden besonders stark unter den Folgen der Erderwärmung. Vielen Bauern am Horn von Afrika beispielsweise wird durch den Klimawandel die Lebensgrundlage entzogen, obwohl sie mit ihrem bescheidenen Leben gar nicht dazu beitragen. Würden wir alle so leben wie sie, gäbe es keine Klimakrise, kein Artensterben, keinen Biodiversitätsverlust. Besonders deutlich zeigt sich das am Leben Indigener. Louisa hat für ihr Buch unter anderem ein indigenes Volk im Amazonas besucht. Diese Menschen leben im Einklang mit der Natur, sie schützen sie und betrachten sie als ihre Lebensgrundlage. Obwohl Indigene nur rund 6 Prozent der Weltbevölkerung ausmachen, schützen sie auf diese Weise rund 80 Prozent der verbliebenen Artenvielfalt.

Was besonders ungerecht ist: Die Ärmsten können sich kaum vor den Folgen des Klimawandels schützen. Sie können nur dabei zusehen, wie ihre Lebensgrundlage verschwindet, und allenfalls noch die Flucht nach Europa oder Nordamerika antreten. Louisa beschreibt in ihrem Buch, wie sie einen jungen Mann im Senegal trifft, dessen Bruder beim dritten Fluchtversuch verschwunden ist. Und sie macht klar, wie zynisch es ist, dass hier in Deutschland ausgerechnet diejenigen Stimmung gegen Geflüchtete machen, die unseren zerstörerischen Lebenswandel um jeden Preis verteidigen wollen.

Reiche sind die größten Klimakiller

Die Verursacher:innen des Klimawandels leben überwiegend in den reichen Ländern des Westens. So gut wie alle Menschen, die in reichen Industrienationen wie Deutschland leben, verursachen deutlich mehr CO2-Emissionen, als mit dem 1,5-Grad-Ziel vereinbar sind. Laut Umweltbundesamt dürfte jede Person nicht einmal eine Tonne CO2 pro Jahr emittieren, wenn wir die Erderwärmung auf ein verträgliches Maß regulieren wollen. In Deutschland liegen wir aktuell bei durchschnittlich knapp 11 Tonnen pro Person. Während jedoch jemand, der zum reichsten Prozent der Deutschen zählt, durchschnittlich für 83,3 Tonnen CO2-Emissionen verantwortlich ist, verursacht eine Person, die zur ärmeren Hälfte gehört, gerade mal durchschnittlich 5,4 Tonnen CO2-Emissionen.26

Diese Berechnungen berücksichtigen ausschließlich den Konsum. Betrachtet man die Emissionen ganzheitlich – berücksichtigt also auch die Produktion beziehungsweise die Investments –, dann ist die Differenz erheblich größer.

Laut einer Oxfam-Studie öffnet sich die Schere zwischen Arm und Reich auch bei der Klimafrage immer weiter, weil Reiche ihren CO2-Fußabdruck deutlich langsamer verkleinern als arme Menschen und Angehörige der Mittelschicht. Zwischen 1990 und 2019 haben die ärmeren 50 Prozent der Deutschen ihre Emissionen um 37 Prozent gesenkt, die mittleren 40 Prozent um 36 Prozent. Das reichste Prozent hat in der Zeit hingegen gerade mal 12 Prozent weniger Emissionen verursacht.27

Während die Ärmsten sich nicht schützen können, bauen die Reichen sich Bunker in Neuseeland oder Kanada. Der US-amerikanische Autor Douglas Rushkoff berichtet, wie sich Tech-Milliardäre an ihn als Berater wandten. Sie hätten wissen wollen, wie sie sich vor »dem Event« schützen könnten. Diese Menschen investieren lieber 20 Prozent ihres Vermögens in Bunker und autarke Inselfestungen, statt ihren Anteil an dieser Katastrophe zu hinterfragen und zur Lösung beizutragen.28

Viele Milliardär:innen besitzen Jachten, die pro Stunde Tausende Liter Benzin verbrauchen.29 Bei den größeren Exemplaren kostet eine einzige Tankfüllung locker eine halbe Million Euro, also mehr, als die meisten Deutschen in einem halben Arbeitsleben an Gehalt verdienen.30 Viele der Reichsten fliegen zudem ständig in Privatjets durch die Gegend, was ebenfalls absurd hohe Emissionen verursacht. Die Zahl solcher Flüge ist innerhalb der EU in den letzten Jahren rasant gestiegen. Eine Analyse von Greenpeace hat allein für Deutschland eine Zunahme von 76 Prozent für das Jahr 2022 im Vergleich zum Vorjahr ergeben. Fast 60.000-mal hoben Privatjets in Deutschland ab. Diese Flüge haben 208.600 Tonnen CO2 verursacht, so viel wie 130.000 Pkw im gesamten Jahr. Aus Klimaperspektive ist der Lifestyle der Reichsten also eine Katastrophe.






	»Ich bin wirklich der Meinung, es sollte keine Milliardäre geben auf diesem Planeten.«    LOUISA SCHNEIDER





Auch in Deutschland werden wir die Folgen des Klimawandels in den kommenden Jahren immer häufiger und heftiger zu spüren bekommen. Menschen werden ihre Häuser bei Fluten verlieren, während wir in anderen Regionen ausgeprägte Dürren haben werden. Versicherungen weigern sich schon jetzt, Neubauten in durch Hochwasser gefährdeten Gebieten zu versichern. Ob der Staat auch in Zukunft einspringen kann, um Härten abzufedern, ist fraglich.

Die Privatjetflieger:innen jedenfalls werden sich an der finanziellen Bewältigung der Folgen ihres Konsums nicht beteiligen – eine Abgabe, die auf solche Flüge anfiele, existiert nämlich nicht. Im Gegenteil: Wer seinen Privatjet oder seine Jacht selbst nutzt, muss dafür nicht – wie etwa Fluggesellschaften – CO2-Zertifikate erwerben. Das stellt eine finanzielle Bevorzugung dieser Form des Individualverkehrs dar. Von der Befreiung von der Kerosinsteuer profitieren Privatjeteigentümer:innen aber dennoch: Die fällt auch für Privatjets bei internationalen Flügen nicht an, obwohl das Argument der Wettbewerbsfähigkeit, das die Ausnahme für Fluggesellschaften begründet, in diesem Fall Blödsinn ist. Der einzige Wettbewerb, der hier stattfindet, ist der um den verantwortungslosesten Konsum.

Während immer mehr Menschen unter Flugscham leiden und sich bemühen, den eigenen Konsum so weit wie möglich zu reduzieren, konsumieren einzelne so viel wie Millionen andere zusammen.

Eine Person, die das so gut wie kaum jemand sonst beschrieben hat, ist für mich die Autorin und Filmemacherin Julia Friedrichs. Ich folge ihr schon, seitdem sie 2008 das Buch Gestatten: Elite. Auf den Spuren der Mächtigen von morgen veröffentlicht hat. In den letzten Jahren hat sie einige Dokumentationen zu den Reichsten in Deutschland gemacht. Im Rahmen der Recherchen für ihr jüngstes Buch Crazy Rich. Die geheime Welt der Superreichen hat sie sich auch bei mir gemeldet. Seit ich selbst zu Geld gekommen bin, schreiben mir regelmäßig Vermögensverwalter:innen und sogar Privatjetvermieter:innen, um ihre Dienste anzubieten. Das interessiert Julia und wir verabreden uns zu einem Gespräch. Ich freue mich doppelt, weil ich sie bei der Gelegenheit auch gleich für mein Buch interviewen kann.

Julia zeigt in ihren Dokumentationen Menschen, die offen zugeben, dass ihnen der Komfort eines Privatjets wichtiger ist als der Klimawandel. Aus ihrer Doku Das Milliardenspiel ist mir besonders hängen geblieben, wie Hans-Peter Wild, der mit Capri-Sonne zum Milliardär wurde, in seinem Privatjet auf die Frage, ob er deswegen ein schlechtes Gewissen habe, fassungslos erwidert: »Ja, soll ich vielleicht mit der Bahn fahren?« Julia erzählt mir, dass sie ein Stück weit versteht, wieso viele Reiche sich so schwertun, den eigenen Lebenswandel anzupassen.

»Wer mal Privatjet geflogen ist, der weiß, es ist unfassbar bequem. Niemand steht gerne ewig am Flughafen an. Es ist super bequem, aufs Flugfeld zu laufen, in den Flieger zu steigen, in Paris zu sein und eine halbe Stunde später in der Innenstadt. Das heißt, die spüren, dass ihr Verzicht sehr viel größer sein wird als unserer.«   JULIA FRIEDRICHS

Investor:innen, die die Welt verbrennen

Überreiche schaden der Umwelt nicht nur, weil sie so luxuriöse Privatleben führen. Sie stecken ihr Geld auch geschäftlich in Dinge, die die Erderwärmung vorantreiben. Ihnen gehören zahllose Firmen, die massiv zum Klimawandel beitragen. Das heißt, sie produzieren die Erderwärmung nicht nur, sondern sie profitieren auch noch davon. Während 50 Prozent der Deutschen kaum oder gar kein Erspartes haben, das sie irgendwo anlegen können, entscheiden die Reichsten unserer Gesellschaft durch ihre Investments mit, wie sich die deutsche Wirtschaft und die Unternehmen entwickeln – nicht nur in der TV-Sendung Die Höhle der Löwen.

Eine weitere Analyse von Oxfam hat ergeben, dass die reichsten Milliardär:innen durchschnittlich 3 Millionen Tonnen CO2-Emissionen pro Jahr verursachen, wenn man ihre Investments mit berücksichtigt. Das ist mehr als das Eine-Million-Fache des Durchschnitts der ärmeren 90 Prozent der Weltbevölkerung. Richtig gelesen: Ein einziger Milliardär verursacht so viele Emissionen wie eine Million Menschen zusammen.31

Das liegt auch daran, dass die Unternehmen, die mit ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit die Emissionen verursachen, vor allem den Reichsten gehören. In Deutschland beispielsweise befindet sich gut die Hälfte des gesamten Aktienvermögens im Besitz von gerade mal 141 Familien.32

Wie Menschen ihr Geld investieren, hat einen Einfluss auf die Klimaverträglichkeit der Wirtschaft. Investieren sie beispielsweise in erneuerbare Energien oder E-Mobilität, werden durch ihr Geld weniger Emissionen produziert, als wenn sie es in Ölfirmen anlegen.

Nehmen wir die BMW-Erb:innen oder andere Hochvermögende, die in Automobilkonzerne investiert haben. In Europa ist der Verkehr für etwa ein Viertel der Emissionen verantwortlich.33 Obwohl lange bekannt ist, dass das ein Problem ist, hat die Automobilbranche in Deutschland die letzten Jahrzehnte viel Energie aufgewendet, um ihre alten Geschäftsmodelle zu verteidigen. Es wurden immer größere Autos gebaut, die mehr Sprit und mehr Ressourcen verbrauchen. Der Anteil von SUVs an Neuzulassungen liegt derzeit bei über 30 Prozent.34 Das ist eine Katastrophe für den Klimaschutz, für die Bauern am Horn von Afrika, für die Menschen im Ahrtal. Doch die Eigentümer:innen der Automobilkonzerne freuten sich über Rekordgewinne, die ihr Vermögen weiter vergrößerten.

Uns wird oft eingeredet, als Konsument:innen seien wir in der Verantwortung, etwas gegen die Klimakrise zu tun. Natürlich ist es wichtig, verantwortungsvoll mit Ressourcen umzugehen und mit dem eigenen Konsum keine zerstörerischen Industrien wie Massentierhaltung oder Fast-Fashion zu unterstützen. Niemand muss einen SUV kaufen. Den größeren Hebel haben allerdings die Eigentümer:innen der Unternehmen, die die Produkte herstellen und die eigentlichen Verursacher:innen der Emissionen sind. Sie könnten umlenken und ihre Profitinteressen hintanstellen. Oder für die Schäden, die sie verursachen, aus ihren jährlichen Renditen bezahlen. Weil das freiwillig nicht passiert, ist es Aufgabe der Politik, hier den richtigen Rahmen zu schaffen. Sie muss Gesetze erlassen, die klimaschädliches Wirtschaften erschweren, sanktionieren oder unmöglich machen.

Ungleichheit führt zu weniger Akzeptanz für Klimaschutzmaßnahmen

Viele Menschen denken dennoch, dass Umverteilung das Problem noch verschärfen würde. Wenn mehr Menschen mehr Geld zur Verfügung hätten, dann stiege dadurch auch der Konsum – und die Emissionen.

Ich glaube, diese Denke ist gefährlich und falsch. Denn heute ist es doch so: Die Reichsten verursachen mit ihrem Konsum und ihren Investitionen unfassbare Emissionen. Sie sind gleichzeitig Vorbild für andere, die ihrem Reichtum und dem damit verbundenen Lifestyle nacheifern: Wenn die Reichsten und Mächtigsten so leben, dann muss das doch auch für Durchschnittsmenschen erstrebenswert sein!

So kommt auch ein Artikel im Magazin Science zu dem Schluss, dass ungleiche Gesellschaften sich mit Klimaschutz schwertun. Als ein wichtiger Grund wird dabei genannt, dass in diesen Gesellschaften Statussymbole viel gelten und große Teile der Bevölkerung dem zerstörerischen Lifestyle der Reichsten nacheifern.35

Hinzu kommt, dass Menschen es als ungerecht empfinden, sich einschränken zu müssen, wenn sie ohnehin schon weniger haben als andere. Oder auch einfach, wenn andere das nicht tun. Ich kann das an mir selbst sehen: Ich versuche, meine eigenen Emissionen niedrig zu halten, habe kein Auto, fahre nur Bahn und Fahrrad und vermeide es, zu fliegen. Obwohl ich wirklich gerne mehr reisen würde. Jedes Mal, wenn ich dann höre, wie verantwortungslos Menschen in meinem Umfeld konsumieren, macht das was mit mir. Ich glaube, so geht es vielen.

Ein weiteres oft übersehenes Problem, das sich aus der Ungleichheit ergibt: Wenn Menschen keine Rücklagen haben, sind sie auch nicht in der Lage, Veränderungen mitzugehen, die Geld kosten. In einer Gesellschaft mit weniger Ungleichheit hätten mehr Menschen die Mittel, klimapolitisch sinnvolle Maßnahmen auch mitzugehen. Dazu mehr im nächsten Kapitel.

Der Blick nach vorne

Beim Thema Vermögen und Klima ist die Analyse düster: Reiche zerstören mit ihrem Konsum unsere Lebensgrundlage. Sie dienen anderen als Vorbild, die dadurch ihren eigenen Überkonsum rechtfertigen. Reiche besitzen außerdem die Unternehmen, die die Emissionen verursachen, welche man gern uns Konsument:innen in die Schuhe schiebt. Der größte Teil der Vermögen ist nicht in die Rettung, sondern die Zerstörung unseres Planeten investiert.

Und wegen der großen Ungleichheit gibt es auf beiden Seiten der Verteilung Menschen, die sich gegen nötige Veränderungen wehren: Die einen schützen ihren Lifestyle und ihre klimaschädlichen Geschäftsmodelle. Die anderen haben nichts oder zu wenig, um Veränderungen mitgehen zu können.

Wer die Klimakrise lösen will, sollte an der Ungleichheitskrise ansetzen. Auch Louisa Schneider betont in unserem Gespräch, dass die Klimakrise mit Unterdrückung und Ungerechtigkeit auf vielen Ebenen verwoben sei. Sie ließe sich nicht losgelöst von Sexismus, Rassismus, Kolonialismus und Ausbeutung betrachten. In ihrem Buch wird das immer wieder deutlich. Zum Beispiel, wenn die Menschen an der Küste Westafrikas, deren Lebensgrundlage durch den Klimawandel verschwindet, dabei zusehen müssen, wie vor ihrer Küste eine gewaltige Bohrinsel auf einem Gasfeld gebaut wird. Ungerechtigkeiten wie diese müssten Louisa zufolge bei der Lösung der Klimakrise unbedingt mitgedacht werden.

Bei mir löst das Thema widersprüchliche Gefühle aus: Es macht mich unglaublich optimistisch, mit Menschen wie Louisa zu sprechen. Ich kenne eine immer größere Zahl an Menschen, die ihre ganze Energie darauf verwenden, dass wir als Gesellschaft noch die Kurve kriegen und nicht weiter in die Sackgasse rasen. Gleichzeitig bekomme ich weiterhin E-Mails von Privatjet-Charterern, die mir die Vorzüge der exklusivsten und mit Abstand klimaschädlichsten Art zu reisen schmackhaft machen wollen. Richard Berger, CEO von Charter Jet One, schreibt mir alle paar Wochen, um zu fragen, ob ich mit meinem aktuellen Privatjetanbieter zufrieden sei. Und ob ich mich nicht den vielen erfolgreichen Menschen anschließen wolle, die seinen Service nutzen. Die attraktiven Preise, die er verspricht, übersteigen vermutlich mein Budget. Ganz sicher übersteigt es meine Vorstellungskraft, dass Menschen, die jeden Tag von der Klimakrise hören, ihr Geld nutzen, um damit etwas so Irrsinniges wie einen Privatjetflug zu finanzieren.






	TAKE-AWAY




	× Die Reichsten verursachen mit ihrem Konsum und ihren Investments einen Großteil der weltweiten Emissionen.
× Während Reiche sich schützen können, tragen die Ärmsten die Folgen der Klimakrise. 





 

UNGLEICHHEIT IST SCHLECHT FÜR DIE WIRTSCHAFT

Die meisten Diskussionen zu Ungleichheit landen irgendwann am gleichen Punkt: An der Ungleichheit sei vieles bedauerlich, heißt es dann, vielleicht sei sie sogar ungerecht. Und natürlich sei es betrüblich, dass 5 Prozent der Bevölkerung mehr besäßen als die übrigen 95 Prozent zusammen. Aber das sei am Ende alles zweitrangig, denn diese Ungleichheit sei schlicht notwendig für eine starke Wirtschaft, von der schließlich alle profitierten. Nur wenn es der Wirtschaft gut gehe, könne es auch den Menschen im Land gut gehen. Und da den Reichsten die Firmen und die Mittel gehören, die in die Wirtschaft investiert werden, sei die Ungleichheit nun mal Voraussetzung dafür, dass die Maschine am Laufen bleibt, dass es Arbeitsplätze gibt und die Gesellschaft als Ganzes funktioniert.

Diese Argumentation mag zunächst plausibel klingen. Doch sie beruht auf einer ganzen Reihe von Denkfehlern und Unwahrheiten. In die Gespräche zu diesem Kapitel bin ich mit der Frage gegangen, ob unsere Wirtschaft die Ungleichheit braucht, um erfolgreich zu sein. Oder ob unsere Wirtschaft nicht vielleicht sogar andersrum von weniger Ungleichheit profitieren könnte.

Der Wirtschaft das Fieber messen

Wenn es heute heißt, der Wirtschaft solle es gut gehen, dann ist damit gemeint: Das Bruttoinlandsprodukt soll wachsen. Woher dieses Wachstum kommt und wem es zugutekommt, ist dabei vollkommen egal.

Meiner Meinung nach sollte es nicht das Ziel sein, dass es »der Wirtschaft« gut geht, sondern dass wir als Gesellschaft eine »gute« Wirtschaft haben, nämlich eine, die unseren Werten entspricht und Nutzen für uns Menschen stiftet. Die dem Planeten als Ganzem nicht schadet, die nicht auf Ausbeutung und Zerstörung beruht. Eine gute Wirtschaft zu haben, bedeutet auch, dass die Verteilung gut funktioniert und möglichst alle ein zufriedenes, gut versorgtes Leben führen können.

Kapitalismus, Demokratie und Wohlstand

Auf das Gespräch mit Ulrike Herrmann habe ich mich besonders gefreut. Ihre Bücher über den Kapitalismus habe ich regelrecht verschlungen. Und wenn ich sie in Podcasts sprechen höre, gefällt mir immer, wie klar sie das System Kapitalismus beschreiben kann. Kapitalismus ist für sie das Wirtschaftssystem, das sich mit der Industrialisierung durchgesetzt hat. Ein Wirtschaftssystem, das auf technischen Innovationen beruht und kontinuierliches Wachstum braucht, um existieren zu können.

Im Gespräch erklärt sie mir zunächst, dass der Kapitalismus zu viel Gutem geführt habe: Unsere Produktivität als Gesellschaft hat wahnsinnig zugenommen, und wir haben zum Beispiel unsere Anbaumethoden so verbessert, dass heute theoretisch niemand auf der Welt mehr Hunger leiden müsste.

Die Tendenz, Vermögen stark zu konzentrieren, sei dem Kapitalismus aber eingeschrieben. Als Grund dafür nennt sie den Wettbewerb: Im Kapitalismus führe der dazu, dass sich letztlich immer die größten Firmen durchsetzten, weil die am günstigsten produzieren könnten. In Deutschland etwa würde rund ein Drittel des Umsatzes auf weniger als ein Prozent der Unternehmen entfallen. Das Ergebnis des Wettbewerbs sei immer eine Marktdominanz weniger Großkonzerne, die sich in praktisch allen Branchen beobachten ließe. Um dem entgegenzuwirken, müsse der Staat umverteilen. Doch wenn das zum Beispiel bei der Erbschaft nicht geschehe, dann konzentriere sich das Vermögen immer weiter bei einer immer kleineren Gruppe von Menschen.

Ob Ungleichheit gut für das Funktionieren des Kapitalismus sei? Keinesfalls, sagt Ulrike Herrmann. Der Kapitalismus brauche immer Nachfrage auf der Konsument:innenseite. Wenn die Löhne stiegen, stiege auch die Nachfrage. Dann würde mehr produziert, die Umsätze würden also steigen, und auch die Reichen, denen die Firmen gehören, würden somit reicher. Mehr Gleichheit würde also mehr Wohlstand für alle bedeuten.36 Sie sagt, es sei Quatsch anzunehmen, Ungleichheit würde dazu führen, dass die Reichsten reicher wären als in einer egalitäreren Gesellschaft:

»Je gleicher eine Gesellschaft ist, desto reicher sind alle. Eben weil der Kapitalismus am besten funktioniert, wenn es Nachfrage gibt, wenn man die Güter absetzen kann, wenn man ordentlich produzieren kann. Gleichheit führt zu Wachstum, nicht Ungleichheit.«   ULRIKE HERRMANN

Reiche Menschen sagen immer wieder, Umverteilung führe nur dazu, dass das Geld einfach verkonsumiert werde. Wenn ärmere Menschen mehr Geld hätten, dann würden sie es ausgeben, und es stünde nicht für wichtige Investitionen zur Verfügung. Auf den Konsum, der hier verteufelt wird, ist die Wirtschaft jedoch angewiesen. Schließlich müssen die Produzent:innen ihre Waren ja auch irgendwo absetzen.

Davon mal ganz abgesehen, ist es doch ziemlich anmaßend, wenn Reiche mit ihrem exzessiven Konsum so abfällig über den Konsum anderer sprechen. Und von vielen Investitionen haben die meisten Menschen überhaupt nichts.

Ein sehr gutes Beispiel dafür ist der Immobilienmarkt. In Berlin, wo ich lebe, fehlen Tausende Sozialwohnungen mit niedrigen Mieten. Investor:innen aber suchen bevorzugt nach Wohnungen im Bestand, die sie einfach aufkaufen können – das heißt durch ihre »Investition« wird kein einziger Quadratmeter neue Wohnfläche geschaffen –, oder sie suchen nach Bauprojekten, die sattere Renditen versprechen, und das sind Bürogebäude oder Wohngebäude mit hochpreisigen Eigentums- oder Mietwohnungen. So gut wie niemand hat etwas von diesen Investitionen, sie gehen vollkommen am Bedarf der Menschen vorbei. Und diese Menschen sollen sich nun auch noch freuen, dass irgendwo einer mit einem Haufen Kapital sitzt, das er »investiert« und nicht »verkonsumiert«?

Der Mythos von Ungleichheit als Wirtschaftsmotor

Die Vorstellung, Vermögensunterschiede seien für die Gesellschaft vorteilhaft, entstand wohl zur Zeit der Industrialisierung. Ihr zufolge bot die Aussicht, mehr zu bekommen als andere, erstens den notwendigen Anreiz, sich anzustrengen und damit etwas für die Gemeinschaft zu leisten. Zweitens könnten nur die Vermögenden es sich leisten, zu sparen, also Kapital zu bilden, das sie dann wiederum investieren könnten. Diese Reinvestitionen führten zu weiterem Wirtschaftswachstum, und das sei notwendig, um das System am Laufen zu halten. Es bringe den Menschen Arbeit und so profitierten am Ende alle.

Würden alle ein ähnliches, nicht so hohes Einkommen haben, wäre die Sparquote zu gering, das meiste Geld würde verkonsumiert und die Wirtschaft stagnierte.37 Mit diesem Argument machen konservative und marktliberale Politiker:innen immer wieder Stimmung gegen eine Vermögensteuer. Unternehmen und Vermögende müssten finanziell entlastet werden, heißt es da, weil sie dann mehr investieren würden. Und diese Investitionen brauche es dringend für den Wirtschaftsstandort Deutschland.

In der Frage, inwieweit Ungleichheit nun wirklich gut, schlecht oder gar notwendig für die Wirtschaft ist, möchte ich mich allerdings ungern auf die politische Stimme der Reichen-Lobby verlassen. Daher wende ich mich lieber an einen echten Experten: Ich folge Marcel Fratzscher schon lange, er ist Professor für Makroökonomie, leitet das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung und äußert sich regelmäßig zu Verteilungsfragen. Mir gefällt, dass er die Wirtschaft stets vor dem Hintergrund der Gesamtgesellschaft betrachtet. Schließlich sollte die Wirtschaft ja für uns Menschen da sein und nicht umgekehrt. Das mag selbstverständlich klingen, aber viele Ökonom:innen scheinen leider vergessen zu haben, dass Wirtschaften kein Selbstzweck ist.

Marcel Fratzscher erzählt mir, international sei es in den Wirtschaftswissenschaften längst Konsens, dass Ungleichheit schlecht für die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit eines Landes sei.






	»In Deutschland hinken wir da ein wenig hinterher. Das hängt vielleicht auch mit der ordoliberalen Tradition in Deutschland zusammen, dass man denkt, der Markt funktioniert und das ist alles in Ordnung so.«   MARCEL FRATZSCHER





Die OECD schätzt, dass die deutsche Wirtschaft um sechs Prozent größer wäre, wären die Einkommen gleicher verteilt. Eine Studie des Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung aus dem Jahr 2014 kommt zu dem Schluss, dass die zunehmende Ungleichheit der Einkommen zu ökonomischer Instabilität führt und so außerdem der Wirtschaft schadet. Einige Ökonom:innen machen die Ungleichheit in der amerikanischen Gesellschaft sogar für die Finanzkrisen in den 1920er- und den 2000er-Jahren verantwortlich.38

Ungleichheit macht eine Wirtschaft weniger dynamisch

Aber wie genau schadet Ungleichheit der Wirtschaft? Hier sind verschiedene Mechanismen am Werk: Wer über viel Kapital verfügt, kann die Wirtschaft gestalten und Einfluss auf die Politik nehmen, um die eigenen Interessen durchzusetzen. Innovationen werden so eher verhindert, weil alte Geschäftsmodelle, wie etwa das des Verbrennermotors oder der Gasheizung, entgegen den Interessen der Gesellschaft verteidigt werden.

Oder es bringt die Wirtschaft an natürliche Grenzen, zum Beispiel, wenn Rohstoffe ausgehen oder so teuer werden, dass sie für Produzent:innen nicht mehr bezahlbar sind. So wirken Unternehmen, die ihr Geld mit oder auf der Grundlage von fossilen Energien verdienen, darauf hin, dass weniger Investitionen in grüne Energien fließen – obwohl die eigentlich ein schnell wachsender Markt sind und damit langfristig größere Aussichten auf Wirtschaftswachstum bieten. In Deutschland zeigt sich dieses Muster besonders bei der mächtigen Automobilindustrie, die ihre Lobbymacht nutzt, um alle wichtigen Reformen mindestens zu verzögern. Die Lobbyorganisation Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft, die unter anderem von der Automobilindustrie mit Millionenbeträgen finanziert wird, fällt immer wieder auf mit Kampagnen wie den »12 Fakten zur Klimapolitik«. Mit gezielter Desinformation werden in solchen Kampagnen Zweifel gesät, um klimapolitische Maßnahmen wie das Erneuerbare-Energien-Gesetz zu torpedieren.39 Natürlich wäre es für uns als Gesellschaft sinnvoll, möglichst schnell auf eine klimaverträgliche Wirtschaftsweise umzustellen. Dass das so langsam geschieht, liegt nicht zuletzt daran, dass Menschen und Firmen hier ihre kurzfristige Profitmaximierung über gesamtgesellschaftliche Interessen stellen. Langfristig schadet das der Wirtschaft, weil sie den Trend verpennt und ihre Unternehmen im internationalen Wettbewerb nicht mehr konkurrenzfähig sind.

Ungleichheit erschwert Transformation doppelt

Eine Wirtschaft ist stark und leistungsfähig, wenn sie dynamisch ist und sich schnell verändern kann. Das wird gebremst durch Reiche, die ihr Geld lieber in Geschäftsmodelle der Vergangenheit statt in die Zukunft investieren. Die Ungleichheit macht Veränderungen gleich doppelt schwer. Denn für viele Veränderungsprozesse fehle einfach die soziale Akzeptanz, sagt Marcel Fratzscher. In einem Land, in dem die Hälfte der Bevölkerung praktisch nichts besitzt, sind viele Menschen nicht in der Lage, mit Veränderungen umzugehen. Es sei verständlich, dass Menschen, die keine Rücklagen haben, sich gegen Veränderung wehren, die für sie mit Kosten verbunden sind, beispielsweise neue Mobilitätsformen und Heizgesetze.






	»Die hohe Ungleichheit bei privaten Vermögen führt dazu, dass viele Menschen – und wir reden nicht von wenigen, sondern wir reden von knapp 40 Prozent der Haushalte – keinen Sicherungsmechanismus haben, um auf Krisen zu reagieren. Wenn auf einmal die Energiekosten explodieren oder die Lebensmittel 30 Prozent teurer werden, sind das Krisen, auf die viele Menschen nicht vorbereitet sind. Weil sie eben nicht die privaten Ersparnisse haben und auch weil der Sozialstaat eben nicht alles absichern kann. Und deshalb ist diese große Ungleichheit bei privaten Vermögen ein soziales und ein wirtschaftliches Problem in Deutschland.«   MARCEL FRATZSCHER





Das hohe Maß an Ungleichheit führt auf beiden Seiten der Verteilung zu Widerständen gegen Veränderungen, die eigentlich wichtig wären. Die einen sind damit beschäftigt, ihre Investitionen in die Wirtschaftswelt der Vergangenheit zu verteidigen, die anderen haben Angst vor Veränderung, weil sie nicht die Ressourcen haben, etwas zu verändern. Und befeuert werden diese Ängste auch noch durch gezielte Desinformation und Parteien, die sich zu Handlangern ökonomischer Interessen machen.

Potenziale bleiben ungenutzt

Marcel Fratzscher weist auf einen weiteren Punkt hin, der eng mit der ökonomischen Ungleichheit verknüpft ist: die große Ungleichheit bei Bildung und Ausbildung. Sie habe zur Folge, dass viele Menschen ihre Potenziale nicht entfalten und nutzen könnten, während dem Markt auf der anderen Seite qualifizierte Arbeitskräfte fehlten. Von unternehmerischen und innovativen Potenzialen, die aufgrund dieser Schieflage ungenutzt bleiben, ganz zu schweigen.

Der wirtschaftliche Schaden, der dadurch entsteht, dass Menschen schlecht ausgebildet sind oder bei der Wahl ihres Jobs allein ökonomischen Zwängen folgen müssen, und so keine wichtigen Innovationen mit vorantreiben können, lässt sich nur schwer beziffern. Anders sieht das beim Fachkräftemangel aus: Laut dem Institut der deutschen Wirtschaft beläuft er sich allein für das Jahr 2024 auf 49 Milliarden Euro. Im Jahr 2027 werden es laut Prognose bereits 74 Milliarden Euro sein.40 Es fehlen Pfleger:innen, Lehrer:innen und Informatiker:innen. Jede:r, der oder die mal versucht hat, eine:n Handwerker:in für eine Baustelle oder eine Reparatur in der Wohnung zu finden, kann ein Lied davon singen, wie groß das Problem in diesem Bereich bereits jetzt ist.

»Wir haben viele Menschen in Deutschland, die ihr Potenzial, ihre Fähigkeiten, ihre Talente nicht voll ausnutzen können. Und das bedeutet nicht nur einen Verlust oder einen Schaden für die Betroffenen, sondern für die Gesellschaft und Wirtschaft als Ganzes.«   MARCEL FRATZSCHER

Und was hat es nun mit den Investitionen auf sich?

Deutschland hat die drittgrößte Volkswirtschaft der Erde, die ein unglaubliches Maß an Wohlstand produziert hat. Und trotzdem: Die deutsche Wirtschaft hat in vielen Bereichen die Digitalisierung verschlafen, Technologien der Zukunft wie Künstliche Intelligenz werden woanders entwickelt. Von dynamischer Wirtschaft und Innovationskraft kann wirklich keine Rede sein. Wie ist das möglich, wo doch unfassbar viel Geld da wäre, um in die Unternehmen der Zukunft zu investieren?

Obwohl die Gewinne von Unternehmen massiv steigen, gehen die Investitionen – gemessen am Bruttoinlandsprodukt – zurück. Viele Unternehmen horten die Gewinne, investieren sie lieber in Finanzprodukte und schütten Rekordsummen in Form von Dividenden an ihre Aktionär:innen aus, die darüber hinaus auch von groß angelegten Aktienrückkaufprogrammen profitieren und dieses Geld häufig sparen oder wiederum in Aktien anlegen. Das wiederum verstärkt die Vermögensungleichheit, weil – wie der französische Ökonom Thomas Piketty zeigt – Vermögende deutlich höhere Kapitaleinkünfte haben als der Rest der Gesellschaft. Und weil sie mit ihren Investitionen deutlich höhere Renditen als die Durchschnittsperson erzielen.

Ein weiterer Mythos, der in der Erzählung steckt, wonach private Investitionen der Reichsten einen positiven Effekt für alle hätten: Es seien immer Gründer:innen und Investor:innen, die die großen Innovationen finanzieren. Mariana Mazzucato, Professorin für Ökonomie am University College London, hat eindrucksvoll gezeigt, dass daran wenig Substanz ist: Die wirklich großen Innovationen werden in den meisten Fällen nämlich vom Staat finanziert. Die privaten Akteure treten erst auf den Plan, wenn das Risiko nicht mehr so groß ist und sich eine finanzielle Verwertung absehen lässt.41

So gäbe es heute kein Internet, keine Smartphones, keine E-Autos, keine Covid-Impfstoffe, wenn nicht Milliarden an Steuergeldern in Grundlagenforschung geflossen wären. An der späteren Kommerzialisierung wird der Staat dann aber praktisch nie beteiligt. Die Gewinne werden privatisiert, und um das zu rechtfertigen, erzählen die Profiteur:innen dann das Märchen, dass sie das ganze Risiko auf sich genommen hätten und dass ihnen deshalb auch die Profite zustünden.

Wie viel Ungleichheit tut gut?

Der Kapitalismus, der unseren Wohlstand möglich gemacht hat, steckt heute in einer tiefen Krise. Selbst in den USA, dem Heimatland des modernen Kapitalismus, denkt eine Mehrheit der Menschen, der Kapitalismus richte heute mehr Schaden an, als er Nutzen stifte.42 Insbesondere bei jungen Menschen ist das Vertrauen in den Kapitalismus auf einem historischen Tiefpunkt.

Dass das Vertrauen in den Kapitalismus schwindet, liegt auch daran, dass nahezu das gesamte wirtschaftliche Kapital bei einer kleinen Elite konzentriert ist, die vor allem danach strebt, ihren Reichtum weiter zu mehren. Daran etwas zu ändern und für eine gerechtere Verteilung zu sorgen, ist nicht allein aus humanitären oder sozialen Gründen wichtig. Auch wer die krankende Wirtschaft zukunftsfähig machen und den Kapitalismus als System erhalten will, muss die massive Ungleichverteilung von Vermögen in unserer Gesellschaft angehen. Ob man nun möchte, dass es der Wirtschaft gut geht, oder ob man möchte, dass die Wirtschaft gut für die Menschen ist: Beides wird nur gelingen, wenn sich das derzeitige Ausmaß an Ungleichheit deutlich verringert und wenn möglichst viele Menschen in der Lage sind, sich überhaupt einzubringen und diese Wirtschaft mitzugestalten.

Dass es dringend mutige Reformen braucht, liegt auf der Hand. Und um die zu gestalten, sollten wir vor allem die Frage stellen, wie eine Wirtschaft aussehen muss, damit sie den größtmöglichen Nutzen für uns Menschen und für die Gesellschaft stiftet.






	TAKE-AWAY




	× Ungleichheit schadet der Wirtschaft, denn in einer ungleichen Gesellschaft können viele Menschen ihre Potenziale nicht entfalten und damit auch nicht in die Wirtschaft einbringen.
× Ungleichheit führt zu großen Widerständen gegen Veränderungen – bei denen, die sehr viel, und bei denen, die sehr wenig haben.





 

UNGLEICHHEIT MACHT POLITIKVERDROSSEN UND SPALTET

Immer wieder habe ich mich vor und während der Arbeit an diesem Buch gefragt: Wie kann es sein, dass die Ungleichheit immer weiter zunimmt? Wo wir doch in einer Demokratie leben! Wie kann sich immer mehr Vermögen beim reichsten Prozent der Bevölkerung konzentrieren, ohne dass die übrigen 99 Prozent – oder wenigstens die 90 Prozent am anderen Ende der Verteilung – aufstehen und sagen: Das akzeptieren wir nicht mehr, wir fordern eine gerechtere Verteilung und mehr Umverteilung, sodass alle mehr vom Kuchen abkriegen! Wieso beschuldigen so viele stattdessen ausgerechnet Migrant:innen und Menschen, die auf Hilfe vom Staat angewiesen sind, sie würden ihnen ihr Kuchenstück wegnehmen?

Auch wenn es widersprüchlich klingt: Forscher:innen stellen regelmäßig fest, dass Menschen mit zunehmender Ungleichheit in einer Gesellschaft nicht mehr, sondern weniger Umverteilung fordern.43 Dass außerdem die Politikverdrossenheit zunimmt, die Wahlbeteiligung zurückgeht und antidemokratische Strömungen und populistische Parteien verstärkt Zulauf erhalten.44 Ungleichheit scheint also dazu zu führen, dass Menschen dem System als Ganzem misstrauen. Genau das lässt sich aktuell in Deutschland und in vielen anderen Ländern Europas beobachten, in denen rechtsextreme Parteien große Wahlerfolge feiern.

Um das Phänomen besser zu verstehen, habe ich mit Melanie Stein gesprochen, die die Initiative »Wir sind der Osten« gegründet hat. Melanie ist in Brandenburg geboren, in Mecklenburg-Vorpommern aufgewachsen, hat dann in Köln und Wien studiert und anschließend für den NDR gearbeitet. Heute setzt sie sich mit Wir sind der Osten dafür ein, dass andere Geschichten über Ostdeutschland erzählt werden und Ostdeutsche stärker in Entscheidungspositionen vertreten sind.

Demokratielabor Ostdeutschland

Als ich mit Melanie spreche, ist in Sachsen und Thüringen gerade Wahlkampfzeit. In vielen Gegenden Ostdeutschlands haben extremistische Parteien Zulauf. Das, so Melanie, habe natürlich auch mit der Ungleichheit zu tun. Eine Demokratie könne nur dann funktionieren, wenn Vermögen nicht so ungleich verteilt seien wie heute. Demokratie setze Chancengerechtigkeit voraus, alle müssten das Gefühl haben, sich beteiligen und einbringen zu können. In Ostdeutschland gingen nach der Wiedervereinigung 95 Prozent des Staatseigentums der DDR an westdeutsche und ausländische Investor:innen. Immobilien, Unternehmen, landwirtschaftliche Flächen wurden über die Treuhand vor allem nach Westdeutschland verkauft. Das ist im Wesentlichen der Grund dafür, dass Ostdeutsche heute sehr viel weniger besitzen als Westdeutsche und zu den Verlierer:innen der Ungleichheitskrise gehören.

Laut Melanie ging die Übernahme des ostdeutschen Vermögens durch Westdeutsche auch damit einher, dass man abwertende Geschichten über Ostdeutsche verbreitete, die oft als dumm oder faul hingestellt wurden. Stereotypen und Vorurteile hätten dazu beigetragen, dass Ostdeutsche im öffentlichen Diskurs bis heute nicht als gleichwertig angesehen werden, schreibt auch der Autor Dirk Oschmann in seinem Buch Der Osten: eine westdeutsche Erfindung.45 Heute, 35 Jahre nach der Wiedervereinigung, sehen wir, dass Ostdeutsche ein viel geringeres Vertrauen in die Demokratie haben: Während im Westen immerhin 64 Prozent der Menschen zufrieden mit dem Funktionieren der Demokratie sind, sind es im Osten nur 46 Prozent.46 Ähnlich sieht es beim Vertrauen in die Medien aus.






	»Wenn Menschen das Gefühl haben, sie werden nicht gesehen oder können sich nicht gleichermaßen mit ihren Anliegen einbringen, verlieren sie das Vertrauen in die Demokratie.«   MELANIE STEIN





Die Tatsache, dass immer mehr Menschen im Osten, aber natürlich auch in anderen Regionen Deutschlands rechtsextrem wählen, ist laut Melanie auch eine Folge der großen Ungleichheit innerhalb der Gesellschaft. Für viele ärmere Menschen und jene mit Angst vor sozialem Abstieg kann die Wahl einer rechtsextremen Partei ein Weg sein, sich Gehör zu verschaffen. Die Konkurrenz um Ressourcen begünstige außerdem das Entstehen von Feindbildern, verknüpft mit einfachen Lösungen: »Die Migrant:innen sind schuld und nehmen uns alles weg.« Wenn die Vermögen so ungleich verteilt seien, würden aber auch reiche Menschen extremer wählen, um ihre eigene Position in der Gesellschaft zu schützen. Besonders offensichtlich wird das, wenn Milliardär:innen wie Frank Gotthard rechtspopulistische Medien wie Nius von Julian Reichelt finanzieren. Generell dürfte eine Gesellschaft, in der die ökonomischen Unterschiede groß sind, zu mehr Gegeneinander und weniger Miteinander führen, was sich natürlich auch im Politischen zeigt.

Politische Teilhabe als Privileg

Melanie sagt, es dürfe kein Privileg sein, sich neben der Arbeit politisch zu bilden und einzubringen. Genau das sei aber heute für viele Menschen der Fall: Sie arbeiteten, um über die Runden zu kommen, daneben bleibe wenig Raum für politisches Engagement.

Dabei lautet das Versprechen der Demokratie doch, dass alle Menschen die Möglichkeit haben, politisch zu partizipieren – und das heißt, nicht nur zu wählen, sondern auch politische Ämter zu bekleiden und gehört zu werden. In einer Gesellschaft mit einem hohen Maß an Ungleichheit ist das nahezu ausgeschlossen.

»Um etwas zu bewirken und deine eigenen Interessen einzubringen, brauchst du Zeit und Geld. Und das ist nicht gegeben, wenn du dir Sorgen machen musst, wie du im nächsten Monat deine Miete bezahlen sollst.«   MELANIE STEIN

Man bleibt unter sich

Das bestätigt mir auch Yannick Haan, der sich wie ich bei taxmenow engagiert. Dank einer Erbschaft konnte Yannick zwei Eigentumswohnungen in Berlin kaufen. Er ist Vorsitzender der SPD in Berlin-Mitte und Autor des Buches Enterbt uns doch endlich!, in dem es um seine eigene Erfahrung in der deutschen Erb:innengesellschaft geht.47

Für Yannick ist völlig klar, dass sein politisches Engagement ein Privileg ist, das auch mit Geld zu tun hat. Er mache, sagt er, mindestens vier Abende die Woche Termine, und das ginge natürlich nicht, wenn man im Schichtbetrieb arbeite oder anderweitig so eingespannt sei, dass keine Zeit oder Energie mehr für politisches Engagement übrigbleibe. Er hält es für ein Problem, dass die Parteien zunehmend elitisiert sind und das nicht einmal merken:

»Das fängt ja schon in jungen Jahren an: Wenn man in den Parteien was werden will, muss man durch die Juso, Juli, Junge Union oder Grüne Jugend, und das können die meisten nur machen, wenn sie studieren und nicht drei Jobs nebenher machen müssen oder noch eine Ausbildung oder ähnliches, was meistens davon abhängt, ob die Eltern einem Geld geben oder nicht. Und dafür gibt es gar kein Bewusstsein im politischen System.«   YANNICK HAAN

Für Menschen, die in armen oder prekären Verhältnissen aufwachsen, ist der Gang in die Politik rein formal natürlich möglich, aber er ist unwahrscheinlich. Wer in einer Partei etwas werden will, muss viel unbezahlte Arbeit machen. Das ist mit einem bildungsbürgerlichen Hintergrund und einem von den Eltern finanzierten Studium gut zu vereinbaren. Aber neben einer Ausbildung, einer Arbeit im Schichtdienst oder einem Studium plus Nebenjobs noch zahlreiche Termine für politische Arbeit wahrzunehmen, ist schlicht unmöglich. Das politische System ist somit tendenziell elitär und schließt viele Menschen aus.

Viele Menschen, die sich nur mit Mühe über Wasser halten können und immer wieder mit Existenzängsten kämpfen, haben darüber hinaus schlicht keine mentalen Kapazitäten mehr, um sich an demokratischen Prozessen zu beteiligen. Arme Menschen fühlen sich oft ohnmächtig und haben den Eindruck, dass ihre Stimme keinen Unterschied macht. Oder dass die Wahl einer rechtsextremen Partei wie der AfD die einzige Möglichkeit für sie ist, wahrgenommen zu werden.

Ganz anders sieht es aus bei Menschen mit Geld: Man verkehrt ohnehin in denselben Kreisen wie Politiker:innen, kennt sich, trifft sich auf Charity-Events, bei Partys und anderen von Lobbygruppen ausgerichteten Veranstaltungen. Reiche Menschen haben Zugang zu Politiker:innen und zu Medien, sie werden gehört und ernst genommen, ihre Stimme zählt.

Ungleichheit führt zu geringerer Wahlbeteiligung

Wenn Menschen das Gefühl haben, nicht an der Demokratie teilzuhaben, dann beteiligen sie sich auch immer weniger und gehen unter Umständen nicht einmal mehr zur Wahl. Der amerikanische Ökonom Joseph Stiglitz sagt, es sei ohnehin eines der ungelösten Rätsel der modernen politischen Ökonomie, warum Menschen überhaupt zur Wahl gehen. An einer Wahl teilzunehmen verursacht zunächst einmal individuelle Kosten: den Gang zum Wahllokal, das Beantragen von Briefwahl, vielleicht sogar eines neuen Ausweises. Dem Aufwand steht ein sehr geringer persönlicher Nutzen gegenüber, denn der Ausgang einer Wahl hängt praktisch nie von einer einzigen Stimme ab.

Dass wir trotzdem zur Wahl gehen, liegt laut Stiglitz in unserer Bürgertugend begründet, unserem Pflichtbewusstsein gegenüber der Gesellschaft. Und wir fragen uns: Was passiert, wenn viele uns gleichgesinnte Menschen nicht zur Wahl gehen? Dann würden diejenigen über den Ausgang der Wahl bestimmen, die ganz andere Interessen vertreten, und unsere eigenen wären nicht im Parlament repräsentiert.

Wenn ich aber zu dem Schluss komme, dass die Politik meine Interessen ohnehin nicht im Blick hat, und kein Vertrauen mehr in die demokratischen Institutionen setze, dann fühle ich mich auch nicht mehr an diese staatsbürgerliche Pflicht gebunden. Ich bin enttäuscht und ziehe mich zurück oder fange im schlimmsten Fall an, Extremist:innen und Antidemokrat:innen zu unterstützen.

Der Politikwissenschaftler Armin Schäfer hat den möglichen Zusammenhang von Wahlbeteiligung und ökonomischer Ungleichheit erforscht und kommt zu einem ähnlichen Befund: Ärmere Menschen gehen immer seltener zur Wahl, wenn die Einkommensunterschiede größer werden. So unterschieden sich in den 1980er-Jahren die Wahlbeteiligungen in reichen und armen Stadtteilen in der damaligen Bundesrepublik kaum voneinander, woraus Schäfer folgert, dass sich Wähler:innen und Nichtwähler:innen in dieser Zeit noch gleichmäßig über soziale Gruppen verteilten. Ganz anders sah es im Jahr 2017 aus: In wohlhabenden Stadtteilen gingen noch immer 90 Prozent der Menschen zur Wahl, wohingegen ärmere Stadtteile zum Teil nicht einmal mehr 50 Prozent Wahlbeteiligung erreichten.48 Das ist fatal, denn laut Schäfer machen Politiker:innen nun einmal vor allem Politik für Wähler:innen und nicht für Nichtwähler:innen. Aber es ist auch tragisch, denn Studien deuten darauf hin, dass eine hohe Wahlbeteiligung mit einem großzügigeren Sozialstaat und weniger Ungleichheit korreliert.49

Auch der Ökonom Marcel Fratzscher sagt:

»Eine Demokratie funktioniert nicht, wenn in einer Gesellschaft politische Entscheidungen von einer immer kleineren Gruppe getroffen werden und immer mehr Menschen ausgeschlossen sind. Und wir sehen das bereits heute, dass die Demokratie bröckelt, dass demokratie- und verfassungsfeindliche Parteien auch in Deutschland starken Zulauf haben. Und das höhlt eine Demokratie aus.«   MARCEL FRATZSCHER

Das aber führt dazu, dass die Vermögenden ihre Interessen noch effektiver durchsetzen können und daher auch in höherem Maß als der Durchschnitt motiviert sind, sich politisch zu engagieren.50 Und das wiederum lässt das Vertrauen derjenigen, die sich nicht repräsentiert fühlen, noch weiter schwinden.

Abstiegsängste, fehlende Wirksamkeitserfahrung und die AfD

Es gibt viele Gründe dafür, dass Menschen die AfD wählen. Sicher ist: AfD-Wähler:innen sind überdurchschnittlich oft männlich und verdienen weniger als der Durchschnitt. Andere Erklärungen, die die Forschung anbietet, sind: AfD-Wähler:innen haben besondere Abstiegsangst, sie empfinden ihren Job als prekär und ihre Arbeit als wenig wertgeschätzt, sie haben Zukunftsängste. Das Gefühl allein sagt noch nichts darüber aus, wie berechtigt diese Wahrnehmung ist. Sicher aber ist, dass die ökonomische Unsicherheit, die für viele mit der großen Ungleichheit einhergeht, vermehrt zu solchen Gefühlen und Ängsten führt.

Man sollte also meinen, dass es eigentlich im Interesse vieler AfD-Wähler:innen wäre, wenn die Ungleichheit abnehmen würde. Und doch lehnt keine andere Wählerschaft Umverteilungsmaßnahmen wie eine Vermögen- oder eine höhere Erbschaftsteuer so vehement ab wie die der AfD. Wie kann das sein?

Unser gesamtes Wirtschaftssystem gründet auf Konkurrenz. Unternehmen konkurrieren um Kund:innen, und Arbeitnehmer:innen konkurrieren um Arbeitsplätze. Wenn die Ungleichheit wächst und das Leben am unteren Ende der Vermögensverteilung immer prekärer wird, kann sich das Konkurrenzgefühl in einer Gesellschaft verstärken. Dann haben in einer eigentlich reichen Gesellschaft auf einmal viele Menschen Sorge, zu wenig vom Kuchen abzubekommen. Doch anstatt das Problem an der Wurzel zu packen, geben Menschen häufig den »anderen« – den Migrant:innen, den Geflüchteten, den (anderen) BürgergeldEmpfänger:innen, den woken Städter:innen und so weiter – die Schuld für alle Probleme. Es wäre sicher zu einfach, zu sagen, die ökonomische Ungleichheit sei allein für diese Irrationalität verantwortlich, aber es ist sehr wahrscheinlich, dass sie dazu beiträgt, und viele Studien legen einen direkten oder indirekten Zusammenhang nahe.






	»Wenn du das Gefühl hast, du kannst dich nicht gleichermaßen in einer Demokratie einbringen wie andere, dann ist das Bedürfnis nach Identität sehr stark. Das bedienen populistische Parteien, was der Grund dafür ist, weshalb auch Menschen diese Parteien wählen, die gar nicht von deren Programm profitieren würden.«   MELANIE STEIN





Die Mitte und Empathie stärken

Yannick Haan hat für sein Buch Enterbt uns doch endlich! mit vielen Menschen an beiden Enden der Vermögenslotterie gesprochen. Was ihm dabei besonders aufgefallen sei, sagt er, sei die komplett unterschiedliche Wahrnehmung der Wirklichkeit der Menschen gewesen. Manche hielten sich nicht für privilegiert, wenn sie zu ihrem 18. Geburtstag »nur« eine Million Euro geschenkt bekommen hätten – und nicht wie andere zwei oder zehn Millionen. Auf der einen Seite haben wir also Teenager:innen, die ein Millionengeschenk als ein Zeichen dafür sehen, dass es ihnen gar nicht so gut geht. Auf der anderen Seite haben wir eine riesige Masse von Menschen, die schon mit 18 Jahren ahnt, dass sie so viel Geld in ihrem gesamten Arbeitsleben nicht wird verdienen können.

Natürlich ist ein Land gespalten, in dem die ökonomische Ungleichheit so krass ist. Wie sollte es auch anders sein? Jahrelang wurde immer abstrakt von der »Schere« gesprochen, die sich immer weiter öffne. Ich glaube, dass eine Gesellschaft mit derart großen Unterschieden keine Demokratie sein kann. Demokratie bedeutet, dass alle prinzipiell die gleichen Möglichkeiten haben. Wenn die Realität aber so aussieht, dass 5 Prozent der Bevölkerung eines Landes über mehr Mittel und Möglichkeiten verfügen als die übrigen 95 Prozent, dann brauchen wir uns auch nicht zu wundern, wenn immer mehr Menschen den Versprechen der Demokratie keinen Glauben mehr schenken. Wenn diese Menschen dann Parteien wählen, die die Demokratie abschaffen wollen, ist das doch nur folgerichtig: Was hat die Demokratie ihnen denn zu bieten, wenn sie für sie Armut bedeutet, während andere im Geld schwimmen?

Wir leben in Zeiten, in denen die Demokratie als Ganzes auf dem Spiel steht. Wer sie verteidigen will, muss sich auch mit der Ungleichheit beschäftigen. Denn wir sind als Gesellschaft darin gescheitert, das Gleichheitsversprechen der Demokratie einzulösen. Extreme Ungleichheit und Demokratie können nicht dauerhaft gemeinsam existieren, sie schließen sich gegenseitig aus. Wer also auch in Zukunft eine demokratische Gesellschaft möchte, muss extremen Reichtum bekämpfen.






	TAKE-AWAY




	× Politik wird oft für die Reichsten gemacht. Arme Menschen fühlen sich zu Recht nicht repräsentiert.
× Ungleichheit stärkt radikale Positionen und macht echte Demokratie unmöglich.
× Wer die Demokratiekrise lösen will, muss die Ungleichheitskrise lösen.
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VERMÖGEN SCHÜTZT VOR STRAFE

»Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich«, lautet Artikel 3 Absatz1 des deutschen Grundgesetzes. Ich habe lange geglaubt, dass dieses Grundprinzip von Rechtsstaatlichkeit in Deutschland auch verwirklicht ist. Doch je mehr ich mich mit dem Thema beschäftige, desto offensichtlicher wird, dass die Gleichheit vor dem Gesetz nichts als eine schöne Illusion ist. Während Geld in vielen Fällen vor Strafe schützt, erhöht Armut in ganz erheblichem Maß die Wahrscheinlichkeit, im Knast zu landen.

Auf dieses Problem aufmerksam geworden bin ich zuerst durch den ehemaligen Bundestagsabgeordneten Gerhard Schick. 2018 legte er sein Mandat nieder, um mit dem Verein »Bürgerbewegung Finanzwende« der »Lobby des großen Geldes«, wie er sie nennt, etwas entgegenzusetzen. Wenn man mit Gerhard spricht, spürt man seine große Empörung – über unser Steuersystem, über die Gestaltung des Rechts in Bezug auf Geldfragen und auch darüber, wie Menschen ohne Geld in unserem Justizsystem systematisch benachteiligt werden. Von ihm habe ich zum Beispiel gelernt, dass in Deutschland unzählige Menschen im Gefängnis sitzen, weil sie schwarzgefahren sind oder kleine Diebstähle begangen haben – während andere den Staat um Millionen betrügen und unbehelligt davonkommen.

Aber der Reihe nach: Was genau bedeutet überhaupt die eben zitierte Feststellung, alle seien vor dem Gesetz gleich? Das klingt nach einer simplen Frage, lässt sich aber gar nicht so leicht beantworten. Schließlich sind wir alle Individuen und ein Versprechen unserer liberalen Demokratie besagt eben auch: Alle sind frei, ihre Individualität und ihre Ungleichheiten auszuleben. Diese Ungleichheiten, so das Versprechen weiter, sollen jedoch nicht dazu führen, dass manche Menschen stärker repräsentiert sind oder mehr politische Macht haben als andere. Oder dazu, dass beispielsweise reiche Menschen das Recht in ihrem Sinn ausgestalten und eine Vorzugsbehandlung von der Justiz bekommen. Alle müssen vielmehr demselben Regelkatalog folgen und bei Verstößen dagegen mit denselben Konsequenzen rechnen. Soweit die Theorie. Doch in der Praxis ist diese Gleichheit entweder gar nicht gegeben oder wertlos, weil die Ausgangsvoraussetzungen so ungleich sind.

So haben viele Menschen beispielsweise nichts von ihrem Recht, sich von einem Anwalt oder einer Anwältin vertreten zu lassen, weil sie sich gar keine:n leisten können. Und sollte eine Person, die Lebensmittel klaut, weil sie Hunger, aber kein Geld hat, wirklich genauso hart bestraft werden wie eine, die die von ihr geklauten Lebensmittel ohne Weiteres kaufen könnte? Nun, die Realität sieht düster aus: Arme werden deutlich härter von der Justiz bestraft als reiche Menschen. Und nicht nur das, auch das Recht hält bereits einige Regelungen bereit, von denen in erster Linie Reiche profitieren. Der Jurist und Autor Ronen Steinke spricht daher in seinem Buch Vor dem Gesetz sind nicht alle gleich von einer »neuen Klassenjustiz«.51

Reiche und ihre Anwält:innen

Ein Vorteil, den reiche Menschen in unserem Rechtssystem haben, sind gute Anwält:innen. Das ist gleich ein doppelter Vorteil, denn viele Menschen, die in Deutschland vor Gericht landen, haben nicht mal eine schlechte Rechtsvertretung, sondern gar keine. Mehr als jeder dritte Strafprozess wurde in Deutschland 2023 ohne Verteidiger:in für die Angeklagten verhandelt52 – die Angeklagten müssen sich in diesen Fällen selbst verteidigen. Ein:e Pflichtverteidiger:in wird nämlich nur dann gestellt, wenn ein Strafmaß von einem Jahr Gefängnis oder mehr droht. Bei Vergehen, die mit bis zu einem Jahr Gefängnis bestraft werden, sind die Angeklagten, die sich keine:n Anwält:in leisten können, vor Gericht auf sich allein gestellt. Und das, obwohl auch eine Gefängnisstrafe von unter einem Jahr einen massiven Eingriff in das Leben eines Menschen bedeutet. Er wird nicht nur seiner Freiheit beraubt, sondern verliert vermutlich seine Wohnung und, so vorhanden, unter Umständen auch seinen Arbeitsplatz.53

Der Strafverteidiger Thomas Scherzberg wertete die knapp 3.000 Strafverfahren aus, die im Jahr 2016 am Amtsgericht Frankfurt verhandelt wurden. Er kam zu dem Ergebnis, dass Richter:innen Angeklagte ohne das Mitwirken einer Verteidiger:in nur selten freisprechen. Wenig überraschend haben Angeklagte, die sich von einem Anwalt oder einer Anwältin vertreten lassen, bessere Chancen auf einen Freispruch.54

Nun ist es in Deutschland grundsätzlich relativ wahrscheinlich, dass es zu einer Verurteilung kommt, wenn der Staat eine Hauptverhandlung anstrengt. Noch wahrscheinlicher ist es jedoch, wenn es »nur« zu einem sogenannten Strafbefehl kommt – und diese Verfahrensform macht inzwischen den überwiegenden Teil der Strafverfahren aus. Bei minderschweren Straftaten nutzt die Justiz die Möglichkeit, eine Verurteilung ohne Hauptverhandlung auf dem Postweg auszusprechen. Das spart Arbeit und Geld. In diesem Fall wird der oder die Angeklagte verurteilt, ohne jemals in persönlichen Kontakt mit einer Richterin oder einem Staatsanwalt gekommen zu sein. Das Strafmaß – in der Regel eine Geldstrafe, aber auch eine Gefängnisstrafe von bis zu einem Jahr ist möglich – wird dem oder der Angeklagten schriftlich mitgeteilt. Wenn er nicht innerhalb von zwei Wochen widerspricht, ist er rechtskräftig verurteilt. Welchem Laien aber ist es möglich, einen den formalen Kriterien genügenden Einspruch an das Gericht zu formulieren?

Eine Anwält:in einzuschalten wiederum birgt die Gefahr unvorhersehbarer Kosten. Wer ohnehin nichts hat, wird im Zweifel die Strafe einfach akzeptieren. Wer es sich aber leisten kann, engagiert eine Anwält:in, der gegen den Strafbefehl Widerspruch einlegt. Wer sich eine richtig gute Anwält:in leisten kann, dessen Widerspruch wird lang und ausführlich ausfallen – so lang und ausführlich, dass es die ohnehin überlastete Justiz viel Zeit kosten wird, sich mit dem Fall zu beschäftigen. Sie wird die Ausführlichkeit des Widerspruchs unter Umständen als Ankündigung verstehen: Das war nur der Anfang, wenn ihr die Sache weiterverfolgt, dann drohen euch viele lange Schriftsätze, das wird Ressourcen binden. Überlegt euch das gut! Und genau das wird die Staatsanwaltschaft auch tun, weshalb die Chancen groß sind, dass sie das Verfahren einstellt.55

Wer nicht zahlen kann, fährt ein

Selbst wenn das Verfahren nicht eingestellt wird und eine reiche Person eine Geldstrafe erhält, wird sie das in der Regel vielleicht ein bisschen ärgern, aber nicht vor ernsthafte Probleme stellen. Für eine arme Person hingegen kann selbst eine verhältnismäßig geringe Geldstrafe schon existenzbedrohend sein.

Was passiert also, wenn jemand, der zu einer Geldstrafe verurteilt wird, diese nicht zahlen kann? Für diesen Fall sieht das Gesetz vor, dass er oder sie die Strafe im Gefängnis absitzen muss – zwei Tagessätze Geldstrafe werden übersetzt in einen Tag Gefängnis. Auch Täter:innen, die Bagatelldelikte wie Ladendiebstahl begangen haben, landen so im Gefängnis – ohne je eine Haftstrafe erhalten zu haben. Diese sogenannte Ersatzfreiheitsstrafe wird von der Staatsanwaltschaft angeordnet und von der Polizei vollstreckt, wenn sich der oder die Täter:in nicht selbst dem Gefängnis stellt – in jedem Fall aber, ohne dass die betreffende Person einem Richter oder einer Richterin vorgeführt worden ist.

Auf diesem Weg landen jedes Jahr unzählige Menschen im Knast. Von den knapp 100.000 Menschen, die jedes Jahr in Deutschland eine Haftstrafe antreten, haben über 50.000, mehr als die Hälfte also, eine solche Ersatzfreiheitsstrafe abzusitzen – was diese zur häufigsten Form der Freiheitsstrafe macht. Mehr als 50.000 Menschen werden also jedes Jahr in Deutschland inhaftiert, weil sie beim Schwarzfahren oder kleineren Diebstählen erwischt worden sind und die dafür verhängten Geldstrafen von oft nur wenigen Hundert Euro nicht bezahlen konnten.

Ein Tag Gefängnis kostet den Staat übrigens so viel wie ein sehr gutes Hotel – knapp 200 Euro pro Person. Ein Monat Haft kostet also fast 6.000 Euro. Im Jahr 2019 hat die Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe die Bundesländer laut Bundesministerium der Justiz insgesamt rund 200 Millionen Euro gekostet. Dieser Betrag dürfte seitdem aufgrund der Inflation, steigender Löhne und der zunehmenden Zahl von Ersatzfreiheitsstrafen noch einmal deutlich gestiegen sein. Die Ersatzfreiheitsstrafe ist daher nicht nur eine Katastrophe für die Betroffenen, sondern auch schlecht für die Staatskasse und damit für uns alle.

Gleicher Schaden – ungleiche Strafe

Die Ersatzfreiheitsstrafe und der ungleiche Zugang zu Strafverteidiger:innen sind nur zwei Beispiele dafür, wie unser Justizsystem arme Menschen benachteiligt. Bereits das Recht bevorzugt reiche Menschen. So werden vergleichbare Straftaten unterschiedlich behandelt, je nachdem, ob sie eher von reichen oder von armen Personen begangen werden. Das zeigt sich am Beispiel von Steuerhinterziehung, eher ein Reichen-Delikt, und Sozialleistungsbetrug, ein Delikt, das eher von Menschen am unteren Ende der Einkommens- und Vermögensverteilung begangen wird. Sozialleistungsbetrug und Steuerhinterziehung sind vergleichbare Straftaten. Der Geschädigte ist in beiden Fällen der Staat, der durch Falschangaben um einen bestimmten Betrag Geldes betrogen wurde. Dennoch gelten für Steuerhinterzieher:innen eigene, mildere Straftatbestände.

So kann jemand, der Steuern hinterzieht, je nach Bundesland noch bei Schadensbeträgen von 20.000 Euro oder mehr damit rechnen, dass das Verfahren gegen Geldauflage eingestellt wird. Anders als beim Strafbefehl muss die betroffene Person hier zwar einen Geldbetrag zahlen, ist aber nicht verurteilt. Das Verfahren wurde schließlich eingestellt, die Schuld ist damit nicht erwiesen und das Verfahren taucht nicht im Bundeszentralregister auf. Bei unter 10.000 Euro ist das sogar die Regel in Deutschland. Erst ab 50.000 Euro müssen Steuerhinterzieher:innen mit einer Freiheitsstrafe rechnen und erst ab einer Million Euro mit einer Freiheitsstrafe von über zwei Jahren, die nicht mehr zur Bewährung ausgesetzt werden kann. Im Jahr 2022 hat die Bußgeld- und Strafsachenstelle, die bei Steuerstraftaten und Steuerordnungswidrigkeiten ermittelt, rund 45.500 Strafverfahren abgeschlossen, fast 80 Prozent davon wurden eingestellt.56

Sozialleistungsbetrüger:innen müssen dagegen bei einem vergleichbar hohen Schaden mit deutlich höheren Strafen rechnen. Eine Sozialleistungsbetrügerin, die Leistungen in Höhe von 50.000 Euro erschleicht, kann bereits mit bis zu fünf Jahren Gefängnis bestraft werden. Obwohl der Schaden der gleiche ist wie bei 50.000 Euro Steuerhinterziehung, wird hier mit einem gänzlich anderen Maß gemessen. Wer zu Unrecht Bürgergeld oder Bafög bezieht, der muss aufgrund der Regelmäßigkeit der Zahlung gleich mit einer Verurteilung wegen gewerbsmäßigen Betrugs rechnen – hier sieht das Recht unabhängig von der Höhe des Schadens ein Mindeststrafmaß von sechs Monaten Gefängnis vor.57

Allein für Steuerhinterzieher:innen hält das deutsche Recht außerdem die Möglichkeit bereit, der Strafverfolgung durch eine Selbstanzeige gänzlich zu entgehen. Auch eine Person, die Sozialbetrug begangen hat, kann sich selbstverständlich bei der zuständigen Dienststelle selbst anzeigen – sie kann jedoch bestenfalls darauf hoffen, dass ihr dies von dem oder der zuständigen Richter:in strafmildernd angerechnet wird.

Reiche ändern Gesetze zu ihren Gunsten

Eines der Themen, die Gerhard Schick am meisten beschäftigen, ist der Cum-Ex-Skandal. Der ist als größter Steuerraub der Nachkriegszeit in die bundesdeutsche Geschichte eingegangen. Mit dem sogenannten Dividendenstripping haben Aktionär:innen einen Weg gefunden, sich eine einmal gezahlte Kapitalertragsteuer auf eine Dividendenauszahlung mehrmals vom Staat erstatten zu lassen. Diese Praxis der Steuerhinterziehung war dem deutschen Staat bereits seit den 1970er-Jahren bekannt, eine Strafverfolgung geschieht dennoch erst seit wenigen Jahren und ist wohl dem wachsenden Druck der Öffentlichkeit zu verdanken.

Prominente Täter:innen wie der Steueranwalt Hanno Berger behaupten bis heute, Cum-Ex-Geschäfte seien aufgrund von Rechtslücken im deutschen Steuerrecht legal gewesen. Auch wenn der Bundesgerichtshof dieser Auffassung nicht folgt und bislang alle angeklagten Fälle von Cum-Ex-Deals zu einer Verurteilung wegen Steuerhinterziehung geführt haben, lässt sich die Rechtsunsicherheit zum Teil durch das träge Handeln des Staates erklären. Nicht nur wurden die Täter:innen jahrzehntelang von der Strafverfolgung verschont, auch haben die Regierungen sich kaum darum gekümmert, eindeutige Gesetze auf den Weg zu bringen.

Obwohl dem Staat durch derlei Geschäfte jedes Jahr Milliarden von Steuereinnahmen geklaut wurden, schien er keinen Handlungsbedarf zu sehen, dies konsequent zu unterbinden. Im Gegenteil verabschiedete der Bundestag mit dem Jahressteuergesetz 2007 einen zuvor im Wesentlichen vom Bundesverband deutscher Banken, der Interessenvertretung deutscher Privatbanken, vorgelegten Gesetzesentwurf. Dieses neue Gesetz legalisierte Cum-Ex-Geschäfte vermeintlich: Aktionär:innen und Banker:innen beriefen sich fortan auf die im Gesetz enthaltene Klausel, wonach eine Aktie zum selben Zeitpunkt zwei Besitzer:innen haben kann – die somit beide Anspruch auf die Rückerstattung der nur einmal gezahlten Steuer hätten. Das Gesetz führte in der Praxis zu einer massiven Zunahme von Cum-Ex-Geschäften.

Ich verstehe gut, dass Gerhard Schick solche Themen auf die Palme bringen: Der Staat scheut keine Mühen, um Tausende Menschen wegen Bagatelldelikten ins Gefängnis zu bringen, was niemandem nützt, aber viel Geld kostet und für die Betroffenen schlimme Konsequenzen hat. Und gleichzeitig lässt dieser Staat Menschen, die ohnehin schon reich, aber offensichtlich auch gierig sind, Jahr für Jahr Milliarden aus den Steuerkassen klauen. Nur dem öffentlichen Druck durch Organisationen wie Bürgerbewegung Finanzwende ist es zu verdanken, dass dieser Skandal überhaupt aufgearbeitet wird.

Die besonderen Bonbons des Erbrechts

Ganz legal indes sind die Tricks, mit denen Reiche ihr Vermögen an der Erbschaftsteuer vorbeischleusen. Sie profitieren davon, dass gängige Arten von Betriebsvermögen wie Gesellschaften bürgerlichen Rechts und Kommanditgesellschaften, aber auch Anteile von über 25 Prozent an Kapitalgesellschaften wie GmbHs bis zu einem Wert von 26 Millionen Euro von der Erbschaftsteuer befreit sind.






	»Es ist ein Skandal, dass jemand, der ein paar Wohnungen oder einen kleinen Handwerksbetrieb erbt, darauf Erbschaftsteuer zahlen muss, während Milliardenvermögen steuerfrei vererbt werden. Diese Ungerechtigkeit zieht einem die Schuhe aus.«   GERHARD SCHICK





Erbschaftsteuersätze und -freibeträge unterscheiden sich in Deutschland stark je nach Verwandtheitsgrad, aber nehmen wir einmal an, ein Vater möchte sein Vermögen von 10,4 Millionen Euro an seinen Sohn weitergeben. Der Sohn hat einen Freibetrag von 400.000 Euro, auf die er keine Steuern zahlen muss. Auf die restlichen 10 Millionen Euro würden 19 Prozent Erbschaftsteuer anfallen – 1,9 Millionen Euro also. Der Vater kauft daher ein Mehrfamilienhaus für 10 Millionen Euro und überführt dieses in eine GmbH, an der er 100 Prozent der Anteile hält. Die GmbH kann er dann steuerfrei auf den Sohn übertragen, auf die verbleibenden 400.000 Euro fallen ohnehin keine Steuern an. Zwar zahlt der Vater beim Erwerb der Immobilie auch Steuern, doch liegen diese deutlich unter dem Erbschaftsteuersatz, lassen sich unter Umständen ebenfalls vermeiden oder der Erwerb kann an anderer Stelle steuerlich geltend gemacht werden.

Was aber, wenn der Vater ein noch größeres Vermögen in Höhe von, sagen wir, 28,4 Millionen Euro zu vererben hat, das auch als Betriebsvermögen nicht mehr von der Erbschaftsteuer befreit wäre? Auch hier sieht das Recht einen Weg vor, die Erbschaftsteuer vollständig zu umgehen. Wenn der Vater nun Wohnhäuser im Wert von 28 Millionen Euro erwirbt und in eine GmbH überführt, dann würde aufgrund des hohen Betriebsvermögens eigentlich Erbschaftsteuer anfallen, und zwar in Höhe von 30 Prozent, also 8,4 Millionen Euro. Wenn der Sohn aber ansonsten kein nennenswertes Vermögen besitzt – abgesehen von den 400.000 Euro, die er auch in diesem Beispiel direkt erben würde –, dann kann er eine Prüfung des sogenannten Verschonungsbedarfs beantragen. Wenn bei dieser Prüfung ermittelt wird, dass der Erbe oder die Erbin die Erbschaftsteuer nicht zahlen kann, dann wird sie oder er ebenfalls vollständig oder teilweise befreit. In unserem Beispiel müsste der Sohn keinen Cent Erbschaftsteuer58 auf seine 28 Millionen Euro Betriebsvermögen zahlen.

Einer der prominentesten Verschonungsbedarfsfälle der letzten Jahre ist der des Vorstandsvorsitzenden der Axel Springer SE, Mathias Döpfner. Er erhielt von Friede Springer, der Witwe des Springer-Gründers, ein Aktienpaket im Wert von rund einer Milliarde Euro – und zwar vermutlich weitgehend steuerfrei. Auf das Aktienpaket wären normalerweise (abgesehen von einem geringen Freibetrag von 20.000 Euro) 50 Prozent Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer angefallen, da die beiden nicht miteinander verwandt sind und die Anteile nicht als Betriebsvermögen von der Erbschaftsteuer befreit sind, weil ihr Wert über 26 Millionen Euro beträgt. Da Döpfner vor der Schenkung ein Aktienpaket im Wert von 276 Millionen Euro von der Friede Springer Stiftung erworben hatte, konnte er dem Finanzamt zum Zeitpunkt der Prüfung einfach sagen, er sei gerade nicht flüssig genug und könne daher die Steuer nicht bezahlen. Dass ein Mann, der kurz zuvor noch 276 Millionen Euro auf dem Konto hatte, sich wegen Bedürftigkeit von der Steuer befreien lassen kann, ist doch ein starkes Stück. Was würde passieren, wenn ich dem Finanzamt mitteilte, ich könne meine Einkommensteuer leider nicht bezahlen, weil ich gerade ein teures Auto gekauft habe und mein Konto leer ist? Wie würde der Sachbearbeiter wohl auf meine Bitte reagieren, mir die Steuer aufgrund von Bedürftigkeit ersatzlos zu erlassen?

Steuerhinterziehung und Steuervermeidung kosten den Staat Milliarden

Jedes Jahr entgehen dem deutschen Staat durch Steuerhinterziehung je nach Schätzung zwischen 50 und über 100 Milliarden Euro. Durch Steuervermeidungskonstrukte gehen ihm laut Schätzung der Steuergewerkschaft weitere 50 Milliarden Euro durch die Lappen.59 Zum Vergleich: Die Gesamtausgaben für das Bürgergeld belaufen sich auf gut 40 Milliarden Euro pro Jahr.60

Der Schaden, der dem deutschen Fiskus durch Cum-Ex-Geschäfte entstanden ist, wird auf knapp 36 Milliarden Euro geschätzt. Viele reiche Menschen in Deutschland haben direkt oder indirekt von diesem Steuerraub profitiert. Die Dreistigkeit, mit der dabei vorgegangen wurde, ist unglaublich: Der Banker Sanjay Shah benannte sogar seine Jacht nach dem Geschäft, das sie finanziert hatte: Cum ex.

Es ist schwer zu ertragen, dass auf der einen Seite Milliarden aus den Steuerkassen gestohlen oder legal an diesen vorbeigeschleust werden, während auf der anderen Seite Zigtausende Menschen im Gefängnis sitzen, deren Vergehen darin bestand, ohne Fahrschein zu fahren und die Geldstrafe nicht zahlen zu können. Die große Ungleichheit in Deutschland sorgt dafür, dass ein grundlegendes Versprechen der Demokratie nicht eingehalten wird: dass vor dem Gesetz alle gleich sein sollen.






	TAKE-AWAY




	× Wer arm ist, wird eher bestraft – und landet auch wegen kleiner Vergehen oft im Gefängnis. Das kostet die Allgemeinheit viel Geld.
× Vermögen schützt vor Strafe: Reiche können sich gute Anwält:innen leisten und sie werden bei gleichem Schaden oft milder bestraft als Arme.
× Das deutsche Recht hält einige Lücken bereit, um ganz legal Steuern zu vermeiden. Diese Möglichkeiten stehen aber nur sehr reichen Menschen offen.





 

PHILANTHROPIE IST UNDEMOKRATISCH

Nachdem ich beschlossen hatte, mich von einem Großteil meines Vermögens zu trennen, stand ich vor einer wichtigen Frage: Wohin mit dem Geld, das nun nicht mehr meines sein sollte? Geld loszuwerden ist an sich nie ein Problem – mir schrieben täglich Menschen, die es gern genommen hätten. Das Finanzministerium stellt sogar eine Kontoverbindung für freiwillige Einzahlungen in die Staatskasse bereit. Ich wollte aber herausfinden, wie sich mit diesem Geld möglichst viel Wirkung erzielen lässt – Wirkung im Sinne einer Veränderung des Systems hin zu weniger Ungleichheit, mehr Chancengerechtigkeit, mehr Klimaschutz und generell einer gerechteren Gesellschaft.

Mit diesem Ansinnen landete ich in der Welt der Philanthropie. Das Wort kannte ich bis dahin gar nicht, und noch heute muss ich manchmal nachsehen, wie man es richtig schreibt. Ein:e Philanthrop:in ist eine reiche Person, die Geld für gemeinnützige Zwecke spendet. Übersetzt bedeutet es so viel wie »Menschenfreund«. Die Bezeichnung erscheint mir in diesem Kontext ziemlich anmaßend, denn natürlich können auch Menschen ohne Geld menschenfreundlich sein. Wer in einem schlecht bezahlten Sozialberuf arbeitet, wendet sicher mehr Energie für andere auf als ein Reicher, der einen Teil seiner Profite spendet – die er noch dazu in der Regel auf Kosten anderer erwirtschaftet hat.

Meine Reise in die Philanthropie begann in Bullerbü – so zumindest die Selbstbeschreibung des Storchenhofs im brandenburgischen Paretz. Dort treffen sich regelmäßig Stiftungen und gemeinnützige Organisationen, um in Klausur zu gehen. Das erste Mal kam ich mit »Project Together« dorthin, einer Organisation aus Berlin, die sich mit neuen Formen der Finanzierung gemeinnütziger Projekte beschäftigt. Diesmal sollte es um die Frage gehen, wie die Zukunft der Philanthropie aussehen könnte. Ich war gespannt.

In den drei Tagen auf dem Storchenhof lernte ich, dass die meisten Stiftungen und Philanthrop:innen eher altmodisch arbeiten: Wer Geld von ihnen will, muss aufwendige Prozesse durchlaufen und bekommt am Ende meist nur für einzelne Projekte oder kurze Zeiträume eine Finanzierung. Doch selbst wer das schafft, muss anschließend ständig nachweisen, dass er das Geld auch gut einsetzt und die vereinbarten Ziele erreicht. Was die Anwesenden in Paretz einte: Sie wollten es anders machen. Vertreten waren Organisationen, die auf philanthropische Förderung angewiesen waren, aber auch Stiftungen und Privatpersonen mit Geld.

Einer von ihnen war Kai Viehof, dessen Familie ihr Unternehmen allkauf in den 1990er-Jahren an die Metro verkaufte und seitdem auf den Listen der reichsten Familien Deutschlands steht. Kai empfand es schon früh als ungerecht, dass er ein riesiges Vermögen erben sollte, während andere leer ausgehen. Er erzählte mir, wie viel besser sein Leben geworden sei, seitdem er begonnen habe, den Großteil des Geldes, das er bereits bekommen hatte, an gemeinnützige Organisationen zu spenden. Sein eigentliches Erbe hat er gleich ganz ausgeschlagen. Wahrer Reichtum sei für ihn, ein starkes Netz an sozialen Kontakten zu haben und mit Menschen verbunden zu sein, die sich gegenseitig helfen. Das sei ihm wichtiger, als zehn Autos in der Garage zu haben. Kai betreibt in Mönchengladbach einen Co-Working-Space mit vergünstigten Arbeitsplätzen für gemeinnützige Organisationen, arbeitet an einem Wohnprojekt für Menschen mit diversen ökonomischen Möglichkeiten und er spendet regelmäßig sehr viel Geld – zum Beispiel an das gemeinwohlorientierte Medienhaus Correctiv.61

Kai sagt, die soziale Rendite, die daraus für ihn entstehe, sei viel mehr wert als jede finanzielle Rendite, die er irgendwo bekommen könnte. Er wolle seinen Kindern nicht irgendwann sagen: Tut mir leid, dass wir den Planeten und die Demokratie kaputt gemacht haben. Aber dafür steht ihr immerhin auf der Gewinnerseite dieses Systems, das so viele Verlierer:innen produziert. Herzlichen Glückwunsch! Hier kommt euer Aktienportfolio.

Philanthropie – unsere Rettung?

Leider sind Menschen wie Kai bislang die Ausnahme. Reiche Menschen legen ihr Vermögen meist so an, dass es sich immer weiter vergrößert. Allenfalls einen kleinen Teil ihrer Gewinne spenden oder stiften sie dann. Felix Oldenburg, früherer Generalsekretär des Bundesverbands Deutscher Stiftungen und heute Gründer der Stiftungsplattform bcause, sagt dazu, Philanthropie werde in Deutschland traditionell mit gemeinnützigen Stiftungen organisiert. Diese Stiftungen hätten dann ein Vermögen, das sie ertragsorientiert anlegen, und aus den Erträgen spenden sie oder betreiben selbst gemeinnützige Arbeit. Unterm Strich richte das aber oft mehr Schaden an, als dass positive Wirkung erzielt werde: Denn bei vielen Kapitalanlagen entstehen Emissionen, und es werden Ressourcen und Menschen ausgebeutet. Etliche Reiche zweifelten inzwischen auch daran, dass das der richtige Weg sei, so Oldenburg. Alternativen zum traditionellen Stiftungswesen müssten flexibler und transparenter sein – und das eingesetzte Vermögen verbrauchen, statt es für die Ewigkeit anzulegen.

Natürlich finde ich es sinnvoll und richtig, dass Menschen mit viel Geld auch viel spenden. Das Spenden sollte aber nicht als Argument genutzt werden, um die Verteilungsfrage vom Tisch zu wischen. Genau das aber versuchen Reiche und ihre Lobby immer wieder, wenn sie ihre großzügige Spendenmentalität als Argument gegen Steuererhöhungen anführen.

Die Spendenbereitschaft nimmt nach oben hin ab, nicht zu

Die Reichen präsentieren sich häufig als besonders großzügig, tatsächlich nimmt die Großzügigkeit aber nach oben hin ab. Menschen mit hohen Einkommen spenden zwar mit höherer Wahrscheinlichkeit als Menschen mit geringen Einkommen. Wenn sie spenden, spenden Menschen mit geringen und normalen Einkommen allerdings einen größeren Teil davon als die, die wirklich viel haben.62

Wie fändest du es, wenn für jeden von dir gespendeten Euro eine Gala für dich ausgerichtet und deine Großzügigkeit in den Medien gefeiert würde? Wahrscheinlich recht albern. Für viele Überreiche ist das jedoch Realität. Denn wenn ein Multimilliardär wie Mark Zuckerberg eine Million Euro spendet, ist das in etwa so, als würde eine Person, die 100.000 Euro besitzt, einen Euro spenden. Nur dass Mark Zuckerberg immer noch deutlich mehr übrighat, wenn er eine Million Euro weniger auf dem Konto hat. Insofern ist die 1-Euro-Spende der Person, die 100.000 Euro besitzt, sogar die großzügigere.

Philanthropie als Stützpfeiler der Ungleichheit

Autor:innen wie Anand Giridharadas haben außerdem darauf hingewiesen, dass Philanthropie in der jüngeren Vergangenheit vor allem ein Mittel war, um den Status quo zu wahren. Würden die Reichsten nichts zurückgeben, würden die Menschen die Ungleichheit nicht akzeptieren und fairere Verhältnisse einfordern. Milliardär:innen verfolgen demnach mit Philanthropie vor allem eigene Zwecke. In seinem Buch Winners Take All beschreibt Giridharadas, wie Überreiche wie die Rockefellers, Mark Zuckerberg oder Bill Gates durch Spenden ihr öffentliches Image aufpolieren.63 Folgt man Giridharadas, ist Philanthropie schlicht ein PR-Tool, ein notwendiger Stützpfeiler des Überreichtums. Die Strukturen, die zu der enormen Ungleichverteilung geführt haben, bleiben immer unangetastet und unhinterfragt. Sie werden im Gegenteil noch dadurch gefestigt, dass der Reichtum nun als unentbehrlich erscheint. Wer sonst würde sich schließlich für die Armen und Schwachen einsetzen?

Was beim philanthropischen Geben außerdem oft übersehen wird: Wenn ich als Vermögende:r große Beträge spende, kann ich mir das steuerlich anrechnen lassen. Ich kann es mir als Ausgabe anrechnen lassen, die mein Einkommen oder den steuerpflichtigen Gewinn meines Unternehmens mindert. Das heißt, auf den Betrag, den ich gespendet habe, bekomme ich die Steuern vom Staat erlassen. Das gilt auch für Stiftungen: Wer Vermögen in Stiftungen einbringt, kann sich das ebenfalls als steuermindernd anrechnen lassen.

Spenden führt also dazu, dass weniger Steuern gezahlt werden – und somit weniger Geld über demokratische Prozesse vergeben werden kann. Stattdessen werden über einen nicht demokratischen Prozess Themen von Reichen gefördert, die nicht unbedingt im Sinne der Gesamtbevölkerung sein müssen.

Tatsächlich sind Stiftungen oft eng an profitorientierte Unternehmen und deren Interessen angeschlossen, wie dieses Beispiel zeigt: Die Bill and Melinda Gates Foundation spendete 2014 einer Gesellschaft des Unternehmens Mastercard 19 Millionen US-Dollar, um in Kenia die Nutzung von digitalen Finanzprodukten – wie bestimmter Kreditkarten oder QR-Payments – durch arme Menschen zu steigern. Mastercard selbst lässt das Projekt unter dem Label »finanzielle Inklusion« laufen – das klingt ganz uneigennützig und viel besser als: »Wir müssen neue Märkte erschließen, weil im Westen schon jede:r mindestens zwei Kreditkarten hat.« Laut The Nation unterstützte die Foundation mit ihrem Geld Mastercard bei seinem ohnehin bestehenden Bestreben, weitere Kund:innen in Ländern des Globalen Südens zu gewinnen. Die Spende war mit einer Steuerersparnis für die Stiftung verbunden. Aber nicht nur das: Das Vermögen der Bill and Melinda Gates Foundation wird wesentlich durch den Anteilsbesitz an Berkshire Hathaway beeinflusst, der Finanzholding von Warren Buffet, der mit Bill Gates zu den reichsten Männern der Welt gehört. Berkshire Hathaway wiederum war zu diesem Zeitpunkt an Mastercard beteiligt, wodurch deren Erfolg ebenfalls positive Auswirkungen auf das Stiftungsvolumen – den Wert der Stiftung – hatte. Gewissermaßen hat die Stiftung also Geld an sich selbst gespendet – über den Umweg einer Spende an einen Multimilliardendollar-Konzern, dessen gemeinnützige Absicht ohnehin äußerst zweifelhaft erscheint.64

Hier wird deutlich, dass Leute wie Bill Gates Philanthropie letztlich als weiteren Baustein ihrer Business-Strategie verstehen. Philanthropie ist die Möglichkeit, Geld am Fiskus vorbei in Projekte zu stecken, von denen man einen weiteren Vorteil hat. Wenn dieser nicht finanzieller Natur ist, so wird er doch mindestens darin bestehen, das eigene Image aufzupolieren. Wichtiger als die Kritik an dem individuellen Fall ist jedoch, die Strukturen zu hinterfragen, die das möglich machen. Natürlich ist es besser, wenn Bill Gates 40 Milliarden Dollar über eine Stiftung philanthropisch widmet, als sie in weitere Superjachten oder in Erdölfelder zu investieren. Aber läuft nicht irgendwas gewaltig schief, wenn einzelne private Geldgeber:innen mehr zur Weltgesundheitsorganisation beitragen als beispielsweise die Bundesrepublik Deutschland?

Wann ist man ein »Menschenfreund«?

Kai Viehof sagt, für ihn beginne Philanthropie reicher Menschen eigentlich erst da, wo diese anfangen, »aus der Substanz« zu geben. Wenn sie also nicht nur Teile ihrer Zugewinne und Renditen spenden, sondern wirklich ihr Vermögen reduzieren, indem sie spenden. Das machen aber die wenigsten.

Hinzu kommt: Reiche finanzieren meist reiche Themen. Sie nennen es Philanthropie und kaufen sich Fußballvereine oder Kunstmuseen. Oder sie spendieren ihrer Heimatstadt eine Universität und ein Gründerzentrum, wie Dieter Schwarz es als einer der reichsten Menschen Deutschlands in Heilbronn getan hat. Themen, die in der Philanthropie massiv unterrepräsentiert sind, sind dagegen zum Beispiel feministische Anliegen oder solche von Menschen mit Migrationsgeschichte und Menschen, die von Armut betroffen sind. Das muss kein böser Wille sein: Reiche sind oft sehr weit weg von der Lebensrealität der allermeisten Menschen. Deswegen können sie gar nicht gut für uns alle entscheiden, selbst wenn sie das wollen.

Noch ein ganz entscheidender Punkt: Da Reiche von dem System, so wie es aktuell ist, massiv profitieren, spenden sie in der Regel nicht an Projekte, die dieses System verändern wollen. Sie spenden eher an Initiativen, die die Symptome lindern. Aber das System, das sie hervorbringt, soll bitte nicht angetastet werden. Meine eigene Reise in die Welt der Philanthropie hat mir gezeigt, dass sie eigentlich erst dort wirklich wirkungsvoll wird, wo Geld in Projekte fließt, die genau das wollen: das System als Ganzes verändern. Indem sie beispielsweise auf Gesetzesänderungen zielen oder zu einem Narrativwandel in der Gesellschaft beitragen. Projekte wie taxmenow, Bürgerbewegung Finanzwende oder das Netzwerk Steuergerechtigkeit, die Gesetze und die öffentliche Meinung so verändern wollen, dass unsere Gesellschaft fairer und weniger ungleich wird, stehen bei den meisten Reichen nicht besonders hoch im Kurs.

In einer demokratischen Gesellschaft ist Philanthropie nicht nötig

Hätte ich mit dieser Erkenntnis nicht doch mein ganzes Geld an das Finanzministerium überweisen müssen? Auf unserem Retreat in Paretz war das kein Thema, und für mich war es letztlich auch nicht die Lösung, obwohl ich mir eine Gesellschaft wünsche, in der nicht die Reichsten, sondern demokratische Prozesse darüber entscheiden, wie das Gemeinwesen finanziert wird. Solange das aber nicht so ist, sehe ich mein Geld wirkungsvoller da eingesetzt, wo es auf dieses Ziel hinarbeitet. Die Philanthropie der Zukunft finanziert Projekte, die Philanthropie überflüssig machen. Dazu gehört zuallererst, die Ungleichheitskrise strukturell zu lösen. Denn wenn Vermögen weniger ungleich verteilt sind, können viel mehr Menschen gemeinnützige Arbeit machen, indem sie ihre Arbeitskraft oder Teile ihres Vermögens zur Verfügung stellen. Um dieses zentrale Thema machen die meisten Überreichen einen weiten Bogen, weil sie selbst von der Ungleichheit so stark profitieren.

Für mich war daher klar: Ich möchte, dass mein vormaliges Privatvermögen dazu beiträgt, diese Ungleichheitskrise zu lösen. Daher steckt es nicht in einer Stiftung, die ihr Kapital am Finanzmarkt investiert. Es fließt stattdessen in gemeinwohlorientierte Medienunternehmen und in Unternehmen in Verantwortungseigentum (was das ist, werde ich im zweiten Teil des Buchs näher erläutern). Beide sind für mich ein wichtiger Hebel zur Bewältigung der Demokratie- und Ungleichheitskrise. Außerdem geht ein Teil des Geldes an Organisationen, die das System als Ganzes verändern wollen.






	TAKE-AWAY




	× Die Spendenbereitschaft nimmt nach oben hin ab: Reiche geben proportional weniger von ihrem Vermögen als die, die sehr wenig haben. 
× Wenn Reiche über Stiftungen oder anderweitig philanthropisch wirken, bedeutet das, dass sie Themen setzen können. Reiche spenden tendenziell für Themen, die ihnen selbst ein Anliegen, aber nicht unbedingt im Sinne der Allgemeinheit sind.
× Wenn Reiche darüber entscheiden, wie das Gemeinwesen aussehen soll, ist das kein Fortschritt, sondern Neofeudalismus, eine Reise in die vordemokratische Vergangenheit. 





 

UNGLEICHE GESELLSCHAFTEN SIND SCHLECHTERE GESELLSCHAFTEN

Meine Reise in die Philanthropie führte mich nicht nur ins brandenburgische Paretz, sondern auch auf ein altes Schloss im norditalienischen Piemont. Um erneut über die Zukunft der Philanthropie zu sprechen, traf ich dort neben ein paar alten Bekannten auch Eckart von Hirschhausen. Ich kannte ihn bis dahin vor allem als Kabarettisten und Autor. Nun erfuhr ich, dass Eckart auch eine Stiftung gegründet hat, die sich für Klimaschutz einsetzt. Schon damals hatte ich vor, ein Buch über Ungleichheit zu schreiben. Eckart, der auch Arzt ist, stieß mich auf Probleme in Zusammenhang mit Ungleichheit, an die ich zuvor noch gar nicht gedacht hatte. Man müsse sich nur die Lebenserwartung der Menschen in einer ungleichen Gesellschaft ansehen, sagte er. Allein in Berlin liege sie in wohlhabenden Vierteln etliche Jahre über der von ärmeren. Daten des Berliner Gesundheits- und Sozialstrukturatlas65 zeigen: Die durchschnittliche Lebenserwartung von Menschen in Steglitz-Zehlendorf und Charlottenburg-Wilmersdorf liegen fast drei Jahre über der von Neuköllner:innen und Kreuzberger:innen. Bei allen anderen Gesundheits- und Sozialfaktoren sieht es ganz ähnlich aus. So ist die Säuglingssterblichkeit in Neukölln dreimal so hoch wie in Steglitz-Zehlendorf.66

Das fand ich krass – obwohl ich die zunehmende Ungleichheit in Berlin täglich vor meiner Haustür beobachten kann. In meiner Nachbarschaft sehe ich häufig Menschen, die Flaschen sammeln. Sie leben auf der Straße oder ihre Rente reicht nicht aus, um davon leben zu können. Mich beschämt das jedes Mal. Ich kenne Anwält:innen und Unternehmensberater:innen, die 800 Euro die Stunde abrechnen. Für 800 Euro muss man 10.000 Glaspfandflaschen sammeln.

Deutschland ist eine der reichsten Gesellschaften aller Zeiten. Fast nirgends gibt es mehr Milliardär:innen als hier. Und gleichzeitig leben immer mehr Menschen in Armut. Mehr als ein Fünftel der Bevölkerung Deutschlands ist inzwischen von Armut betroffen.67 Und während die fünf reichsten Deutschen in den letzten Jahren ihr Vermögen fast verdoppeln konnten, durchwühlen allein in Berlin täglich Tausende Menschen in der Hoffnung auf ein paar mickrige Cent die Mülleimer.68 Gesellschaften, in denen so extreme Ungleichheit herrscht, sind in vielerlei Hinsicht schlecht für alle – auch für die Reichen.

Ungleiche Gesellschaften sind gefährlicher

Viele der gefährlichsten Städte der Welt haben eines gemeinsam: Es leben dort einige sehr reiche und viele sehr arme Menschen. Die Reichen leben in Gated Communities, es gibt viel Kriminalität und hohe Mordraten.

Ungleichheit korreliert mit höherer Kriminalität,69 geringerer Lebenserwartung, schlechterer Gesundheitsversorgung, einem schlechteren Bildungssystem und einem geringeren Vertrauen in den Staat und die Gesellschaft. In ihrem Buch The Spirit Level zeigen die Autor:innen Kate Pickett und Richard G. Wilkinson, dass gleichere Gesellschaften in vielerlei Hinsicht besser sind: Es gibt weniger Kriminalität, die Menschen dort sind gesünder, besser ausgebildet und allgemein zufriedener – auch die Reichen.70 Der World Happiness Report, der jedes Jahr von den Vereinten Nationen herausgebracht wird, kommt zu dem Schluss: Die Verteilung von Vermögen und Einkommen ist einer der wichtigsten Faktoren dafür, wie glücklich oder unglücklich die Menschen in einem Land sind.

Ungleiche Gesellschaften sind unzufriedener

Forscher:innen der Cornell University, der University of Oxford und der London School of Economics fanden passend dazu heraus, dass sich Ungleichheit auf das Wohlbefinden in einer Gesellschaft auswirkt. Grundlage der Studien waren Daten des Gallup World Poll, in dem jährlich 69.000 Menschen aus 22 Ländern zu ihrer generellen Lebensqualität befragt werden. Die Forscher:innen verglichen die Länder basierend darauf, wie hoch jeweils der Anteil des einkommensstärksten einen Prozent am Gesamteinkommen ist. Dabei fanden sie einen klaren Zusammenhang zwischen Ungleichheit und Lebenszufriedenheit in einem Land:

»Je mehr die Spitzenverdiener in einem Staat anteilmäßig kassieren, desto schlechter fällt die Einschätzung der Lebensqualität ihrer Landsleute im Schnitt aus – auch dann, wenn individuelle Merkmale wie Alter, Haushaltseinkommen oder Gesundheitszustand und gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen wie Arbeitslosigkeit, Inflation oder Bildungsausgaben berücksichtigt werden.«71

Die Autor:innen der Studie betonen, dass dieser Effekt beträchtlich ist. Steigt der Anteil des am besten verdienenden einen Prozent am Gesamteinkommen einer Gesellschaft um nur einen Prozentpunkt, steigt die Unzufriedenheit der Menschen um denselben Wert, wie wenn die Arbeitslosenquote um 1,4 Prozentpunkte zunimmt. Nehmen wir an, das am besten verdienende Prozent der Deutschen bekommt 25 Prozent aller Einkommen, die in Deutschland gezahlt werden. Dann würde eine Erhöhung dieses Wertes auf 26 Prozent genau denselben negativen Effekt auf die Zufriedenheit der Deutschen haben wie eine Zunahme der Arbeitslosenquote von 6 auf 7,4 Prozent. Negative Emotionen wie Schmerz, Sorge oder Ärger nehmen mit dem Einkommensanteil der Reichsten zu.

Insgesamt zeigt sich laut der Studie, dass der Einkommensanteil der Spitzenverdiener:innen einer der wichtigsten Erklärungsfaktoren für internationale Unterschiede in der wahrgenommenen Lebensqualität ist. Die finanziellen Verhältnisse des reichsten Prozent haben massive Auswirkungen auf das Wohlergehen der übrigen Bevölkerung. Dem müsse eine angemessene Verteilungspolitik Rechnung tragen, empfehlen die Forscher:innen. Mit anderen Worten: Wenn eine Gesellschaft insgesamt glücklicher werden will, muss sie sicherstellen, dass die Reichsten nicht zu viel vom Kuchen abbekommen.






	»Ungleichheit macht unglücklich. Wenn man sich fragt, warum Deutschland als drittmächtigste Volkswirtschaft im World Happiness Report nicht einmal mehr unter den Top 20 mitspielen darf, ist ein Teil der Antwort: weil wir so große Unterschiede in der Verteilung des Reichtums haben. Den Wert von sozialem Frieden und gesellschaftlichem Zusammenhalt, Bildung und seelischer Gesundheit weiß man oft nicht zu schätzen, bis er zerstört wurde.«   ECKART VON HIRSCHHAUSEN





Reichtum produziert Armut

Der Zusammenhang wird oft nicht gesehen und von neoliberalen Politiker:innen und Unternehmer:innen sogar bestritten: Armut ist immer die Kehrseite von Reichtum. Die Strukturen, die den extremen Reichtum ermöglichen, erzeugen zwangsläufig auf der anderen Seite Armut. Reichtum gründet stets auf der Ausbeutung vieler durch einige wenige. Für mich war echte Armut in Deutschland, ehrlich gesagt, lange unsichtbar. In der bayerischen Kleinstadt, in der ich aufwuchs, gab es damals genau einen Obdachlosen. Und ich erinnere mich noch, wie schockiert ich war, als ich einmal bei einem Klassenkameraden zu Besuch war, der nur eine Glühbirne ohne Lampenschirm in seinem Zimmer hängen hatte.

In den letzten Jahren sind viele sehr gute Bücher über Armut in Deutschland erschienen. Erheblich mitgenommen hat mich der autobiografische Roman Ein Mann seiner Klasse72 von Christian Baron, der in Armut aufgewachsen ist. Er berichtet, wie er als kleiner Junge, vom Hunger getrieben, versuchte, den Schimmelpilz zu essen, der an der Wand seines Kinderzimmers wucherte.

Auch Erdal Uğur Ahlatçı, mit dem ich für dieses Buch gesprochen habe, erzählt mir, dass in seiner Familie häufig kein Geld für Essen da war. Seine Mutter habe sich dann Geld von Nachbar:innen leihen müssen, um Mehl kaufen und Brot backen zu können. Auch als sie noch in der Türkei gelebt hätten, sei seine Familie arm gewesen, sagt er. Spürbar wurde die Armut für ihn erst in Deutschland, wo es doch eigentlich mehr als genug für alle gegeben hätte. In so einem Land kein Geld für Essen zu haben, sei eine schlimme Erfahrung gewesen, die ihn sehr geprägt habe.

Armut ist ungesund

Wenn man solche Geschichten hört, wundert es nicht, dass ungleiche Gesellschaften auch weniger gesund sind. In Ländern wie den USA und Deutschland lässt sich dieser Effekt längst beobachten. In Deutschland liegt die durchschnittliche Lebenserwartung unter dem EU-Schnitt. In den USA ist sie sogar rückläufig. In einem Social-Media-Post von 2023 teilt der britische Ökonom Adam Tooze entrüstet mit, dass die Lebenserwartung der Menschen in West Virginia, einem der ärmsten US-Bundesstaaten, gerade einmal so hoch ist wie die der Nordkoreaner:innen.73

Dieser Effekt ist natürlich nicht allein mit der Ungleichheit zu erklären, aber sie hat nachweislich Einfluss auf viele gesundheitliche Faktoren. Ungesunde Ernährung und Bewegungsmangel korrelieren mit geringen Einkommen und geringer Bildung.74 Laut dem Robert Koch-Institut haben in Deutschland Frauen, die von Armut bedroht sind, eine um acht Jahre niedrigere Lebenserwartung als Frauen aus der hohen Einkommensgruppe, bei Männern beträgt die Differenz ganze elf Jahre.75

Arme Menschen müssen nicht nur bei der Ernährung Abstriche machen, sie können auch nicht wie andere an der Gesellschaft teilhaben. Ein Besuch im Café oder im Restaurant mit Freund:innen ist ihnen oft nicht möglich. Auch eine Zugfahrt, um jemanden zu besuchen, oder gar ein Urlaub ist für viele nicht finanzierbar.






	»Armut macht krank. Die härteste Währung in der Medizin ist die Lebenserwartung. Nicht nur haben viele Menschen schon einen deutlich schwierigeren Start ins Leben. Sie haben auch weniger davon – und zwar im wahrsten Sinne. Mich wundert, dass wir jeden Tag in unserem Gesundheitswesen für alles Mögliche über eine Milliarde Euro ausgeben – aber die großen Gesundheitsvorteile der Chancengleichheit nur in Sonntagsreden vorkommen.«   ECKART VON HIRSCHHAUSEN





Ein Mangel an sozialen Kontakten und Entspannung, dem Gefühl von Anerkennung und gesellschaftlicher Teilhabe wirkt sich jedoch negativ auf die psychische Gesundheit aus. Auch finanzielle Sorgen, etwa die Angst, dass die Waschmaschine kaputtgeht oder die Klassenfahrt des Kindes finanziert werden muss, führen zu Dauerstress. Hinzu kommt, dass Menschen, die von Armut betroffen sind, stigmatisiert werden – die daraus resultierende Scham ist ein weiterer Faktor, der die psychische Gesundheit beeinträchtigt.

Das allein sollte ausreichen, um Menschen von mehr Umverteilung zu überzeugen: Wir machen Menschen krank durch unser Wirtschaften, wir nehmen hin, dass Teile der Gesellschaft nicht einmal genug Geld zur Verfügung haben, um ein menschenwürdiges Leben zu führen. Doch das Problem geht über diese ethische Dimension hinaus. Armut verursacht für die Volkswirtschaft immense Kosten – laut dem Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung unter anderem durch erhöhte Krankenstände, Behandlungskosten, Frühverrentungen und verringerte Produktivität am Arbeitsplatz.76 Das DIW stellt deshalb auch fest: »Eine Volkswirtschaft, die ihre Möglichkeiten vollständig nutzen möchte, kann es sich nicht erlauben, auf diese Arbeitskräfte zu verzichten. Eine höhere Sensibilisierung und Vorsorge hätte neben der individuell besseren psychischen Gesundheit somit auch eine doppelte ökonomische ›Rendite‹: Zum einen würden die direkten Behandlungskosten entfallen und zum anderen würden mehr Menschen zur Wirtschaftsleistung beitragen können«.77

Trickle through statt trickle down

In den 1980er-Jahren popularisierten Politiker:innen wie Ronald Reagan und Margaret Thatcher die als »Trickle-down-Ökonomie« bekannte Vorstellung, dass ein Zuwachs an Vermögen bei den reichsten Menschen einer Gesellschaft nach und nach auch den unteren Schichten zugutekommt. Nach dieser Theorie kurbeln die Reichen mit den Zugewinnen durch Konsum und Investitionen die Wirtschaft an, was wiederum zu mehr Arbeitsplätzen, höheren Löhnen und in der Folge auch zu mehr Konsum bei den ärmeren Teilen der Gesellschaft führt.

In der Praxis lässt sich dieser Effekt nicht beobachten. Und dennoch halten bis heute Unionspolitiker:innen wie Friedrich Merz und auch die FDP implizit an der Erzählung fest. Immer wieder betonen sie, wie wichtig eine Entlastung der Reichen sei, um mehr private Investitionen zu fördern, die für die Wirtschaft dringend notwendig seien.

Dabei blenden sie eine Tatsache konsequent aus: Auch die Reichen würden davon profitieren, wenn gerechter verteilt und mehr umverteilt würde. Wie wir gesehen haben, liefert die Forschung reichlich Indizien und Belege für die Annahme, dass eine Gesellschaft sicherer, gesünder und zufriedener wäre, wenn die Reichen weniger reich und die Armen weniger arm wären. Diese Effekte würden die gesamte Gesellschaft durchziehen. Man könnte es als »Trickle-through-Ökonomie« bezeichnen.






	TAKE-AWAY




	× Je größer die Ungleichheit, desto schlechter die Gesundheit und desto geringer die Zufriedenheit der Menschen.
× Ungleiche Gesellschaften sind schlechtere Gesellschaften – und zwar für alle.
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EINE NEUE »LEISTUNGSGESELLSCHAFT«

Warum lassen sich keine politischen Mehrheiten für ein faires Steuersystem und eine Umverteilung organisieren, obwohl das im Interesse einer großen Mehrheit der Menschen wäre? Ich glaube, es liegt vor allem daran, dass viele Menschen Angst haben. Gerade bei Diskussionen zur Erbschaftsteuer fällt mir das immer wieder auf: Die meisten Menschen fürchten, man wolle ihnen etwas wegnehmen. Auch wenn jede sinnvolle Reform der Erbschaftsteuer so aussehen würde, dass nur die Reichsten mehr bezahlen müssten – alle anderen würden profitieren.

Aber auch unser Leistungsnarrativ spielt dabei eine Rolle. Wir rechtfertigen große Vermögen und hohe Einkommen mit der Leistung, die jemand erbracht hat – und da wäre es doch unfair, davon etwas wegzunehmen. Oder schlimmer: Vielleicht würde er oder sie dann in Zukunft keine Leistung mehr erbringen und wir alle müssten darunter leiden. Dass diese Argumentation problematisch ist, haben wir bereits am Anfang des Buches gesehen. Wir brauchen endlich eine ehrliche Debatte über Leistung. Eine, in der wir uns fragen, welche Leistungen wir als Gesellschaft wirklich brauchen – und welche vielleicht nicht so wichtig sind, wie es das Gehalt oder der Kontostand vermuten lassen.

Leistungsträger:innen in systemrelevanten Berufen

Spätestens in der Corona-Zeit wurde es offenbar: »Systemrelevante« Berufe sind fast ausnahmslos schlecht bezahlt. Ohne Kranken- und Altenpfleger:innen, Kindergartenpersonal, Supermarktkassierer:innen wäre gar nichts gelaufen. Viele Menschen mit gut bezahlten Jobs saßen hingegen zu Hause und waren erstaunlich verzichtbar.






	»Sogenannte systemrelevante Berufe, also Berufsfelder wie in der Pflege, in der Gesundheitsvorsorge, in der Grundversorgung, bei Nahrungsmitteln, im öffentlichen Verkehr oder in der sozialen Arbeit, werden schlechter als der Durchschnitt bezahlt, erhalten weniger Wertschätzung und werden übrigens auch proportional sehr viel häufiger von Frauen gemacht.«   Marcel Fratzscher





Für einen kurzen Moment standen Fragen im Raum wie: Ist diese schlechte Bezahlung fair? Können wir unter diesen Umständen wirklich davon sprechen, dass Leistung in unserer Gesellschaft angemessen entlohnt wird? Sollten wir nicht lieber Abend für Abend für die Lufthansa klatschen und dafür dem Pflegepersonal im Krankenhaus mehr Geld zahlen? Auch jenseits von Corona ploppen solche Fragen immer mal wieder im öffentlichen Diskurs auf. Meistens dann, wenn Manager:innen eines schlecht laufenden Unternehmens riesige Boni kassieren. Oder wenn diese Boni gar aus Steuergeldern kommen, wie im Falle der Bankenrettungen in der letzten Finanzkrise oder bei Unternehmen, die in der Corona-Krise üppige Staatshilfen in Anspruch genommen haben – wie der Lufthansa. Dann geistert kurz die Frage durch die Gesellschaft, wie es sein kann, dass Menschen millionenschwere Gehälter und Bonuszahlungen einstecken, während andere kaum über die Runden kommen.

Eine weitergehende oder gar zielführende Diskussion darüber, welche Jobs in einer Gesellschaft eigentlich welchen Wert haben und ob sich der nicht im Gehalt niederschlagen müsste, bleibt aber stets aus. Schon gar nicht stellen wir uns die Frage, warum wir es eigentlich für eine Notwendigkeit, ja regelrecht für ein Naturgesetz halten, dass ein:e Investmentbanker:in ungleich besser verdient als eine Reinigungskraft. Und das, obwohl wir es vermutlich nicht einmal merken würden, wenn die Investmentbanker:innen in einen Streik träten – wohingegen schon ein einziger Tag, an dem die Müllabfuhr nicht kommt, ziemlich unangenehme Konsequenzen haben kann.

Extraktive und regenerative Berufe

Im Rahmen einer Studie des New Economic Forum78 versuchten Wissenschaftler:innen vor einigen Jahren, sechs verschiedene Jobs miteinander zu vergleichen. Mit dem sogenannten »social return on investment« kalkulierten sie, wie groß der gesellschaftliche Wert eines Jobs im Verhältnis zum Gehalt der jeweiligen Arbeiter:innen ist. Ihre Berechnungen ergaben unter anderem, dass eine Reinigungskraft im Krankenhaus pro Euro Gehalt einen Wert von 10 Euro für die Gesellschaft schafft. Ein:e Steuerberater:in, der oder die in der Regel gut verdient, produziert dagegen pro Euro Verdienst einen Schaden von 47 Euro für die Gesellschaft. Manche Jobs generieren also quasi unvergüteten Wert für die Gesellschaft, andere schöpfen Wert ab.

Die Studie genügt nicht wissenschaftlichen Standards, daher sind die Ergebnisse mit Vorsicht zu genießen. Trotzdem finde ich den Gedanken schlüssig und nachvollziehbar: Manche Berufe erzeugen mehr Wert für die Gesellschaft, als sich im Gehalt niederschlägt. Und andere Berufe erzeugen einen Schaden für die Gesellschaft, weil sie beispielsweise viele Emissionen verursachen oder die Steuereinnahmen des Staates reduzieren.

Für mich lässt sich das Phänomen gut in zwei Begriffen zusammenfassen: Manche Berufe sind »extraktiv«, das heißt, sie nehmen einer Gesellschaft mehr, als sie ihr geben. Andere sind »regenerativ«, das heißt, sie geben einer Gesellschaft mehr, als sie ihr nehmen – oder mindestens genauso viel.

Mein früherer Job in einer Managementberatung war extrem extraktiv: Das ganze Geschäftsmodell basiert darauf, möglichst viel Umsatz zu erzielen, ohne irgendwo echten Wert zu stiften. Gleichzeitig werden absurde Mengen an Emissionen verursacht und Menschen ohne jeden Skrupel ausgebeutet.

Es gibt schlicht Jobs, wie Unternehmensberater:in oder Investmentbanker:in, deren Bezahlung in absolut keinem Verhältnis zu dem Wert steht, den sie schaffen. Dadurch ist ihre Bilanz für die Gesellschaft unterm Strich deutlich negativ. Und natürlich ist jeder Euro, den ein:e Investmentbanker:in sich in die Tasche steckt, einer, den auch die Reinigungskraft verdienen könnte.

Dass da etwas gründlich schiefläuft, zeigt sich auch an meinem Beispiel: Wäre ich im extraktiven Job des Unternehmensberaters geblieben oder hätte ich weiter Start-ups gegründet, würde ich heute locker das Zehnfache von dem verdienen, was ich tatsächlich verdiene. In diesen Jobs hätte ich aber keinen regenerativen Beitrag zur Gesellschaft geleistet. In meiner heutigen Tätigkeit verdiene ich weniger, trage dafür aber mehr zur Gesellschaft bei.

Wenn wir als Gesellschaft eine Zukunft haben wollen, müssen wir regenerative Berufe aufwerten. Landwirt:innen, die etwas für Bodengesundheit, Biodiversität und Versorgungssicherheit tun, müssen dafür auch angemessen finanziell entlohnt werden. Agrarkonzerne, die unsere Böden und unser Grundwasser vergiften, müssen für diesen Schaden, den sie der Gesellschaft und künftigen Generationen aufbürden, zur Verantwortung gezogen werden. Die zentralen Fragen sollten immer sein: Wie viel Nutzen stiftet eine bestimmte Tätigkeit für die Gesellschaft? Und steht dieser Nutzen in einem angemessenen Verhältnis dazu, wie sie finanziell entlohnt wird? Wie können Berufe in Bildung, Ernährung, Pflege beispielsweise so gefördert werden, dass es attraktiv ist, in ihnen zu arbeiten und damit einen Wert für die Gesellschaft und ihre Zukunft zu stiften?

Wie viel Gehalt darf’s sein?

Der erste Schritt in diese Richtung ist für mich eine ehrliche Diskussion darüber, welche Gehaltsspannen vertretbar und fair sind. Innerhalb von Unternehmen lässt sich das leicht umsetzen: Jedes Unternehmen kann festlegen, wie groß die Spanne zwischen der Person mit der schlechtesten und der mit der besten Bezahlung sein soll. Dazu ist natürlich Transparenz nötig, die beim Thema Geld ohnehin nie schadet.

Die GLS Bank beispielsweise schafft genau diese Transparenz: Dort verdient der bestbezahlte Vorstand mit 232.000 Euro im Jahr demnach gut das Sechsfache des niedrigsten Gehalts von 37.270 Euro (Stand 2023).79 Besonders daran ist auch, dass die Bank ihre Reinigungskräfte anstellt. Oftmals werden die prekärsten Jobs nämlich an externe Vertragsarbeiter:innen ausgelagert.

Emissionen besteuern und Arbeitsmarkt korrigieren

In einer Marktwirtschaft ist es nicht einfach, Jobs zu sanktionieren, die de facto einen Schaden für die Gesellschaft verursachen. An einem Punkt lässt sich aber ansetzen: bei den Emissionen. In meinem früheren Job als Managementberater musste ich ständig reisen. Weil ich es nicht mit meinem ökologischen Gewissen vereinbaren konnte, jede Woche zu fliegen, bin ich oft schon am Sonntag mit dem Zug angereist, um am Montag beim Kunden sein zu können. Gleichzeitig hatten meine Vorgesetzten einen Senator-Status bei der Lufthansa, und viele waren auch noch stolz darauf. Immer wieder habe ich Menschen sagen hören, dass sie in dem Jahr noch soundsoviele Transatlantikflüge machen müssten, um ja nicht ihren Status zu verlieren. Viele von ihnen flogen in einem Monat mehr als die meisten Deutschen in ihrem ganzen Leben, und das natürlich zumeist Business oder First Class, was noch klimaschädlicher ist, weil die Passagier:innen hier mehr Platz zur Verfügung haben und die Zahl der pro Flug transportierten Menschen damit abnimmt. So ein Irrsinn sollte besteuert werden, und zwar progressiv, das heißt, die Abgabe sollte pro Tonne CO2 steigen. Das würde definitiv helfen, extraktive Geschäftsmodelle wie das der Managementberater:innen weniger lukrativ zu machen. Wenn der Jahresbonus vollständig durch CO2-Steuern aufgefressen wird, müssen diese Menschen und ihre Unternehmen umdenken.

Generell ist die Annahme falsch, dass Arbeitslöhne den Wert der Arbeit ausdrücken, der sich im Tausch auf einem freien Markt ergibt. Dieser vermeintlich freie Markt für Arbeitskräfte wurde und wird mit Tausenden Regeln, Sanktionen und Anreizen gesteuert.






	»Die Politik kann einiges tun, um Märkte zu korrigieren, sodass sie besser funktionieren, indem beispielsweise Tarifverträge allgemeingültig erklärt werden. Wir sehen, dass gerade im großen Niedriglohnbereich fast niemand unter Tarifverträgen arbeitet.«   Marcel Fratzscher





Mit gesellschaftlichem Druck und politischem Willen ließe sich vieles anders gestalten – so, dass Menschen gemäß dem gesellschaftlichen Mehrwert ihrer Tätigkeit bezahlt würden. Solange es lukrativer ist, in der Business-Class durch die Welt zu fliegen oder Geld von A nach B zu schieben, als in systemrelevanten Berufen zu arbeiten, läuft etwas falsch.

Lexikon ehrlicher Verhältnisse

Für mich ist »Leistung« letztlich ein irreführender Begriff, mit dem sich nicht gut arbeiten lässt. Er suggeriert, unsere Gesellschaft sei eine Art Maschine, deren physikalischer In- und Output sich genau bemessen ließe. Dabei ist sie viel komplexer.

Das zeigt sich unter anderem am Beispiel Care-Arbeit wie der Betreuung von Kindern, der Pflege von Kranken oder alten Menschen: Menschen, die Care-Arbeit leisten, tragen viel zu einer Gesellschaft bei, ja, ohne sie würde die Gesellschaft gar nicht funktionieren. Und doch ist Care-Arbeit in der Regel sehr schlecht und vielfach gar nicht bezahlt. Noch dazu findet sie auch ideell keine Anerkennung – die Arbeit ist weitgehend unsichtbar und findet im Privaten statt. Niemand denkt an Care-Arbeiter:innen, wenn er von Leistungsträger:innen spricht.

Viel besser passt daher der Begriff des »Beitrags« zu einer Gesellschaft. Im Falle der Care-Arbeit ist dieser Beitrag groß. Einer gering oder gar nicht bezahlten Tätigkeit steht ein großer Wert gegenüber, der für die Gesellschaft und ihre Individuen entsteht.

Oft sprechen wir von Leistungsträger:innen und meinen damit Menschen, die durch ein Erbe ein großes Vermögen geschenkt bekommen – völlig leistungsfrei. Nur weil diese Menschen nachher »ihr Geld für sich arbeiten lassen«, also ein Family-Office oder eine:n Vermögensverwalter:in mit der Vermehrung beauftragen, macht sie das nicht zu Leistungsträger:innen. Gerne beanspruchen die Erb:innen das Label »Familienunternehmer« für sich, obwohl die Familie schon seit Generationen nicht mehr im Unternehmen, das sie reich gemacht hat, mitarbeitet und bestenfalls noch einen Aufsichtsrat-Posten bekleidet.

Unsere Sprache verschleiert oder beschönigt die gesellschaftlichen Verhältnisse häufig. Teilweise ist das regelrecht zynisch. So bezeichnen wir Menschen, die arm sind, als »sozial schwach«. Sozial schwach sind für mich Menschen wie Friedrich Merz oder Christian Lindner, die Politik nur für die Reichsten machen und denen der Großteil der Gesellschaft schlicht egal ist.

Beim Bürgergeld und anderen Sozialleistungen sprechen wir von »leistungsfreiem Einkommen«. Dabei besteht leistungsfreies Einkommen in Deutschland vor allem aus Erbschaften und Kapitalerträgen. Die werden in der Regel nicht durch Leistung erzielt, und hier geht es um wesentlich größere Beträge. Wer sich über leistungsfreies Einkommen echauffieren möchte, sollte also nicht nach unten, sondern nach oben schauen.

Der Begriff »Superreiche« suggeriert, es handele sich dabei um etwas Positives. »Wohlhabend« ist schwammig und unpräzise. Besser passt meines Erachtens der Begriff »Überreiche«. Er transportiert, dass diese Menschen nicht nur viel besitzen, sondern zu viel. Und dass das etwas Negatives ist, ein Exzess, der uns allen schadet.

»Erbschaft« und vor allem »Schenkung« klingen im Kontext großer Vermögen nach etwas Positivem oder mindestens neutral. Besser wäre die Bezeichnung »dynastische Vermögensübertragungen«. Schließlich geht es den Reichen darum, Vermögensdynastien zu schaffen und zu erhalten.

Während das Wort »Vermögen« fast immer positiv konnotiert ist, wird »Steuern« meist negativ geframt als Steuerlast. Ihre Vermeidung oder Minderung wird folglich mit positiven Begriffen wie »Steueroase« und »Steuererleichterung« umschrieben. Dabei geht es hier nicht um eine Last, sondern um einen Beitrag zum Gemeinwohl. Wir sollten deshalb von »Steuervermeidung« oder »Steuerraub« und nicht von »Steueroptimierung« sprechen. Und eine Steueroase ist in Wahrheit eine Steuerwüste. Denn mit Steuern finanzieren wir unser Gemeinwesen, unsere Infrastruktur und unsere Demokratie. Und sie sind als Werkzeug unerlässlich, um extreme Vermögenskonzentration zu verhindern oder zu korrigieren.

Wir brauchen also neue und ehrlichere Narrative für die gesellschaftlichen Vermögensverhältnisse – und dazu gehört auch eine neue und ehrlichere Sprache. Wir müssen Umverteilung positiv framen, um die Akzeptanz dafür in der Bevölkerung zu erhöhen. Momentan denken viele, durch Umverteilung würde ihnen etwas weggenommen. Dabei geht es darum, etwas von dem Vermögen einiger weniger Menschen, die unverhältnismäßig viel vom Kuchen abbekommen haben, an den Rest der Gesellschaft umzuverteilen. Diese wenigen überreichen Menschen werden durch das Wirtschaftssystem, in dem wir leben, durch Gesetze, die ihre Interessen schützen, und durch das Kapital, das sie in der Regel bei ihrer Geburt schon mitbekommen, extrem privilegiert. Marlene Engelhorn spricht daher von »Rückverteilung« und nicht von »Umverteilung«. Das Geld stammt schließlich aus der Gesellschaft – es sammelt sich nur auf den Konten einiger weniger. Ein positiver Vermögensbegriff sollte deshalb nicht mit einer »Hortungsbilanz« verwechselt werden, sagt die Transformations- und Nachhaltigkeitsexpertin Maja Göpel in unserem Gespräch. Vermögen bedeute Gestaltungsmacht: Durch dessen Verwendung entstehe etwas Reales – oder eben nicht. Daher entstünde aus Reichtum immer auch eine Verantwortung gegenüber der Gesellschaft, aus der das Geld kommt.






	TAKE-AWAY




	× Extraktive Jobs, die der Gesellschaft schaden, sind oft sehr gut bezahlt. Regenerative Jobs, die unentbehrlich für unsere Gesellschaft sind, sind fast immer schlecht bezahlt.
× Wir müssen Arbeit nach ihrem gesellschaftlichen Mehrwert entlohnen. Dafür braucht es eine gesellschaftliche Diskussion darüber, welche Jobs einen Beitrag zum Funktionieren der Gesellschaft leisten – und welche nicht.
× Ein erster Schritt, der nichts kostet und leicht umzusetzen ist, wäre eine ehrlichere und transparentere Sprache.





 

MAXIMALE TRANSPARENZ

Über Geld zu sprechen, bereitet vielen Menschen Unbehagen. Wir sind dazu erzogen worden, unsere Finanzen für uns zu behalten, sie als Privatsache zu behandeln. Während wir andere Tabus immer weiter aufweichen, hält sich das Tabu Geld hartnäckig. Eher reden wir mit unseren Freund:innen über Geschlechtskrankheiten, als unseren Kontostand preiszugeben.

Als Daniela Brodesser in wirtschaftliche Not geriet, reagierte auch sie deshalb zunächst mit Rückzug. Sie wollte nicht, dass andere mitbekamen, wie schlecht es ihr ging. Heute geht sie mit ihrer Geschichte selbstbewusst an die Öffentlichkeit, um anderen ähnliche Erfahrungen zu ersparen. Daniela erzählt mir, sie habe mit ihrer Familie ein »normales« Leben geführt, bis ihr viertes Kind mit einer schweren Krankheit zur Welt kam. Weil das Mädchen extrem pflegebedürftig war, konnte Daniela nicht mehr arbeiten, und als dann ihr Mann nach vier Jahren auch noch einen Burn-out erlitt, rutschte die Familie in die Armut. Sie sagt, sie habe damals verinnerlicht gehabt, dass ihre Finanzen ihre Privatsache seien, für die sie allein verantwortlich ist. Das habe alles noch schlimmer gemacht. Die soziale Isolation und die Scham, die mit der Armut einhergehen, führen laut Daniela dazu, dass in ihrer Heimat Österreich über 70.000 Menschen trotz größter Not keine Sozialleistungen in Anspruch nähmen. In Deutschland ist es ähnlich: Über 60 Prozent der Haushalte, denen Grundsicherung zusteht, nehmen sie nicht oder nicht in vollem Umfang in Anspruch.80

»Diese Isolierung, die hat bei mir bewirkt, dass sich die Armut wirklich verfestigt hat.«   Daniela Brodesser

Als ich hingegen damit begann, in der Öffentlichkeit über mein Vermögen zu sprechen, plagten mich ganz andere Gedanken: War es nicht aufschneiderisch und selbstbezogen, über den eigenen Reichtum und den Umgang damit zu sprechen? Immer wieder erntete ich Kommentare wie: Wer mit seinem Geld wirklich Gutes tun will, der sollte das im Stillen tun.

In dem Satz »Über Geld spricht man nicht« drückt sich unsere toxische Einstellung zu Geld aus. Er stammt von John Paul Getty, der sein Vermögen mit Erdöl gemacht hatte und zeitweilig der reichste Mann der Welt war. Getty war außerdem berüchtigt für seinen Geiz und seine Kaltherzigkeit. Die gingen so weit, dass er sich weigerte, Lösegeld für seinen 16-jährigen Enkel zu bezahlen, der 1973 von der ’Ndrangheta, der kalabrischen Mafia, entführt worden war. Erst als man dem Enkel ein Ohr abgeschnitten hatte, bezahlte Getty, handelte die Lösegeldsumme aber von 17 Millionen auf 2,8 Millionen Dollar herunter. Der Enkel musste sie ihm später samt Zinsen zurückzahlen.81 In voller Länge lautet Gettys Ausspruch übrigens: »Über Geld spricht man nicht – man hat es.«

Dass Menschen wie er kein Interesse daran haben, über Geld zu sprechen, liegt auf der Hand. Sie sind die Profiteur:innen eines unfairen Systems, das besser im Verborgenen funktioniert. Wenn aber niemand über Geld spricht und wir es immer nur als Privatangelegenheit begreifen, dann stabilisiert das nur die Ungleichheit und schützt Vermögen wie die von Getty.

Transparenz, Transparenz, Transparenz

Es gibt ein klares öffentliches Interesse daran, zu wissen, wie Vermögen verteilt sind. Und genau hier liegt das Problem in Deutschland: Verlässliche Daten zur Vermögensverteilung fehlen bekanntlich. Die sogenannten »Reichstenlisten«, die regelmäßig in den Medien auftauchen, basieren auf journalistischen Recherchen – die Angaben sind jedoch lediglich Schätzungen, keine Fakten. Wie die Dokumentation Milliardenspiel zu Tage förderte, fehlt beispielsweise die reichste deutsche Familie vollständig auf den Listen. Warum? Sie klagte vor Jahren erfolgreich und einigte sich mit den Medien darauf, nicht genannt zu werden.

Wir wissen in Deutschland nach wie vor wenig über die wirklich großen Vermögen. Das macht auch die Forschung in diesem Bereich sehr schwierig. Eine Vermögensteuer würde deshalb einen großen Unterschied machen: Um sie zu erheben, müsste nämlich ein Vermögensregister angelegt werden. Beides – die Steuer wie das Register – brauchen wir, um die Ungleichheitskrise in den Griff zu bekommen. Wie soll man schließlich etwas gegen ein Problem ausrichten, dessen Ausmaße man gar nicht kennt?

Auch Julia Friedrichs, die sich in ihrer Arbeit seit Jahren mit den Reichsten in Deutschland beschäftigt, sieht in den fehlenden verlässlichen Daten eines der zentralen Probleme im Umgang mit der Ungleichheit. Denn ohne diese Daten fehle die nötige Grundlage für eine seriöse Auseinandersetzung mit dem Thema und für politische Entscheidungen.






	»Wir wissen nicht, wie viel Deutschlands Milliardäre wirklich haben. Wir wissen noch nicht mal, wer sie sind. Weil der Staat sich entschieden hat, diese Daten nicht vernünftig zu erheben und auch der Forschung nicht zur Verfügung zu stellen. Wir haben lange recherchiert zu der Liste des Manager Magazins, die großartig ist. Die Kolleg:innen haben da eine großartige Arbeit geleistet. Aber dann stellt man eben fest, dass ganz vorne Namen fehlen. Wenn man nachrechnet und noch mal neu schätzt, dann stellt man fest: Oh, allein die Milliardär:innen haben vielleicht eine Billion mehr, als wir bislang dachten.«   Julia Friedrichs





In vielen anderen Ländern gibt es offizielle Daten zur Verteilung der Vermögen und zum Immobilienbesitz. In einigen Ländern wie Finnland oder Norwegen können Menschen sogar nachsehen, wie viel ihre Nachbar:innen verdienen – Arbeits- und Kapitaleinkünfte werden erfasst. John Paul Getty wäre entsetzt. Denn die Lobby der Reichsten und die Vermögensverteidigungsindustrie haben nicht das geringste Interesse an Transparenz. Doch das öffentliche Interesse sollte überwiegen.

Ein Vermögensregister wäre übrigens auch wichtig und hilfreich im Kampf gegen Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung. Deutschland gilt als Geldwäsche-Oase, weil so wenig Transparenz über Vermögenswerte besteht. Bislang scheitern schon Versuche, ein zentrales Immobilienregister einzuführen. Immer wieder wird hier vorgeschoben, das sei zu teuer und zu aufwendig. Dabei wird über den Immobilienmarkt besonders viel Geld gewaschen in Deutschland. Dass der Staat lieber auf die Steuereinnahmen verzichtet, als Transparenz zu schaffen, ist wirklich inakzeptabel. Obendrein treibt das zusätzliche Kapital, das so im Immobilienmarkt steckt, auch noch die Preise nach oben – zu Ungunsten von Mieter:innen und all denen, die eine Immobilie für den Eigenbedarf erwerben wollen.82

Das Transparenzgefälle abbauen

Mit dem Vermögensgefälle kommt auch ein Transparenzgefälle. Am unteren Ende der Verteilung wird nämlich ganz selbstverständlich Transparenz gefordert: Wer Bürgergeld bekommt, muss seine Finanzen vollständig offenlegen. Bei Menschen, die nach Tarif beschäftigt sind, kennen wir zumindest ihr Gehalt. Jede:r Arbeitgeber:in kennt die Gehälter aller Angestellten. Je weiter nach oben wir kommen in der Vermögenspyramide, desto undurchsichtiger wird es. Dabei geht uns alle an, wie der Reichtum in der Gesellschaft verteilt ist und wer wo Geld investiert. Darüber hinaus ist es eine Frage der Fairness: Wieso sollte mein:e Arbeitgeber:in über meine Finanzen Bescheid wissen, ich aber nicht über seine bzw. ihre?

Meine Hoffnung ist, dass Menschen die herrschende Ungerechtigkeit viel weniger hinnehmen würden, wenn sie mehr darüber wüssten. Der menschliche Gerechtigkeitssinn kann ein starkes Korrektiv in einer Gesellschaft sein. Aber das kann nur funktionieren, wenn wir auch wirklich Bescheid wissen, wie die Dinge liegen.

Auch die Politik hat ein Transparenzproblem

Auch Politiker:innen müssen viel transparenter in Bezug auf ihren Umgang mit Geld werden. Wenn sie sich mit Lobbyist:innen, Reichen und Wirtschaftsvertreter:innen treffen, dann sollte das so transparent wie möglich sein. Bürger:innen eines demokratischen Staates müssen erfahren, mit wem sich ihre gewählten Vertreter:innen treffen und was sie mit ihnen besprechen. Leider ist das aktuell nicht der Fall.

Zweitens sollte das politische Mandat ein Vollzeitjob sein und keine Nebentätigkeiten zulassen. Ich empfinde es als Hohn, dass gut bezahlte Politiker:innen nebenbei noch satte Verdienste durch Mandate als Anwält:innen, mit Vorträgen oder als Dienstleister:innen der Finanzbranche einstreichen. Wie wir im ersten Teil des Buches gesehen haben, haben wir ohnehin ein Repräsentanzproblem: Politiker:innen, die im Bundestag sitzen, sind zwar nicht wie in den USA überwiegend Millionär:innen. Sie sind aber allein durch ihr sehr gutes Gehalt so privilegiert, dass sie vom Großteil der Bevölkerung entkoppelt sind. Wenn sie darüber hinaus noch andere Einkünfte haben, verstärkt sich dieser Effekt, und sie treffen Entscheidungen unter Umständen auf Grundlage ihrer eigenen ökonomischen Interessen und nicht auf Grundlage der Frage, was für die Gesellschaft das Beste wäre. Entsprechend wäre es absolut kein Schaden, wenn manche von ihnen den Job nicht mehr attraktiv fänden, weil sie keine Nebenverdienste haben dürfen.

Für mich gehört zu dieser Diskussion auch die Frage, ob den Politiker:innen nicht auch nach ihrem Ausscheiden aus der Politik lukrative Mandate in der Wirtschaft verboten werden sollten. Ich finde das sinnvoll, denn von einem ehemaligen Verkehrsminister, der dann als Marionette der Autolobby agiert, fühle ich mich verhöhnt. Wenn Politiker:innen während ihrer Amtszeit auf einen gut bezahlten Posten in der Privatwirtschaft schielen, ist das im Grunde Korruption. Mit dieser toxischen Vermengung von Politik und wirtschaftlichen Interessen muss ein für alle Mal Schluss sein. Wenn die Politik das Vertrauen der Menschen zurückgewinnen will, muss sie hier ein paar radikale Veränderungen vornehmen.

Neue Narrative und starke Medien

Ein ganz zentraler Bestandteil einer funktionierenden Demokratie sind starke Medien. Die sind heute wichtiger denn je. Denn wir leben in Zeiten, in denen Desinformation und Propaganda ein echtes Problem geworden sind. Weniger als die Hälfte der Deutschen vertraut den sogenannten klassischen Medien noch bei wichtigen Themen.83 Die Medienlandschaft hat sich in den letzten Jahren massiv verändert: In sozialen Medien werden ohne jede Kontrolle Hass und Lügen verbreitet. Daran beteiligen sich zunehmend auch Politiker wie Markus Söder.84 Dagegen braucht es ein starkes Korrektiv. Wie wichtig das ist, zeigt sich zum Beispiel am Lokaljournalismus, der gerade in Ostdeutschland, aber auch in anderen Regionen wegstirbt. Studien aus den USA zeigen, dass in Gegenden ohne funktionierenden Lokaljournalismus Korruption, Umweltvergehen, Wirtschaftskriminalität und politischer Extremismus zunehmen.85

Wer möchte, dass wir neue Geschichten zu Geld, Vermögen und Erfolg schreiben, der sollte sich auch dafür einsetzen, dass wir eine starke Medienlandschaft haben. Wer das Geld übrig hat, sollte journalistische Medienangebote mit bezahlten Abonnements unterstützen. Und wir alle müssen uns bewusstwerden, dass die sozialen Medien mit ihren vermeintlich kostenlosen Angeboten einen massiven Schaden an der Demokratie anrichten, den am Ende wir alle gemeinsam bezahlen müssen. Genauso wie es kein Preisschild für Umweltschäden gibt, gibt es leider auch keinen Preis für Schäden, die ein Unternehmen der Demokratie und Gesellschaft zufügt. Die Regulierung der sozialen Medien und die Stärkung der journalistischen Arbeit sollten allen ein Anliegen sein, die unsere Demokratie bewahren wollen.

Bildung und neue Role Models

Neben Transparenz könnten starke Medien auch für mehr Wissen und Bildung in Bezug auf ökonomische Zusammenhänge sorgen. Die Grundlage dafür muss jedoch in der Schule geschaffen werden. Es befremdet, dass wir der Wirtschaft in unserer Gesellschaft so viel Bedeutung beimessen und gleichzeitig so gut wie nichts über sie in der Schule lernen. Das macht dieses Wissen zu Expert:innenwissen, über das nur diejenigen verfügen, die nach der Schule eine entsprechende Ausbildung machen.

Wie funktioniert das Steuersystem? Woher kommt das Geld? Wer verteilt es – und nach welchen Kriterien? Die Reichsten profitieren gewaltig davon, dass die meisten von uns so wenig darüber wissen und selbst viele Politiker:innen viel zu wenig Ahnung von makrökonomischen Zusammenhängen haben. Demokratie bedeutet auch, dass wir verstehen, worüber in der Politik gesprochen und gestritten wird. Und worüber wird mehr gestritten als übers Geld? In den sozialen Medien regen sich Menschen gern darüber auf, dass der Staat gefräßig sei und Geld schlecht einsetze. Dabei weiß kaum jemand, wie der Bundeshaushalt auf der Einnahmen- und Ausgabenseite eigentlich aussieht.

Schließlich brauchen wir aber auch vermögende Menschen, die sich für Umverteilung einsetzen und mit gutem Beispiel vorangehen. Marlene Engelhorn lässt ihr Erbe von 25 Millionen Euro durch einen Bürger:innenrat verteilen. Der Millionenerbe Kai Viehof hat den größten Teil seines Vermögens an gemeinnützige Organisationen abgegeben. Antonis Schwarz unterstützt mit der Guerilla Foundation Aktivismus für eine gerechtere Wirtschaft, Nachhaltigkeit und Demokratie. Die Liste ließe sich lange fortsetzen. Ich glaube, dass es solche Role Models braucht, die uns zeigen, dass ein anderer Umgang mit Vermögen möglich ist: dass niemand daran kleben muss.

Wir alle können dazu beitragen, dass sich etwas ändert. Besonders natürlich die, die über große Mittel verfügen. Wir alle aber müssen lernen, über Geld zu reden. Je mehr und je offener, desto besser.






	TAKE-AWAY




	× Wir müssen lernen, über Geld zu sprechen. Dazu braucht es entsprechende Bildung und starke Medien.
× Wir brauchen verlässliche Daten zur Vermögensverteilung in Deutschland.
× Politiker:innen sollten für uns »gläsern« sein und keine Nebeneinkünfte erzielen dürfen.





 

EIN STEUERSYSTEM, DAS DER GESELLSCHAFT DIENT

Die Frage, wie sich Armut bekämpfen lässt, ist eigentlich ziemlich trivial. Der niederländische Autor Rutger Bregman bringt es in seinem Buch Im Grunde gut auf den Punkt: Was armen Menschen fehlt, ist Geld. Wenn sie mehr Geld haben, sind sie nicht mehr arm. Wer Armut bekämpfen will, muss also dafür sorgen, dass die Menschen mehr Geld haben, die heute nichts oder zu wenig haben.86

Was schon weniger trivial ist, ist die Frage, woher dieses Geld kommen soll. Ich bin allerdings der Ansicht, dass auch das eigentlich so kompliziert nicht ist: Das Geld muss von denen kommen, die heute zu viel haben, den Überreichen. Der Staat muss oben mehr abschöpfen, dann kann unten mehr ankommen. Unser deutsches Wort »Steuern« beinhaltet ja schon, dass Steuern eben auch eine Steuerungsfunktion haben.

Steuern, Steuern, Steuern!

Wenn ich in den sozialen Medien im Sinne der Umverteilung höhere Steuern für Überreiche fordere, werfen andere Nutzer:innen mir manchmal vor, das Geldsystem nicht richtig zu verstehen. Richtig ist: Der Staat ist weder ein Unternehmen noch ein Privathaushalt. Er muss das Geld nicht einnehmen, bevor er es ausgeben kann – er hat im Prinzip unbegrenzten Zugang zu Zentralbankgeld.

Dennoch sind Steuern ein wichtiger Hebel zur Umverteilung – denn selbst wenn wir davon ausgehen, dass der Staat nicht das Steuergeld verteilt, sondern das Geld von der Zentralbank, muss er einen gewissen Teil dieses Geldes in Form von Steuern wieder einziehen, damit die Inflation nicht zu hoch ist und die Währung stabil bleibt.

Deutschland ist heute ein Hochsteuerland für Menschen mit mittleren Einkommen. Neben der Einkommensteuer zahlen die meisten von uns auch Sozialabgaben – also Beiträge zur Krankenkasse, zur Arbeitslosenversicherung, Rentenversicherung und Pflegeversicherung. Bei Durchschnittsverdiener:innen geht in Summe knapp die Hälfte des Arbeitseinkommens für Steuern und Abgaben drauf.87 Beim Einkaufen fallen dann weitere Steuern wie Mehrwertsteuer und andere Konsumsteuern an. Trotzdem fehlt dem Staat an allen Ecken und Enden Geld: Obwohl die Steuerquote für Normalsterbliche so hoch ist, haben wir unterfinanzierte Schulen, zu wenige Kitaplätze und unsere Infrastruktur verrottet vor unser aller Augen. Inzwischen macht sich halb Europa über die kaputtgesparte Deutsche Bahn lustig.

Während viele mit Reallohnverlusten zu kämpfen haben und kaum noch in der Lage sind, Rücklagen zu bilden, wachsen die großen Vermögen munter weiter. Das ist kein Zufall: Ihre Eigentümer:innen profitieren von allerlei Steuervergünstigungen. Wie das Netzwerk Steuergerechtigkeit ausgerechnet hat, liegt die Steuer- und Abgabenlast bei Millionär:innen viel niedriger als bei Durchschnittsverdiener:innen. Am Beispiel der BMW-Erbin Susanne Klatten rechnen die Autor:innen vor, dass der Milliardengewinn aus der BMW-Beteiligung, den Susanne Klatten erzielt, heute (mit rund 26 Prozent) nur noch halb so hoch belastet ist wie ein durchschnittliches Arbeitseinkommen. Noch 1996 lag die Belastung für Susanne Klatten rund dreimal so hoch.88






	»Es gibt kein Land der Welt, das Arbeit stärker und Vermögen geringer besteuert als Deutschland. Und das ist ein Problem.«   Marcel Fratzscher





Warum werden Reiche so gering besteuert?

Die Lohnsteuer ist in Deutschland die größte Einnahmequelle des Staates. Steuern auf Arbeit trugen 2023 rund 26 Prozent zum Gesamtsteueraufkommen bei. Steuern auf Erbschaften, Vermögen und Schenkungen machen gerade einmal ein mageres Prozent aus. Während Konsumsteuern wie die Mehrwertsteuer erhöht wurden und die Sozialabgaben stiegen, sorgen seit den 1990er-Jahren zahlreiche Steuerreformen dafür, dass die Reichsten einen immer kleineren Beitrag zum Steueraufkommen leisten.

Die Gestaltung der Steuern ist das Ergebnis politischer Aushandlungsprozesse. Die Lobby der Reichsten hat diese in den letzten Jahrzehnten stark beeinflusst und damit vor allem um die Jahrtausendwende zahlreiche Steuerreformen bewirkt:

× Abschaffung der Börsenumsatzsteuer (1991)

× Aussetzung der Vermögensteuer (1997)

× Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer (1998)

× Senkung der Unternehmensteuer (1998, 2001 und 2008)

× Einführung einer pauschalen und einkommensunabhängigen Steuer auf Kapitalerträge (2008)

× immer großzügigere Befreiungen bei der Erbschaftsteuer (1992, 2008 und 2016)89

Gerechte Erbschaft- und Schenkungsteuer

Auch populistische Politiker wie Markus Söder und Hubert Aiwanger werden nicht müde, Märchen über die Erbschaftsteuer zu verbreiten. Immer wieder behaupten sie, durch sie solle das »Häuschen der Oma« aus dem Besitz der Familie entrissen werden. Ausländische Investor:innen würden alle Immobilien aufkaufen, weil Menschen wegen der Erbschaftsteuer ihre Immobilien verkaufen müssten. Das ist dumpfer Populismus – und wirklich toxisch für unsere Gesellschaft. Denn in der Erbschaft- und Schenkungsteuer liegt der wichtigste Hebel, um die Konzentration von Vermögen zu reduzieren.90

Auf dem Papier hat Deutschland zwar eine Erbschaftsteuer, doch je größer das Vermögen ist, desto mehr Ausnahmen werden gewährt und desto mehr Möglichkeiten gibt es, die Steuer zu umgehen, sodass im Endeffekt die größten Vermögen am geringsten besteuert werden. Wie wir im ersten Teil des Buchs gesehen haben, nutzen Reiche mit Vorliebe die Ausnahme von Betriebsvermögen aus der Steuer oder die Verschonungsbedarfsprüfung, die dazu führte, dass Mathias Döpfner auf sein Springer-Aktienpaket im Wert von etwa einer Milliarde Euro, das er von Friede Springer geschenkt bekam, keinen Cent Steuern zahlen musste.91

Weil pro Jahr geschätzte 400 Milliarden Euro in Deutschland vererbt und verschenkt werden, wovon etwa die Hälfte auf die reichsten 10 Prozent entfällt, schlummert hier unglaublich viel Potenzial, um Steuereinnahmen zu generieren. Eine solche Umgestaltung könnte so aussehen, dass über 90 Prozent der Bevölkerung auch weiterhin nicht davon betroffen wären und keine oder kaum Steuern bezahlen müssten. Das Netzwerk Steuergerechtigkeit schlägt für eine fairere Gestaltung der Erbschaftsteuer Folgendes vor:92

× einen Freibetrag von einer Million Euro, den jede:r im Laufe des Lebens steuerfrei erben könnte. Heute wird der Freibetrag alle zehn Jahre erneuert, sodass über einen längeren Zeitraum Vermögen an die nächste Generation steuerfrei übertragen werden kann.

× eine progressive Besteuerung des Erbes oberhalb der Freibeträge und einen Spitzensteuersatz von 30 Prozent. (Meiner Meinung nach sind auch Spitzensteuersätze von 50 Prozent und mehr bei sehr großen Vermögen denkbar. Die meisten Gerechtigkeitstheoretiker:innen befürworten sogar einen Steuersatz von nahezu 100 Prozent ab sehr hohen Beträgen.)

× Steuerfreiheit für das Erben einer selbst genutzten Immobilie.

× Wegfall der Vergünstigungen für große Betriebsvermögen. Stattdessen kann der Staat Finanzierungsmodelle anbieten, die es erlauben, die Steuern zu bezahlen, ohne das Unternehmen zu gefährden.

Markus Söder soll also keinesfalls des Häuschens seiner Oma beraubt werden, an dem er so hängt. Wenn aber die Oma in Wahrheit ein Immobilienportfolio vererbt, gibt es eigentlich keinen Grund dafür, dass darauf keine regulären Erbschaftsteuern bezahlt werden sollten. Fair wäre eine Erbschaftsteuer dann, wenn die Reichsten den höchsten Prozentsatz bezahlen.

Auch das Argument, Firmen würden pleitegehen und die Wirtschaft darunter leiden, wenn vererbtes Betriebsvermögen besteuert würde, muss endlich als das benannt werden, was es ist: reiner Populismus. Betriebsvermögen bedeutet, dass das Vermögen nicht einfach auf dem Konto liegt, sondern in einem Unternehmen steckt, wie es bei großen Vermögen meistens der Fall ist. Die Behauptung, dass diese Unternehmen direkt ein Problem hätten, wenn ein Erbe Steuern bezahlen müsste, ist aber schlichtweg Unsinn. Es gibt viele gute Möglichkeiten, die Steuer so zu gestalten, dass sie keine negativen Auswirkungen auf das Unternehmen hätte.

Heute fordern viele Stimmen, vermögensbezogene Steuern wieder stärker in den Fokus zu rücken. Die OECD etwa empfiehlt, die Erbschaftsteuer verstärkt zu nutzen, da sie sowohl ökonomisch als auch gesellschaftlich sinnvoll sei. Denjenigen, die dagegenhalten, das sei ökonomisch schädlich oder nicht umsetzbar, lässt sich leicht mit dem Verweis auf andere Länder begegnen.93 In Südkorea beispielsweise werden auch Betriebsvermögen beim Erbschaftsfall ohne Ausnahmen mit bis zu 50 Prozent besteuert.94 So müssen die Erb:innen des 2020 verstorbenen Samsung-Eigentümers Lee Kun-hee, der ein Vermögen von rund 20 Milliarden Dollar hinterließ, die Hälfte davon, also 10 Milliarden Dollar, Erbschaftsteuer bezahlen.95 Allerdings wird nicht alles auf einmal fällig, sondern der Staat stundet die Steuer über mehrere Jahre. Das wäre auch in Deutschland denkbar. Außerdem könnte der Staat Kredite gewähren oder auch als stiller Teilhaber in ein Unternehmen einsteigen. Es gibt jedenfalls viele Möglichkeiten, geerbte Betriebsvermögen zu besteuern, auch wenn die FDP uns gern was anderes weismachen will. Es ist auch kein Kommunismus, wenn der Staat stiller Teilhaber eines Unternehmens ist, denn für das Unternehmen ändert sich dadurch praktisch nichts. Nur der Milliardenerbe muss eben ein bisschen was von seinem großen Glück mit der Gesellschaft teilen, der er es zu verdanken hat.

Gerechte Besteuerung von Millionen- und Milliardenvermögen (Vermögensteuer)

Neben der Erbschaftsteuer ist die Vermögensteuer das wichtigste Instrument zur Bekämpfung der Ungleichheit. In Deutschland ist sie seit 1997 ausgesetzt, obwohl das deutsche Grundgesetz sie eigentlich vorsieht. Damals wurde die großzügige Bevorzugung von Betriebsvermögen vom Verfassungsgericht moniert, woraufhin die Regierung beschloss, die Steuer ganz auszusetzen, und seitdem hat sich nichts getan. Dabei wäre eine Vermögensteuer wichtig, um die zunehmende Ungleichheit in den Griff zu bekommen.

International werden derzeit Modelle vorgeschlagen, die 1 bis 2 Prozent jährliche Steuer auf sehr große Vermögen vorsehen. Da Menschen mit sehr großen Vermögen deutlich höhere Renditen mit ihren Anlagen und Investments erwirtschaften als diese 1 bis 2 Prozent, würden sie trotz der Steuer immer noch jedes Jahr reicher – selbst wenn man zusätzlich eine moderate Inflation berücksichtigte. Gleichzeitig hätte so eine Steuer einen enormen Effekt auf das Steueraufkommen. Selbst bei einem Steuersatz von 1 Prozent jährlich würde das allein in Deutschland über 70 Milliarden Euro in die Kassen spülen.96 Und selbst, wenn nur die gut 230 Milliardärsfamilien hierzulande eine solche Abgabe leisten müssten, würde das 20 Milliarden pro Jahr bringen.97

Übrigens: Weil oft kritisiert wird, diese Steuer sei schwierig zu erheben, schlägt das Netzwerk Steuergerechtigkeit beispielsweise vor, nicht das Vermögen selbst, sondern nur die jährlichen Zugewinne zu besteuern – die müssen ohnehin für das Finanzamt erhoben werden.

Ein weiteres Gegenargument lautet, Reiche würden ihr Geld dann einfach ins Ausland verschieben und gar keine Steuern mehr in Deutschland zahlen. Diese Sorge kommt nicht von ungefähr, denn die meisten haben von solchen Fällen gehört, etwa dem ehemaligen Formel-1-Rekordweltmeister Michael Schumacher oder dem Milchunternehmer und AfD-Unterstützer Theo Müller, die beide in die Schweiz gezogen sind. Es gibt aber kaum Zahlen zum Thema Steuerflucht. Und tatsächlich ist eher davon auszugehen, dass es sich hier um Einzelfälle handelt. Diese Anekdoten verdecken jedoch, dass es gar nicht so einfach ist, Vermögen ins Ausland zu verschieben, um Steuern zu vermeiden. Das liegt unter anderem an einer Gesetzesänderung von 1978: Damals führte die Regierung von Bundeskanzler Helmut Schmidt (an der übrigens die FDP beteiligt war) eine sogenannte Wegzugsbesteuerung ein. Das bedeutet: Wenn eine vermögende Person, die in Deutschland steuerpflichtig ist, in ein anderes Land ziehen will, muss sie ihr Vermögen versteuern, als wäre es Einkommen. Deutschland gilt mit der Wegzugsbesteuerung international sogar als Vorbild, denn so eine »Exit Tax« fehlt in vielen Ländern.

Gerechte Kapitalertragsteuer und Einkommensteuer

Wenn Politiker:innen mantraartig fordern, Arbeit müsse sich wieder lohnen, dann meinen sie damit in der Regel, dass die Sozialleistungen gekürzt werden sollen. Als würde es sich für eine:n Arbeitnehmer:in mehr lohnen, arbeiten zu gehen, wenn eine andere, ohnehin schon arme Person noch weniger zum Leben hat. Auf die Idee, dass Arbeit sich vielleicht vor allem dann eher lohnen würde, wenn die Löhne stiegen, scheint niemand zu kommen. Tatsächlich wird Einkommen aus Arbeit in Deutschland sehr hoch besteuert, die Einkommensteuerprogression ist relativ steil und der Spitzensteuersatz schnell erreicht.

Die Einkommensteuer sollte so reformiert werden, dass kleine und mittlere Einkommen entlastet und größere dafür höher besteuert werden. Die Kurve der Einkommensteuerprogression ist derzeit zu steil, das heißt, der Steuersatz steigt zu schnell an. Bereits ab einem jährlichen Einkommen von 67.000 Euro wird der Spitzensteuersatz von 42 Prozent fällig, erst ab einem Einkommen von 280.000 Euro gibt es noch mal einen kleinen Sprung auf 45 Prozent. Extrem hohe Gehälter könnten aber deutlich höher besteuert werden, wohingegen kleinere Gehälter entlastet werden müssten. Auch der Steuerfreibetrag könnte erhöht werden, um Gering- und Durchschnittsverdiener:innen zu entlasten. Einen ähnlichen Effekt hätte das deutliche Anheben der Werbungskostenpauschale – was gleichzeitig dazu führen würde, dass dann weniger Menschen eine Steuererklärung einreichen müssten, was wiederum weniger Bürokratie auf Seiten des Staates bedeutete.

Kapitalerträge – also passive Einkommen aus Zinsen, Dividenden, Aktienverkäufen etc. werden pauschal, also unabhängig von ihrer Höhe, mit 25 Prozent besteuert. Ein Grenzsteuersatz von 25 Prozent fällt auf Arbeitseinkommen dagegen bereits ab etwa 20.000 Euro zu versteuerndem Jahreseinkommen an – das heißt, jeder Euro darüber wird mit mindestens 25 Prozent besteuert.98 Wer Millionen Kapitalerträge verbucht, bezahlt den gleichen Steuersatz. Kapitaleinkünfte werden im Vergleich zu Arbeitseinkünften bei der Besteuerung folglich massiv bevorzugt. Davon profitieren vor allem Vermögende, die nicht arbeiten, sondern investieren.

Damit sie ihren gerechten Anteil zahlen und die arbeitende Bevölkerung entlastet werden kann, müsste auch die Kapitalertragsteuer progressiv gestaltet sein beziehungsweise sollten Kapitalerträge zusammen mit dem Arbeitseinkommen versteuert werden. Alles, was eine Person in einem Jahr einnimmt, egal wodurch, sollte in der Einkommensteuererklärung auftauchen und dort mit dem persönlichen Steuersatz versteuert werden. Denkbar wäre auch, dass Kapitalerträge pauschal mit dem Spitzensteuersatz auf Einkommen versteuert werden – dann würde sich Arbeit wirklich wieder lohnen!

Der Ökonom Gabriel Zucman sagte 2024 in seiner Rede vor den Finanzminister:innen der G20-Staaten, die Steuerprogression sei ein Grundpfeiler demokratischer Gesellschaften.99 Ein progressives Steuersystem stärke den sozialen Zusammenhalt und das Vertrauen in Regierungen. Es sei außerdem entscheidend, um öffentliche Güter wie Bildung, Gesundheitsfürsorge und Infrastruktur zu finanzieren. Und schließlich sei die Steuerprogression das wichtigste Werkzeug, um das Ausufern der Ungleichheit in den Griff zu bekommen.

Konsum- und Luxussteuern

Menschen mit kleinen Einkommen müssen den Großteil davon verkonsumieren und können nur wenig sparen. Daher müssen sie einen größeren Anteil ihres Einkommens für Konsumsteuern wie etwa die Mehrwertsteuer aufwenden. Ein Beispiel: Jan hat ein monatliches Nettoeinkommen von 1.800 Euro, Maria eines von 3.000 Euro. Beide kaufen über den Monat verteilt für 500 Euro Lebensmittel im Supermarkt ein. Auf viele Lebensmittel wird die verminderte Mehrwertsteuer von 7 Prozent erhoben. In den 500 Euro sind also rund 33 Euro Mehrwertsteuer enthalten. Das macht 1,1 Prozent von Marias Einkommen aus, aber über 1,8 Prozent von Jans Einkommen – also über ein Drittel mehr! Menschen, die wenig haben, zahlen proportional mehr Steuern als die, die viel haben.

Fairer wäre es, wenn Konsum vor allem dann stark besteuert wird, wenn er schädliche Effekte hat, etwa auf das Klima. Heute ist aber das Gegenteil der Fall: Menschen, die Privatjets und Luxusjachten volltanken, bezahlen darauf keine Mineralölsteuer und müssen auch sonst nicht für die massiven Umweltschäden aufkommen, die sie verursachen. Konsum von Luxusartikeln und Produkten, die dem Planeten massiv schaden, sollten höher besteuert werden. Dinge des alltäglichen Bedarfs sollten dagegen vollständig von der Mehrwertsteuer befreit sein.






	»Wir brauchen dringend eine Veränderung des Steuersystems, sodass Leistung, sprich Arbeit, besser honoriert wird, sich mehr lohnt, und dass Hochvermögende, häufig gerade passives Vermögen, wie Immobilienvermögen, aber auch Erbschaften, fairer besteuert werden.«   Marcel Fratzscher





Eine Übergewinnsteuer für die größten und profitabelsten Konzerne 

Das Netzwerk Steuergerechtigkeit weist in seinem Jahrbuch 2023100 zu Recht darauf hin, dass die Macht großer, internationaler Konzerne zu einem Problem für unsere Gesellschaften geworden ist. Diese Konzerne bzw. ihre Eigentümer:innen stecken sich einen großen Teil der globalen Wertschöpfung in die eigenen Taschen. Kleine und mittlere Unternehmen bezahlen brav ihre Steuern, während Konzerne wie Apple, die auf unglaublichen Mengen an Geld sitzen, jede Steuerzahlung vermeiden. Obwohl diese Unternehmen Milliardengewinne erzielen und gern die öffentliche Infrastruktur aller Absatzländer nutzen, vermeiden sie durch aggressive Steuergestaltung, einen fairen Beitrag zum Gemeinwesen zu leisten.

Eine Möglichkeit, diese Unternehmen stärker zur Kasse zu bitten, liegt darin, Übergewinne zu besteuern. Die OECD schlägt beispielsweise ein Modell vor, in dem Renditen von über 10 Prozent pro Jahr besteuert werden.101 Deutschland könnte mit diesem Modell jährlich rund 20 Milliarden Euro einnehmen. Wie Julia Jirmann in ihrem Buch Blackbox Steuerpolitik schreibt, beträfe diese Steuer nur die größten und profitabelsten 200 Großkonzerne, deren Umsätze über 20 Milliarden Euro liegen.102

Ein Grunderbe als Baustein

Die Einnahmenseite ist das eine. Doch das Geld muss auch sinnvoll eingesetzt werden, um für mehr Chancengerechtigkeit zu sorgen und die Ungleichheit zu reduzieren. Ein wichtiger Baustein ist dabei für mich das sogenannte Grunderbe.

Die Idee eines Grunderbes ist mir zuerst bei Thomas Piketty begegnet: Er schlägt vor, dass in reichen, aber von ökonomischer Ungleichheit geprägten Ländern wie Frankreich oder Deutschland junge Menschen einmalig einen Betrag von 120.000 Euro erhalten sollen. So hätten alle das Startkapital, um sich etwas aufzubauen, in ihre Ausbildung zu investieren oder vielleicht ein Unternehmen zu gründen.

In Deutschland werden regelmäßig ähnliche Forderungen laut. Die dabei genannten Beträge, die jede:r junge Erwachsene erhalten soll, liegen jedoch eher zwischen 20.000 und 60.000 Euro. Bei Menschen, die etwas erben, können diese Beträge dann entsprechend gegengerechnet werden.

Egal, wie man sie konkret ausgestaltet, ich halte die Idee für eine wirklich sinnvolle Maßnahme: 50.000 Euro sind genug Geld, um den Grundstein für einen Immobilienerwerb oder die Gründung eines Unternehmens zu legen. Wenn jede:r junge Erwachsene einen Betrag in dieser Größenordnung zur Verfügung hätte, würde das die Ungerechtigkeit reduzieren, die heute gerade im Thema Erbschaft liegt, wo die einen unglaublich viel und die meisten gar nichts erben. Würden die großen Vermögen fair besteuert, ließe sich davon problemlos das Grunderbe finanzieren.

Wie Marcel Fratzscher in einem ZEIT-Artikel schreibt, könnte ein solches Grunderbe auch ein Instrument sein, um das Sozialsystem in Deutschland umzubauen: weg von einem, das erst reagiert, wenn irgendwo ein Mangel ist, und hin zu einem, das proaktiv Menschen fördert, sodass sie gar nicht erst in die Situation kommen, auf Unterstützung angewiesen zu sein.103

Ein Bürger:innengeld, das den Namen verdient

In einem der reichsten Länder der Welt sollte es völlig außer Frage stehen, dass niemand in Armut leben muss. Dass Menschen, die keiner Erwerbsarbeit nachgehen können, von Sozialsystemen aufgefangen werden, sollte ebenfalls eine Selbstverständlichkeit sein. Umso unerträglicher finde ich es, dass Politiker:innen hierzulande immer wieder auf die in der Gesellschaft eindreschen, denen es am schlechtesten geht.

Seit Langem wird in Deutschland über ein Grundeinkommen diskutiert. Micha Bohmeyer hat dazu zehn Jahre lang mit MeinGrundeinkommen.de untersucht, ob so ein Grundeinkommen in Höhe von 1200 Euro pro Person104 umsetzbar wäre und was es mit den Menschen machen würde. Er sagt mir im Gespräch, für ihn seien nach diesen zehn Jahren alle Fragen zum Grundeinkommen geklärt. Es sei in der Tat ein effektives Mittel, um allen Menschen ein Leben in Würde zu ermöglichen, wie es unsere Verfassung fordert. Das Winzige, was jetzt noch fehle, sei der politische Wille, es auch einzusetzen.

Ich finde, es sollte einfach mal ausprobiert werden. Diejenigen mit den größten Bedenken sind meines Wissens diejenigen, die – vielleicht ja sogar berechtigterweise – Sorge haben, dass dann niemand mehr freiwillig für ihre Unternehmen arbeiten wird. Wer abgesichert ist, würde sich dann vielleicht selbstständig machen oder einen Job suchen, der eher den eigenen Neigungen entspricht. Meiner Meinung nach könnte ein Grundeinkommen den Wettbewerb befeuern und Unternehmen gerade dazu anspornen, zeitgemäße Arbeitsbedingungen zu schaffen. Ich persönlich habe keine Angst, dass Menschen nicht mehr freiwillig in meinen Unternehmen arbeiten würden, auch wenn sie durch ein Grundeinkommen abgesichert wären. Und wenn es so wäre, müsste ich mir eben überlegen, wie ich die Arbeit attraktiver gestalten kann.

Dazu kommt, dass wir eine massive Schieflage haben, weil Care-Arbeit vielfach nicht angemessen finanziell gewürdigt wird. Mit einem Grundeinkommen würde man anerkennen, dass auch Menschen, die aktuell keiner Erwerbsarbeit nachgehen, einen Wert für die Gesellschaft haben.

Ein anderer Ansatz mit dem gleichen Ziel sind die »Universal Basic Services«, die gerade in England diskutiert werden. Gemeint ist damit, dass anstelle eines Grundeinkommens eine öffentliche Daseinsvorsorge sichergestellt wird. Das bedeutet ganz konkret, dass alles, was wirklich essenziell ist zum Leben, allen zur Verfügung steht: also Wohnraum, Bildung, Energieversorgung, Lebensmittel. Wenn ein Mensch nicht mehr fürchten müsse, keinen Zugang zu diesen essenziellen Dingen zu haben, dann sei er frei, sagt mir Maja Göpel in unserem Gespräch. Das hieße nicht, dass alle gleich wären und im Luxus schwelgen würden. Aber es würde bedeuten, dass alle die gleiche Basis hätten, die als Versprechen der Chancengerechtigkeit in unseren Wohlfahrtsstaat eingebaut sei. Für mich sind die Universal Basic Services105 eine vielversprechende Richtung, eine, auf die sich vielleicht auch jene Politiker:innen einlassen könnten, die sich sträuben, den Menschen in Form eines Grundeinkommens Geld zu geben.

Investieren in Infrastruktur und Bildung

Zu den Universal Basic Services zählt auch eine funktionierende Infrastruktur und eine gute kostenfreie Bildung. Das Ausmaß, in dem ein so reiches Land wie Deutschland seine Infrastruktur kaputtgespart hat, ist ein Skandal. Tausende von Brücken müssten dringend saniert werden, der öffentliche Nahverkehr wird immer weiter eingeschränkt, ländliche Regionen sind immer noch schlecht ans Internet angebunden. Dabei ist etwa ein guter und bezahlbarer Nahverkehr in vieler Hinsicht wichtig, auch um die Ungleichheit zu reduzieren. Wenn Dörfer besser angebunden sind, reduziert dies das Stadt-Land-Gefälle, es sorgt dafür, dass die Menschen auf dem Land weniger das Gefühl haben, abgehängt zu sein, ermöglicht ihnen größere Mobilität und kann sich sogar positiv auf Gehälter auswirken. Eine funktionierende Infrastruktur stärkt letztlich den Zusammenhalt innerhalb einer Gesellschaft. Wir brauchen endlich eine Politik, die das erkennt!

Ein Thema, auf das ich in meinen Gesprächen immer wieder gestoßen bin, ist Bildung. Auch hier liegt viel zu viel im Argen. Eines ist völlig klar: Deutschland muss in diesen Bereich entschieden mehr Geld investieren. In einer alternden Gesellschaft mit einem Nachwuchsproblem ist es schlicht ein notwendiges und lohnendes Investment in die Gesellschaft und ihre Zukunft, dafür zu sorgen, dass möglichst alle Menschen eine gute Ausbildung bekommen. Dass stattdessen immer mehr Menschen ohne Schulabschluss ins Erwachsenenleben starten, ist ein Skandal und wirklich untragbar.

Was die frühkindliche Bildung betrifft, gilt es, viel stärker dafür zu sorgen, dass die Unterschiede bei Schuleintritt nicht schon so groß sind, dass sie für einige kaum noch aufzuholen sind. Schulen müssten finanziell besser ausgestattet werden, es braucht eine intensivere Förderung für Schüler:innen, deren Eltern nicht in der Lage sind, sie auf ihrem Bildungsweg zu unterstützen. Dafür, aber auch generell müssten die Betreuungsschlüssel angepasst werden. Außerdem müssten Leistungen wie Bafög so weiterentwickelt werden, dass sie wirklich für alle funktionieren und keine neuen Hürden schaffen. Ich bin mir sicher: Jeder Euro, der in Bildung investiert wird, zahlt sich doppelt und dreifach aus. Deshalb finde ich es auch unerträglich, wenn in einem der reichsten Länder der Welt gerade hier gespart wird, nur weil man Milliardär:innen keine fairen Steuern zumuten will.

*

Mit dem Schlagwort »Umverteilung«, um das es hier im Grunde geht, lassen sich keine Wahlen gewinnen. Es klingt zu sehr nach Almosen und einer Gesellschaft, in der die einen schuften und die anderen auf dem Sofa sitzen. Dieses Bild wird leider seit Jahrzehnten von Politiker:innen bemüht, denen es an Herz genauso fehlt wie an Hirn. Wir sind eine reiche Gesellschaft und sollten schlicht sicherstellen, dass niemand in Armut leben muss. Und wir sollten endlich verstehen, dass der Reichtum in diesem Land nicht aus Arbeit und Leistung, sondern in erster Linie aus Erbschaft stammt. Wer eine Leistungsgesellschaft möchte, muss genau daran etwas ändern.

Wir müssen verstehen, dass unser Steuersystem mit das wichtigste Werkzeug ist, das wir haben, um unsere Demokratie zu gestalten. Konservative Politiker:innen haben es geschafft, Steuern generell als schlecht und unsexy zu framen. Wie bei vielen vermeintlichen Volksweisheiten sollten wir genau das Gegenteil davon verinnerlichen: Steuern sind wichtig und sie gehen uns alle an. Nicht nur die Reichsten sollten dem Staat sagen, wie sie das Steuersystem gerne hätten. Vielmehr sollten wir alle dabei mitreden, uns entsprechend schlau machen und darauf dringen, dass die Steuergesetze so geformt und entwickelt werden, dass sie uns allen am meisten nützen.






	TAKE-AWAY




	× Steuern sind ein effektiver und erprobter Weg, um Ungleichheiten zu reduzieren.
× Heute bezahlen vor allem Menschen mit mittleren Einkommen hohe Steuern, was jedoch dem Gedanken der progressiven Besteuerung widerspricht.
× Grunderbe und Grundeinkommen sind sinnvolle Maßnahmen für mehr Gleichheit, genauso wie Investitionen in Bildung. 





 

CHANCENGERECHTIGKEIT

Deutschland beherbergt gerade mal ein Prozent der Weltbevölkerung und ist trotzdem die drittgrößte Volkswirtschaft der Welt, größer sind nur die USA und China. Doch Deutschland ist dabei, diese Position einzubüßen. Die Wirtschaft besteht zu großen Teilen noch immer aus alter Industrie wie dem Autobau oder Maschinenbau, die nicht zukunftsfähig ist. In den letzten Jahrzehnten wurden die meisten Trends verschlafen, große Innovationen finden woanders statt. Deutschland sei ein analoges Land in einer digitalen Zeit, brachte der englische Wirtschaftsjournalist Larry Elliot es im Guardian einmal auf den Punkt. Die deutsche Wirtschaft sei nach dem Zweiten Weltkrieg sehr leistungsfähig gewesen, im Zeitalter der Ingenieur:innen und Fabriken habe sie eine Vorreiterinnenolle eingenommen. Nun aber sei sie ein Auslaufmodell, weil sie in diesem Zeitalter stehen geblieben sei.

Wie kann das sein, wo fast nirgends so viel privates Kapital auf eine in großen Teilen sehr gut ausgebildete Bevölkerung trifft? Selbstbewusste Familienunternehmen verstehen sich als Rückgrat der deutschen Wirtschaft und begründen ihren großen Reichtum mit Unternehmergeist, Innovationsfreudigkeit und Risikobereitschaft. Eigentlich müssten das die besten Voraussetzungen sein für eine Wirtschaft, die sich dynamisch weiterentwickelt, Trends mutig aufgreift und das Morgen gestaltet, statt das Gestern zu verwalten!

Echte Märkte sehen anders aus

Auch wenn die Stiftung Familienunternehmen uns etwas anderes glauben machen möchte: Menschen mit großen Vermögen sind kaum unternehmerisch tätig – viele verwalten und vermehren ihr Geld, indem sie es in sichere Assets wie Immobilien und Rohstoffe investieren. Und indem sie ihr Geld gewinnbringend am Finanzmarkt anlegen. Dadurch entsteht kaum Neues. Im Gegenteil: Alte Geschäftsmodelle w erden zementiert. Denn im Grunde sind diese Anleger:innen nicht bereit, das sonst so viel gepriesene Risiko zu tragen. Sie wollen eine sichere Geldanlage mit hohen Renditen – und die erreicht man am besten durch Ausbeutung von Ressourcen und Menschen, und durch das Festhalten an alten Geschäftsmodellen. Aus Sicht großer Vermögen und großer Konzerne ist es oft sinnvoller, in Lobbyismus zu investieren, um beispielsweise fossile Geschäftsmodelle zu schützen, als in echte Innovationen.

Es gibt keinen fairen Wettbewerb in einer Wirtschaft, in der riesige Vermögen in riesigen Unternehmen stecken. In der der Zugang zu Kapital für die einen so viel leichter ist als für andere. Ein solches System fördert vor allem Monopolbildung, und damit stirbt der Wettbewerb und mit ihm die Innovationskraft. Große Unternehmen kaufen Mitbewerber einfach auf – und unterbinden dadurch nicht nur den Wettbewerb, sondern werden noch größer. So ist es in vielen Branchen: Wir als Konsument:innen denken, es gäbe zig Sorten Bier im Supermarkt oder zig verschiedene Waschmaschinenhersteller. In Wahrheit stehen hinter den vielen Produkten oft sehr wenige Unternehmen. In so einem Markt, wo die Pfründe abgesteckt sind, finden selten echte Innovationen statt. Eher noch werden uns Verschlechterungen durch das Senken von Produktionskosten noch als Weiterentwicklungen verkauft.106

Wer echten und fairen Wettbewerb will, muss dafür auch die Rahmenbedingungen schaffen. Quasimonopole und Oligopole müssen verhindert werden, denn ihre Macht verhindert echten Wettbewerb. Kleine Firmen müssen mit großen konkurrieren können, wenn sie bessere Lösungen haben. Monopole waren immer das Schreckgespenst von Marktverfechter:innen. Heute sind sie zur Regel geworden. Der Staat muss dem entgegenwirken, denn in so einem System sind wir alle Verlierer:innen.

Die alten Firmen mit ihren alten Geschäftsmodellen werden die großen Innovationen, die wir brauchen, um unsere Wirtschaft zukunftsfähig zu machen, nicht stemmen. Wenn niemand ihnen Konkurrenz machen kann, wird Deutschland wirtschaftlich in der Bedeutungslosigkeit verschwinden.

Gründungen scheitern an Bürokratie

Große Teile der Bevölkerung sind so gut ausgebildet, dass sie prinzipiell selbst gründen könnten, wenn man sie nur ließe. Allerdings braucht es zum Gründen zwei Dinge: erstens Know-how – also Wissen, das notwendig ist, um ein Unternehmen zu gründen. Ich bin immer beeindruckt, wie Menschen, deren Erstsprache nicht Deutsch ist, überhaupt in der Lage sind, all die Formulare auszufüllen, die es braucht, um in Deutschland ein Unternehmen zu gründen und zu betreiben. Ich selbst bin daran regelmäßig verzweifelt.

Zweitens braucht man Geld: Man ist angewiesen auf teure Dienstleistungen von Steuerberater:innen, Notar:innen usw. Und die meisten Gründer:innen nehmen nicht vom ersten Tag an genug Geld ein, um gleich davon leben können. Daher brauchen sie Zugang zu Gründungskrediten und anderen Finanzierungsformen. Ein Staat, der Innovationen und Gründergeist fördern möchte, sollte auch beim Startkapital unter die Arme greifen. Vor allem wenn man bedenkt, wie großzügig dieser Staat weiterhin die alten Geschäftsmodelle stützt, beispielsweise durch Subventionen für Industrien mit hohem Energieverbrauch oder durch das Dienstwagenprivileg.107 Gründer:innen, die neue Geschäftsmodelle für klimaverträgliches Wirtschaften finden wollen, werden nicht mal ansatzweise in dieser Größenordnung gefördert.

Als ich mit Ende zwanzig mein erstes Unternehmen gründete, war ich anfangs völlig überfordert. Warum braucht es so viel Bürokratie, und warum gibt es kaum Hilfe, wenn man gründen möchte? Warum braucht man gefühlt ein BWL-Studium und eine Steuerberaterausbildung, um die administrativen Anforderungen an ein Unternehmen erfüllen zu können? Tatsache ist jedenfalls, dass in Deutschland vor allem Menschen gründen, die betriebswirtschaftlich ausgebildet sind. Also gerade nicht die Menschen, die Expert:innen für bestimmte Themen sind. Das sieht man auch an der Start-up-Welt: Technologie-Start-ups werden meist von Betriebswirt:innen gegründet. Dann muss man sich auch nicht wundern, dass die Innovationskraft überschaubar bleibt.

Wenn Deutschland ein Gründungsstandort sein möchte, dann braucht es Angebote, die es Menschen mit Ideen ermöglichen, die ersten Jahre, in denen ohnehin nur selten nennenswerte Umsätze gemacht werden, an diesen Ideen zu arbeiten, ohne die ganze Zeit von Bürokratie und betriebswirtschaftlichen Fragen aufgehalten zu werden.

Zebras brauchen Kapital

Ich bin davon überzeugt, dass Deutschland sehr profitieren würde, gäbe es hier eine bunte Gründungswelt, in der viele Menschen sich ausprobieren können. In den letzten Jahren wird immer mehr das mir sehr sympathische Bild vom »Zebra« bemüht. In der männlich dominierten, toxischen Start-up-Welt wollen alle zu »Einhörnern« werden: Das sind mit extraktivem Kapital vollgepumpte Unternehmen, die schon wenige Jahre nach der Gründung einen Marktwert von über einer Milliarde Euro erreichen. Sie heißen Einhörner, weil sie so selten sind. Dass die meisten Einhörner zu destruktiven Monopolisten werden, wird inzwischen aber immer mehr Menschen bewusst.

Daher der neue Hype um Zebras: Zebra-Unternehmen sind kleiner, diverser, tauchen in Herden auf, arbeiten also mit anderen kleinen Unternehmen zusammen, um große Dinge auf die Beine zu stellen. Einhörner versuchen, ihren Markt durch aggressiven Wettbewerb, den Aufkauf oder die Vernichtung von Wettbewerbern einzuhegen. Zebras setzen auf Kooperation. Sie haben in der Regel keine profitmaximierenden Shareholder im Rücken und können sich darauf fokussieren, einen Wert für die Nutzer:innen und die Gesellschaft zu schaffen. Zum Konzept des Zebras gehört üblicherweise auch, dass es keine toxische, männlich geprägte Führungskultur gibt, sondern stattdessen psychologische Sicherheit, Diversität und Inklusion zählen.

Auch um ein Zebra aufzubauen, braucht es allerdings Kapital. Und da gehen die Probleme los. In Deutschland wird im Vergleich mit anderen Staaten viel Geld in Start-ups investiert: rund 10 Milliarden Euro pro Jahr werden in Form von Venture Capital in junge Firmen gesteckt. Dieses Geld landet jedoch überwiegend bei einer kleinen, homogenen Gruppe. Und der geht es nicht darum, gesellschaftliche Probleme zu lösen, sondern schlicht ums Geldverdienen.

Ich habe mal nachgesehen, in welche Berliner Start-ups das meiste Venture Capital geflossen ist. Es sind vor allem Lieferdienste, Fast-Fashion- und E-Commerce-Unternehmen. Jedes Jahr werden also Milliarden in Gründungen von Firmen gesteckt, die im Grunde niemand braucht. Noch ein Textilgigant, noch eine hirnrissige Idee für mehr Individualverkehr, noch ein Crypto-Broker oder Flashsale-Angebot. Gibt es keine größeren Probleme in der Welt?

Was diesen Unternehmen gemein ist: Sie verschärfen die Ungleichheit. Denn einige Menschen werden mit ihnen noch reicher (Investor:innen, Gründer:innen, Manager:innen). Gleichzeitig basieren ihre Geschäftsmodelle oft auf prekärer Arbeit. Essensausfahrer:innen haben furchtbare Arbeitsbedingungen und werden außerdem schlecht bezahlt, ebenso Lagerarbeiter:innen, ganz zu schweigen von den Näher:innen in den Fabriken in Bangladesch.

In einem Artikel für den Tagesspiegel habe ich einmal die Frage aufgeworfen, ob es nicht besser wäre, wenn die Bewohner:innen von Berlin ein Mitspracherecht hätten, in welche Unternehmen die gut vier Milliarden Venture Capital jährlich investiert werden. Ich finde den Gedanken nicht so abwegig, denn erstens kommt ein Teil des Geldes aus öffentlichen Kassen wie dem Europäischen Investitionsfonds. Und zweitens müssen die Bürger:innen schließlich mit den Konsequenzen der Investmententscheidungen leben.

Wenn Milliarden in Lieferdienste und Micro-Mobility investiert werden, ist die ganze Stadt voll mit Essensausliefer:innen und herumliegenden E-Scootern. Wenn das gleiche Geld in Probleme wie die Wohnraumkrise investiert würde, sähe die Stadt völlig anders aus. Auf meinen Vorschlag hin wurde ich vonseiten der Start-up-Welt als Kommunist beschimpft, ein Investor verglich mich gleich mit Stalin. Dabei geht es mir ja gerade darum, den autoritären Charakter des »Marktes« aufzuweichen. Was das mit Stalinismus zu tun haben soll, weiß ich nicht.

Neue Role Models, neues Bild von Unternehmer:innen

Wir brauchen eine Pluralisierung des Unternehmertums – und eine Pluralisierung der Vermögen. Viele Menschen sollten unternehmerisch wirken und Innovationen hervorbringen können. Wir brauchen eine Vision, in der wir nicht auf die Gunst weniger angewiesen sind, sondern in der ein Großteil der Bevölkerung seine Potenziale nutzt, um aktiv eine Wirtschaft zu gestalten, die gut für alle ist. Natürlich müssen jetzt nicht 45 Millionen Erwerbstätige über Nacht zu Gründer:innen werden. Aber alle, die es wollen und eine gute Idee haben, sollten auch die Bedingungen dafür vorfinden.

Der Staat muss den Rahmen dafür setzen, welche Arten von Gründungen gefördert werden: Wird mehr Diversität gewünscht? Warum dann nicht Gründungsteams mit Zuschüssen fördern, die nicht nur aus Sebastians, Pauls und Maltes bestehen? Soll die deutsche Wirtschaft Vorreiterin in Klimatechnologien sein? Wo bleiben dann die Förderungen, die diese Art von Gründungen begünstigen?

Wenn Leistung und Unternehmer:innentum sich wieder lohnen sollen, dann müssen wir beides auch belohnen und fördern. Und zwar dann, wenn sie einen Mehrwert für unsere Gesellschaft schaffen, und nicht, wenn sie nur zum Ziel haben, auf Teufel komm raus und um jeden Preis reich zu werden. Der Staat muss Gründungszuschüsse als Investition in die Gesellschaft verstehen und aufhören, mit ihnen größenwahnsinnige und skrupellose Finanzjongleur:innen zu päppeln, deren einziges Interesse sich selbst gilt.






	TAKE-AWAY




	× Die deutsche Wirtschaft ist ein Auslaufmodell. Weil überkommene Geschäftsmodelle geschützt werden, mangelt es an Innovationen.
× Wer die deutsche Wirtschaft transformieren möchte, muss Gründungen erleichtern und junge Unternehmen fördern, die zukunftsfähige Geschäftsmodelle haben.





 

NEUE EIGENTUMSFORMEN UND EINE GEMEINWOHLORIENTIERTE MARKTWIRTSCHAFT

In Deutschland wird gerne und mit einem gewissen Stolz über die soziale Marktwirtschaft gesprochen. Klingt erst mal toll: Wachstum und Wohlstand durch den Kapitalismus, eingehegt durch einen starken Sozialstaat, der sicherstellt, dass alle was vom Kuchen abbekommen. Tatsächlich profitieren von unserem Wirtschaftssystem aber vor allem Kapitaleigner:innen und ihre Erb:innen. Wir leben in einer Gesellschaft, in der die Geburt darüber entscheidet, wo jemand ökonomisch steht.

Der Sozialstaat existiert in Deutschland vor allem auf dem Papier. Seit Jahrzehnten beobachten wir, wie er immer weiter zurückgebaut wird. Die Autorin Anita Blasberg hat in ihrem Buch Der Verlust eindrucksvoll beschrieben, was das für viele Menschen in unserem Land bedeutet.108 Anhand der Geschichte ihrer Mutter zeigt sie, wie der Staat schrittweise immer mehr Verantwortung – und Einfluss – privaten Unternehmen überlässt. Was viele heute kaum noch im Gedächtnis haben: In den 1980er-Jahren waren große Teile der deutschen Wirtschaft noch in staatlicher Hand. Die Gesundheits- und die Energieversorgung, ja sogar die Telekommunikation – all das war damals staatlich organisiert. Doch Stück für Stück wurden diese Bereiche privatisiert, verkauft an Unternehmen, die nun nach ihren eigenen Interessen agieren. Jede Privatisierung ist im Grunde eine Enteignung der Allgemeinheit: Was einmal allen gehörte, gehört plötzlich wenigen.

Blasbergs Mutter verliert durch diesen Prozess nicht nur das Vertrauen in den Staat, sondern auch in die Gesellschaft. Aus einer einst politisch engagierten, progressiven jungen Frau wird eine verbitterte Bürgerin, die an nichts und niemanden mehr glaubt. Damit steht sie stellvertretend für so viele Deutsche, die das Gefühl haben, von der Politik vergessen worden zu sein. Wie können wir diese Entwicklung aufhalten? Wie können wir zu einer sozialen Marktwirtschaft finden, die diesen Namen auch verdient?

Vierzig Jahre neoliberale Politik

Die Politik der letzten vierzig Jahre war vom Neoliberalismus geprägt, der mit etwas Verzögerung aus den angelsächsischen Ländern schließlich auch nach Deutschland kam. Die wirtschaftspolitischen Anstrengungen des Staates sollen sich nach dieser Ideologie darauf beschränken, funktionierende Märkte zu gewährleisten und das Privateigentum zu schützen. »Weg von mehr Staat hin zu mehr Markt«, drückte es der damals frisch ins Amt gewählte Bundeskanzler Helmut Kohl 1982 in seiner ersten Regierungserklärung aus.

Der Staat ist kein guter Wirtschaftsakteur, lautet ein Credo des Neoliberalismus. Er sei ineffizient und teuer. Private Akteure hingegen, die sich am Markt gegen Mitbewerber:innen durchsetzen müssten, würden dafür sorgen, dass die Unternehmen besser wirtschaften und die Versorgung mit Gütern effizient und bedarfsgerecht erfolgt. Aber was bedeutet das eigentlich? Effizienz klingt zunächst einmal gut. Schließlich hat sich jede:r Deutsche schon einmal mit einer Behörde rumgeschlagen, deren Mühlen langsam, viel zu langsam mahlen, deren Prozesse intransparent sind und die scheinbar vollkommen aus der Zeit gefallen ist. Ist es da nicht naheliegend, die Organisation von Infrastruktur und Verwaltung privaten Unternehmen zu überlassen?

Hinter privaten Unternehmen stehen schließlich Individuen mit privaten Profitinteressen. Sie sind gezwungen, wirtschaftlich zu agieren – sonst gehen sie pleite. Das droht einem Staat wie Deutschland eher nicht – auch wenn uns konservative Politiker:innen ständig etwas anderes weismachen wollen. Privatwirtschaftliche Unternehmen können sich die Ineffizienz einer Behörde nicht leisten, müssen ihre Ressourcen stets möglichst wirtschaftlich einsetzen, und das kommt am Ende allen zugute. Oder etwa nicht?

Effizienzsteigerung lässt sich natürlich zum Teil durch verbesserte Prozesse erreichen, die Arbeitsschritte überflüssig machen. Ein weiterer Hebel ist die Verbilligung des Produkts – entweder dadurch, dass man bei der Qualität Abstriche macht, oder dadurch, dass man die Lohnkosten senkt. Es ist daher auch kein Zufall, dass die Neoliberalisierung der deutschen Wirtschaftspolitik ihren vorläufigen Höhepunkt in der »Agenda 2010« gefunden hat. Diese Arbeitsmarktreformen, die zwischen 2002 und 2005 unter dem damaligen Bundeskanzler Gerhard Schröder umgesetzt wurden, trafen vor allem die Arbeitnehmer:innen – nicht zuletzt auch die in den inzwischen privatisierten Bereichen. Schröder selbst prahlte später damit, er habe »einen der besten Niedriglohnsektor Europas« geschaffen – eine interessante Auszeichnung für einen Politiker der SPD, die sich einst als Arbeiterpartei gründete. Dieser Niedriglohnsektor ist ein wichtiger Baustein der Ungleichheit, die wir heute sehen: Millionen Menschen erwirtschaften unter prekären Bedingungen die Renditen, über die sich die Kapitaleigentümer:innen freuen.

Ein Ergebnis der Privatisierung von vormals staatlichen Aufgaben ist also: Die Arbeitsbedingungen werden schlechter, das Produkt unter Umständen auch. Wo es sich nicht lohnt, wird das Produkt kurzerhand vom Markt genommen oder gar nicht erst angeboten – und so bleiben ganze Landstriche in Deutschland bis heute ohne stabile Internetverbindung und Mobilfunkabdeckung. Investitionsentscheidungen trifft das Kapital – das sich für das Gemeinwohl nicht interessiert.

Besonders gut lässt sich das an der Teilprivatisierung des Gesundheitswesens beobachten: Der unlängst verstorbene Unternehmer Bernard große Broermann sowie einige andere sind durch die Privatisierung von Kliniken zu Milliardären geworden. Gleichzeitig ist die Gesundheitsversorgung teurer und schlechter geworden. Für die Beschäftigten haben sich auch die Arbeitsbedingungen in den Kliniken verschlechtert. Es mag sein, dass einige Prozesse in Kliniken effizienter geworden sind. Aber Effizienzgewinne werden in der Privatwirtschaft in Form von Renditen abgeschöpft und kommen damit vor allem den Eigentümer:innen zugute. Das Gesundheitssystem ist heute sehr teuer und gleichzeitig sehr ineffizient – obwohl Deutschland die höchsten Pro-Kopf-Gesundheitsausgaben in der EU hat, ist die Lebenserwartung die niedrigste von allen westeuropäischen Ländern. Unterm Strich hat die Privatisierung im Gesundheitswesen wenige Gewinner:innen und sehr viele Verlierer:innen hervorgebracht. Aus Gemeinwohlperspektive ist das eine Katastrophe. Aus Sicht des Finanzkapitals ein voller Erfolg.

Nicht jedes Gut darf zur Ware werden

Ein Markt, der so extreme Ungleichheit produziert und so wenig zum Gemeinwohl beiträgt, weist offenkundig Fehler auf und sollte korrigiert werden. Wir müssen diese Art des Kapitalismus überwinden und brauchen eine neue Version, die gemeinwohlorientiert ist. Wie das gelingen kann, hat beispielsweise Christian Felber mit seinem Konzept der Gemeinwohlökonomie beschrieben. Sie wird von einer wachsenden Zahl an Unternehmen bereits praktiziert. In einer Gemeinwohlökonomie berücksichtigen Unternehmen bei ihrer Bilanzierung neben der bislang üblichen Kapitalseite zahlreiche weitere Kriterien. Im Gespräch mit mir fordert auch Maja Göpel, dass Unternehmen Faktoren wie die Ausbildung neuer Arbeitskräfte oder Klimafreundlichkeit in ihre Bilanz aufnehmen. Die Fokussierung auf finanzielle Aspekte sei zu simpel, sie werde der Komplexität unserer Gesellschaft und unserer Welt nicht gerecht und richte viel Schaden an. Umgekehrt können positive Beiträge kaum finanziell geltend gemacht werden.

Wir müssen uns aber auch fragen, was Märkte überhaupt leisten und ob alle Güter am Markt gehandelt werden sollten. Sollte alles nach den Regeln von Angebot und Nachfrage verteilt werden? Für manche Dinge mögen Märkte eine praktische Angelegenheit sein: Wenn ich genug Geld habe, kann ich in ein Kaufhaus gehen und mich nach Lust und Laune zwischen den Angeboten entscheiden. Und wenn ich mir die Silberohrringe oder die teure Handtasche nicht leisten kann, dann ist das vielleicht kein Weltuntergang. Bei anderen Gütern sieht das ganz anders aus: Wir brauchen ein Dach über dem Kopf und genug zu essen, und auch im Krankenhaus möchten wir nicht, dass unsere Behandlung von unserer finanziellen Situation abhängt. Ist es bei diesen Dingen, ohne die wir kein (würdevolles) Leben führen können, wirklich vertretbar, sie der Verteilung durch den Markt zu überlassen?

Die Überzeugung, dass manche Dinge nicht zur Ware werden dürfen, weil das schlicht unethisch wäre, stellen wir an anderen Stellen auch nicht infrage. Nur die allerwenigsten beispielsweise würden es befürworten, Spenderorgane nach diesem Prinzip an die Meistbietenden zu verkaufen. In Deutschland darf ich auch keine Niere oder Eizelle verkaufen – obwohl ich diese Körperteile nicht dringend brauche, Geld dagegen vielleicht schon. Und sollten Unternehmen versuchen, unsere Atemluft als Produkt zu verkaufen, würden wahrscheinlich viele auf die Barrikaden gehen. Der Vergleich ist nicht so abwegig, wie es zunächst erscheint: Große Konzerne weltweit streben danach, die Rechte am Wasser zu sichern, und die Privatisierung von Rohstoffen wie Erdöl und Gas ist letztlich eine ganz ähnliche Praxis.

An vielen Beispielen sehen wir, wie fatal es ist, wichtige Güter dem Markt zu überlassen. Vielerorts ist es heute unmöglich, bezahlbaren Wohnraum zu finden. Immobilien sind begrenzte Ressourcen. Werden sie Gegenstand von Spekulation, dann macht das einige wenige sehr reich, während der Rest darunter leidet und ärmer wird. In Berlin sind die unbezahlbaren Mieten zum Dauergesprächsthema avanciert. Und wie sich am Volksentscheid »Deutsche Wohnen & Co. enteignen« zeigt, wollen die Menschen in Berlin nicht, dass ihr Wohnraum Spekulationsgut ist: Über 70 Prozent der Wahlberechtigten gaben ihre Stimme ab, und fast 60 Prozent davon votierten für eine Vergesellschaftung von großen Wohnungskonzernen – für eine Deprivatisierung also. Womit wir wieder beim Thema Demokratie wären: Der Berliner Senat weigert sich bis heute, den Volksentscheid umzusetzen. Bei so viel Demokratieverweigerung der selbsternannten demokratischen Parteien wundert einen auch die Politikverdrossenheit der Bürger:innen nicht mehr.

Immobilien einfach dem Markt und renditeorientierten Investor:innen zu überlassen, ist dabei alles andere als alternativlos oder naturgegeben: Es gibt längst andere Eigentumsformen, wie etwa Genossenschaften, die effektive Lösungen für dieses Problem bieten könnten. Auch der Staat mit seinen städtischen Wohnungsbaugesellschaften ist – anders als von Neoliberalen immer wieder behauptet wird – bei den Berliner:innen ein äußerst beliebter Vermieter.

In dieser Hinsicht schaut man aus Berlin inzwischen sehnsuchtsvoll nach Wien. Dort sitzt Europas größter kommunaler Immobilienverwalter, mit über 200.000 Wohnungen. Anders als die berüchtigte »Deutsche Wohnen«, die zum im DAX gelisteten Wohnungsunternehmen Vonovia gehört, gehört die »Wiener Wohnen« allerdings zu 100 Prozent der Stadt.109 Während Berlin seinen Wohnungsbestand zu Schleuderpreisen an private Unternehmen verkaufte, baute die Stadt Wien ihren Wohnungsbesitz weiter aus. Mit dem Ergebnis, dass es dort keine Wohnraumkrise gibt – obwohl die Bevölkerung der Stadt ebenfalls wächst.

Neue und alte Eigentumsformen

Wer Ungleichheit reduzieren will, kommt an der Frage nach alternativen Eigentumsformen nicht vorbei, Eigentumsformen, die nicht dem Profitinteresse einzelner Shareholder unterstehen: Bei Genossenschaften etwa gehört das Unternehmen einer Gemeinschaft, in der – unabhängig von der Größe des Kapitalanteils – jedes Mitglied eine Stimme hat. Bei Wohnungsbaugenossenschaften erwerben die Mieter:innen Genossenschaftsanteile und sind damit Miteigentümer:innen. Wenn sie in einer Wohnung der Genossenschaft wohnen, zahlen sie in der Regel eine relativ geringe Miete – schließlich gibt es im Hintergrund keine Aktionär:innen oder andere Investor:innen, die sich von der Immobilie eine Rendite erhoffen. Obwohl die Genossenschaft ein angestaubtes Image hat, erlebt sie heute ein Revival – nicht nur im Wohnungsbau, sondern auch bei Unternehmen. Mit der Initiative #GenoDigital setzen sich Genossenschaften aller Branchen dafür ein, dass eine Genossenschaft in Zukunft digital gegründet und auch verwaltet werden kann. Vor 100 Jahren gab es in Deutschland über 50.000 Genossenschaften, heute sind es weniger als 8.000.110 Dass heute wieder mehr Unternehmen diese alte Rechtsform wählen, zeigt, dass es vielen Menschen wichtig ist, Teil einer gemeinwohlorientierten Wirtschaft zu sein. Und dass sie verstanden haben, dass dies nur mit anderen Eigentumsformen funktionieren kann.

Eine weitere Eigentumsform, die sich immer größerer Beliebtheit erfreut, ist das Verantwortungseigentum. Nachdem ich bei Blinkist erfahren habe, was es für ein Unternehmen und dessen Mitarbeiter:innen bedeutet, nach den Regeln des Finanzmarktes funktionieren zu müssen, wollte ich meinem nächsten Unternehmen Neue Narrative – einem Medienunternehmen, das unter anderem ein Magazin zur Zukunft der Arbeit herausgibt – eine andere Form geben. Obwohl wir für die Gründung Kapital von Investor:innen benötigten, entschieden wir uns für das Verantwortungseigentum. Das bedeutet, dass diese Investor:innen keine Stimmrechte im Unternehmen haben. Das Unternehmen kann außerdem nie verkauft oder anderweitig zum Spekulationsgut gemacht werden. Alle Gewinne müssen reinvestiert oder gespendet werden. Damit ist das Unternehmen wirklich dem Gemeinwohl verpflichtet. Auch wenn die Suche nach Investor:innen deutlich aufwendiger war, haben wir für Neue Narrative inzwischen eine ganze Reihe von Geldgeber:innen gefunden, die bereit sind, auf eine spekulative Rendite zu verzichten. Aus ihrer Sicht ist es attraktiver, mit ihrem Investment eine gute Sache zu stützen und im Erfolgsfall eine angemessene, aber gedeckelte Rendite auf ihren Einsatz zu erhalten.111

Da Verantwortungseigentum im deutschen Recht – anders als beispielsweise eine GmbH oder eine Aktiengesellschaft – bislang nicht als eigenständige Rechtsform existiert, mussten wir das Ganze bei Neue Narrative durch eine Hilfskonstruktion umsetzen. Das war teuer und hat unseren Anwalt einen Haufen Zeit und Nerven gekostet. So zu gründen, war uns nur möglich, weil wir bereits Gründungserfahrung hatten und auch eigenes Geld einbringen konnten.

Für die Wirtschaft der Zukunft muss der Staat gemeinwohlorientierte und nachhaltige Unternehmensmodelle stärken. Es bedarf daher einer eigenständigen Rechtsform für Verantwortungseigentum, einer »Gesellschaft mit gebundenem Vermögen«.

Genau wie gemeinwohlorientierte Unternehmen sollten auch Wohnungsbaugenossenschaften gefördert werden. Sie könnten bevorzugt und vergünstigt Zugang zu Bauland erhalten, außerdem könnte der Staat unkompliziert zinsfreie Darlehen für den Bau von genossenschaftlichem Wohnraum zur Verfügung stellen. Günstige und einfach geregelte Kredite bei der KfW beispielsweise könnten auch die Gründung von anderen Genossenschaften oder Unternehmen in Verantwortungseigentum erleichtern.

Es gibt natürlich noch weitere Varianten gemeinwohlorientierter Unternehmungen – etwa gemeinnützige GmbHs und Vereine. Und auch eine klassische GmbH oder andere Unternehmensformen können so geführt werden, dass sie dem Gemeinwohl dienen. Mir geht es hier nicht darum, alle, die sich klassisch profitorientiert organisieren, pauschal zu verurteilen. Allerdings ist meine Beobachtung, dass Unternehmen in der Regel ihre anfänglich guten Absichten wieder vergessen, sobald sie sich in die Fänge des Finanzmarkts begeben. Wer profitmaximierenden Investor:innen Mitbestimmung gewährt, unterwirft sich deren Rendite-Imperativ. Dazu kommt: Wo große Summe winken, werden Menschen manchmal gierig und werfen ihre Überzeugungen über Bord. Ich kann das jedenfalls aus meiner eigenen Erfahrung bestätigen. Ich bin heute froh, der eigenen Gier klare Grenzen gesetzt zu haben. Und ich glaube: Wer dauerhaft gemeinwohlorientiert arbeiten will, sollte sich den passenden Rechtsrahmen dafür geben.

Gemeinwohlorientierung macht keine Milliardär:innen

Interessant ist: Alle Arten, ein Unternehmen, eine Ressource oder eine Immobilie gemeinwohlorientiert zu bewirtschaften, haben gemeinsam, dass sie niemanden zur Milliardärin machen – und wahrscheinlich nicht einmal zum Millionär.

Wirklich große Renditen entstehen eigentlich nur durch Spekulation. Die reichsten Männer der Welt, viele von ihnen aus der amerikanischen Start-up-Welt, haben ihre Milliarden nicht durch Umsätze aus Produktverkäufen verdient. Stattdessen haben sie ihre Unternehmen erfolgreich in den Finanzmarkt gebracht. Sie konnten Investor:innen davon überzeugen, dass ihr Unternehmen einmal sehr viel wert sein wird. Durch die Investitionen wurden die Unternehmen so groß, dass sie eine marktbeherrschende Stellung einnahmen. Dieser Prozess bringt viele Schäden mit sich und einer der gravierendsten ist die wachsende Ungleichheit. Eine gemeinwohlorientierte Wirtschaft hingegen würde zwangsläufig weniger Ungleichheit produzieren.

Es ist kaum verwunderlich, dass Ansätze wie das Verantwortungseigentum auf Widerstand aus dieser Gruppe stoßen. Dieser kommt oft von den gleichen Lobbygruppen, die auch eine Reform des Steuersystems ablehnen. Besonders hervorzuheben ist die Stiftung Familienunternehmen aka die Interessenvertretung der deutschen Oligarch:innen. Von ihr wurden zahlreiche Gutachten und Artikel in Auftrag gegeben, die angebliche Schwächen des Verantwortungseigentums aufzeigen sollen.

Vor ein paar Jahren hatte ich dazu eine interessante Diskussion mit einer FDP-Politikerin und Unternehmenserbin. Sie vertrat die Ansicht, dass Modelle wie das Verantwortungseigentum zu einem verantwortungslosen Umgang mit Unternehmen und schlechter Führung führen müssten. Diese Politikerin setzte sich sonst für einen freien Markt und Wettbewerb ein. Wer wie sie an Wettbewerb glaubt, sollte aber Verantwortungseigentum nicht bekämpfen müssen. Sollte sich im Wettbewerb nicht einfach das bessere Modell durchsetzen? Und sollte jemand, der Verantwortungseigentum für eine Verschlechterung hält, nicht gelassen darauf vertrauen, dass das eigene Unternehmen im Wettbewerb bestehen wird? Oft ist das Gerede vom freien Markt und Wettbewerb nur Phrasendrescherei. Meist geht es ganz im Gegenteil eher darum, sich fairen Wettbewerb vom Hals zu halten und die eigenen Pfründe zu schützen.

Geheime Meinungsmacher:innen

Obwohl viele ständig über den Staat schimpfen, macht sich kaum jemand die Mühe, die Gründe für diese Kritik zu hinterfragen. Warum wird so selten über Reformen gesprochen, sondern meist nur der weitere Rückzug des Staates gefordert? Das hat viel mit den neoliberalen Erzählungen zu tun, die seit Jahrzehnten durch von den Reichsten finanzierte Thinktanks in unserer Gesellschaft verbreitet werden.

Die Arbeit dieser Thinktanks oder »Denkfabriken« findet im Verborgenen statt, doch ihr Einfluss ist so toxisch wie groß: Die US-amerikanische Heritage Foundation etwa, die zum Atlas-Netzwerk gehört und sich für Privatisierung, Deregulierung und den Abbau des Sozialstaats einsetzt, nimmt mit einem Budget von rund 100 Millionen US-Dollar enormen Einfluss auf die amerikanische Politik. Das Geld stammt aus konservativen Kreisen, vor allem von Menschen, die mit der fossilen Industrie reich geworden sind.

Der deutsche Ableger des Atlas-Netzwerkes ist Prometheus, gegründet unter anderem von dem FDP-Bundestagsabgeordneten Frank Schäffler.112 Auch Prometheus lobbyiert gegen den Sozialstaat, für Privatisierung und Deregulierung. Beispielsweise fordert die Initiative weniger Einschränkung beim Verkauf und Bewerben von Tabak und Alkohol und hetzt außerdem gegen den öffentlich-rechtlichen Rundfunk.

Die Botschaft: Der deutsche Staat ist gefräßig und teuer und verschlingt immer mehr Geld. Dabei blieben die Ausgaben gemessen am Bruttoinlandsprodukt über die letzten Jahre relativ konstant.113 In ihrem Buch Blackbox Steuerpolitik zeigt Julia Jirmann, wie beispielsweise die Lobbyorganisation Bund der Steuerzahler in ihrem jährlich erscheinenden Schwarzbuch irreführende Informationen verbreitet. Zwar listet der Bund Fälle von Steuerverschwendung auf, die Auswahl ist dabei aber tendenziös und bezieht sich nur auf einen Bruchteil der Ausgaben des Staates. So entsteht der Eindruck, der Staat wäre – anders als Unternehmen – grundsätzlich nicht in der Lage, verantwortungsbewusst mit Geld umzugehen. Dagegen zeigt Jirmann, dass der Staat in Bereichen wie dem Wohnungsbau und der Daseinsvorsorge bessere Leistungen zu günstigeren Preisen anbieten kann als profitorientierte Akteure.

*

»Der Markt wird es regeln« ist eine gefährliche Ideologie. Die Frage ist doch weniger, ob der Markt die Dinge regelt, sondern wie und in wessen Interesse dies geschieht. Der von den selbst ernannten Freiheitskämpfer:innen beschworene Markt mit seinen geheimen Kräften schert sich nicht um das Gemeinwohl, um die Menschen oder den Klimawandel. Wie auch, er ist eine abstrakte Instanz.

Politiker:innen werden von den Bürger:innen gewählt, um die Dinge im Sinne des gemeinschaftlichen Zusammenlebens zu regeln. Wie können sie zu dem Schluss kommen, dass der Markt einen besseren Job machen könnte als sie selbst? Wer so wenig Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten hat und nicht bereit ist, die nötige Arbeit zu leisten, ist für einen Job, der so viel Verantwortung mit sich bringt, schlichtweg eine Fehlbesetzung. Wo ist das neoliberale Arbeitsverständnis von Politiker:innen, wenn es um ihren eigenen Job geht?

Wir müssen den Markt so regeln, dass er gemeinwohlverträglich ist. Und wir müssen einsehen, dass manche Dinge zu existenziell sind, um sie einem Markt zu überlassen.






	TAKE-AWAY




	× Wichtige öffentliche Güter und Aufgaben müssen dem Markt entzogen werden, etwa Immobilien und Gesundheitsversorgung.
× Wer Ungleichheit reduzieren will, muss auch an den Eigentumsformen ansetzen. Genossenschaften und Verantwortungseigentum sind zwei Beispiele für Unternehmensformen der Zukunft.





 

REGENERATIVES KAPITAL

In den Gesprächen, die ich für dieses Buch geführt habe, lautete meine Einstiegsfrage immer: Was würdest du mit einer Milliarde Euro machen? Die meisten meiner Gesprächspartner:innen sagten, sie würden den größten Teil des Geldes spenden, den Rest mit Freund:innen und Familie teilen und nur so viel für sich behalten, dass sie finanziell abgesichert wären und ein sorgenfreies Leben führen könnten. Als ich anfing, Unternehmen zu gründen, ging es mir auch darum, möglichst schnell finanziell unabhängig zu sein. Mit Ende zwanzig nahm ich mir vor, mit Mitte dreißig drei Millionen Euro auf dem Konto zu haben. Das schien mir genug für ein Leben in finanzieller Sicherheit. Natürlich war dieser Gedanke absurd und zeugt von einer gewissen Selbstüberschätzung. Dass aus meiner unternehmerischen Arbeit ein gewisses Vermögen entstanden ist, war letztlich vor allem Glück.

Die meisten Gründer:innen aus meinem Umfeld, die ähnliches Glück hatten, dachten zu Beginn ihrer Karriere wie ich. Warum sollte man mehr als ein paar Millionen Euro besitzen? Wenn dann aber die erste Million auf dem Konto ist und der damit verbundene Kick abzuflauen beginnt, dann wollen die meisten mehr: Warum nicht 10, 50, 100 Millionen Euro besitzen? Warum nicht Milliardär:in werden? Viele geraten in einen Rausch, aus dem sie nicht mehr rauskommen. Ob sie das Geld brauchen oder was ihr Reichtum für den Rest der Welt bedeutet, spielt keine Rolle. Bisweilen wächst sich das zu echtem Größenwahn aus: Adam Newman, der Gründer des Unternehmens WeWork, das zwischenzeitlich von Investor:innen hochgehypt worden war, kündigte auf dem Gipfel seines Erfolges an, er wolle der erste Billionär der Weltgeschichte werden. Aber was kann man von einer Billion Dollar schon kaufen, das man nicht auch von einer Milliarde kaufen könnte? Und was könnte man überhaupt brauchen, das ein Milliardenvermögen erfordert oder gar rechtfertigen würde? Und ist es für eine Gesellschaft nicht schlicht gefährlich, wenn einige wenige Menschen, die gänzlich vom Rest der Welt entkoppelt sind, so viel Geld und damit Macht über uns alle besitzen?

Zugegebenermaßen konnte auch ich selbst diesen Rauscheffekt an mir beobachten: Auf einmal Geld zu haben, gab mir einen Dopamin-Kick, der sich gut anfühlte, aber nicht lange vorhielt. Ich suchte also nach Wegen, mein Vermögen weiter zu vergrößern. Ich legte Tabellen an und schmiedete Anlagepläne. Irgendwann beschäftigte ich mich so viel mit meinem Geld, dass ich anfing, andere Lebensbereiche, die mir eigentlich wichtig waren, zu vernachlässigen: Freund:innen, meine Partnerin, die Familie. Mit Schrecken wurde mir klar: Das ist Suchtverhalten. So wollte ich nicht sein. Als ich dann begann, mich mit dem Thema Ungleichheit zu beschäftigen, musste ich außerdem einsehen: Meinen Reichtum hatte ich letztlich auf dem Rücken anderer erworben. Jede Million, die ich besaß, hätte auch Geld sein können, das etwas Gutes für andere tut.

Wenn ich mit Menschen in meinem Umfeld darüber spreche, gewinne ich den Eindruck: Die meisten finden eine Obergrenze für Vermögen sinnvoll. Auch die niederländische Philosophin und Ökonomin Ingrid Robeyns plädiert dafür, individuellen Reichtum zu begrenzen. Es gebe kein Argument für, aber viele Argumente gegen exzessiven Reichtum, sagt sie. Und schlägt eine politisch festgelegte Obergrenze von 10 Millionen Euro pro Person vor.114 Außerdem müsse sich jede Person fragen, was sie persönlich vertretbar findet. In einer Umfrage nannten die meisten Menschen gut zwei Millionen Euro pro Familie als Richtwert. Mit meinen drei Millionen war ich damals also sogar etwas gieriger als der Schnitt!

Der Rendite-Imperativ: ein Grundübel unserer Zeit

Das Problem an Vermögen über einer bestimmten Obergrenze ist aber nicht nur, dass dieses Geld dann nicht mehr für andere Menschen zur Verfügung steht, sondern auch, dass sehr reiche Menschen durch ihren Reichtum zugleich über politische Macht verfügen. Und sie legen ihr Geld zumeist so an, dass es Schaden verursacht. Es gibt jedoch kein Naturgesetz, wonach reiche Menschen so investieren müssen, dass sie ständig noch reicher werden. Jemand, der schon 50 oder 100 Millionen besitzt, müsste nicht alles dafür tun, um dieses Vermögen immer weiter zu vermehren. Warum wollen und sollen diese Menschen überhaupt noch reicher werden, obwohl sie doch schon alles von ihrem Geld kaufen können, was man sich wünschen kann? Wieso nehmen wir es einfach hin, dass sie dabei Menschen und den Planeten immer weiter ausbeuten?

Ich beschäftige mich jetzt schon eine Weile mit dem Thema und komme immer wieder zu dem Schluss: Wer mit Geld etwas Positives bewirken will, kann nicht gleichzeitig seine finanzielle Rendite maximieren. Investitionen mit positivem Impact, mit einer positiven Wirkung auf die Gesellschaft und die Umwelt, haben in der Regel eine geringe oder sogar eine negative finanzielle Rendite.

Natürlich taucht sofort die Frage auf, aus welchem Grund Menschen dann in diese Anlagen investieren sollten. Ist es nicht verständlich, dass niemand sein Geld da anlegen will, wo es sich nicht vermehrt und vielleicht sogar weniger wird? Wenn wir diesen durch jahrzehntelanges Leben im Kapitalismus verinnerlichten Wachstumswahn aber mal für einen Moment ablegen, muss die Frage doch vielmehr lauten: Wieso wollen diese Menschen das Geld weiter vermehren, anstatt etwas für die Gesellschaft damit zu tun? Sie besitzen doch jetzt schon so viel, dass sie es niemals werden ausgeben können. Ist dieses ständige Streben nach etwas, das überhaupt keinen konkreten Zweck mehr erfüllt, nicht schlicht irrational?

Was an diesem Umstand besonders bemerkenswert ist: Das Profitstreben der Reichsten schadet uns Normalsterblichen. Und trotzdem empfinden wir es als rational und vernünftig, dass sie ihre Rendite auf unser aller Kosten erzielen, indem sie Menschen und Natur ausbeuten. Dass die Näher:innen in den Kleiderfabriken so schlecht bezahlt werden und dass die Chemikalien aus diesen Fabriken ungeklärt in Gewässer geleitet werden, ist schließlich der Grund dafür, dass Klamotten so günstig hergestellt werden können und damit am anderen Ende der gesellschaftlichen Hackordnung jemand ordentlich an der Textilindustrie verdient.

Wenn eine Wirtschaft – wie aktuell die deutsche – kaum oder gar nicht mehr wächst, dann bedeutet das trotzdem weiter zunehmende Wachstum einzelner Vermögen außerdem, dass von unten nach oben umverteilt wird. Irgendwo muss das Geld ja herkommen, das sich da »vermehrt«. Meiner Meinung nach müsste der vermeintliche Rendite-Imperativ deshalb genau andersherum lauten: Reiche Menschen sollten nicht mit dem Ziel der Renditemaximierung investieren, weil sie damit Schaden anrichten und ihrer gesellschaftlichen Verantwortung nicht gerecht werden.

Regeneratives Wirtschaften braucht regeneratives Kapital

Wenn wir unsere Lebensgrundlage erhalten wollen, müssen wir eine Form des Wirtschaftens finden, die nicht mehr destruktiv auf die Systeme wirkt, in die es eingebettet ist, sondern stattdessen zu deren Regeneration beiträgt. Dafür brauchen wir Unternehmer:innen, die den Mut und die Energie haben, unsere Wirtschaft neu zu gestalten. Und Kapitalgeber:innen, die daraus resultierende Gründungen finanzieren.

In den ersten Jahren nach der Gründung ist unklar, ob ein Geschäftsmodell trägt und dauerhaft Bestand hat. Wer nicht selbst vermögend ist, braucht wie bereits gesehen Investor:innen, die das Risiko der Gründung mittragen. Da Banken in der Regel als Kapitalgeber:innen ausfallen, kommen meist Venture-Capital-Geber:innen ins Spiel.

Das Problem: Venture-Capital-Geber:innen wollen eine hohe Rendite sehen – das Unternehmen muss dementsprechend agieren. Venture-Capital-Fonds versprechen ihren Investor:innen Renditen von 15 Prozent und mehr pro Jahr. Die Laufzeit eines Fonds ist üblicherweise zehn Jahre. Bei jährlich 15 Prozent Rendite muss der Fonds das eingesetzte Kapital in dieser Zeit mindestens vervierfachen, ja eigentlich sogar verfünffachen, da er auch eigene Kosten zu decken hat.

Um dieses Ziel zu erreichen, investiert der Fonds in eine größere Zahl an Unternehmen. Jedes einzelne Investment ist riskant, die Wahrscheinlichkeit eines Totalausfalls hoch. Um in Summe auf die angestrebte Rendite zu kommen, müssen einige Investments daher hoch profitabel sein. Angenommen, er investiert in zehn Unternehmen: Falls in den zehn Jahren sechs der Investments ausfallen, weil die Firmen aufgeben, zwei weitere das Geld zwar wieder einspielen, aber ohne Rendite, und eine Firma immerhin das Fünffache des eingesetzten Geldes erwirtschaftet, muss die letzte Firma fast das 50-Fache einspielen, wenn der Fonds seine Zielrendite erreichen will.

Durch den Einstieg von Venture-Capital-Geber:innen ändert sich die komplette DNA des Unternehmens: Sie kaufen in der Regel Anteile am Unternehmen und bekommen damit auch Stimmrechte. Weil die Investor:innen in mehreren Finanzierungsrunden üblicherweise immer mehr Anteile erwerben, schwindet die Kontrolle der Gründer:innen über das eigene Unternehmen kontinuierlich.

Oft wird mit dem Einstieg des ersten Investors vertraglich festgehalten, dass nun gemeinsam das Ziel verfolgt wird, das Unternehmen zu einem möglichst hohen Preis zu verkaufen oder an die Börse zu bringen. Der Verkauf des Unternehmens ist aus Sicht der Venture-Capital-Geber:innen wichtig, weil nur dadurch in kurzer Zeit eine große Rendite möglich ist. Das Unternehmen wird zum Spekulationsobjekt. Wenn es vorher vielleicht noch darum ging, die Welt um ein sinnvolles Angebot zu bereichern oder sogar einen positiven Impact zu haben, hat spätestens jetzt das Rendite-Interesse der Investor:innen absolute Priorität. Aus dem Start-up wird eine Shareholder-Value-Maximierungsmaschine.

Wenn wir wirklich den Wandel hin zu einer regenerativen Wirtschaft wollen, muss Wagniskapital künftig regenerativ statt extraktiv wirken:

× Das Kapital muss geduldig sein. Es darf nicht aus einem Fonds stammen, der innerhalb von wenigen Jahren eine gewisse Rendite erzielen muss.

× Das Kapital sollte keine Kontrolle ausüben. Investor:innen dürfen keine Stimmrechte haben. Stattdessen sollte sichergestellt sein, dass die Kontrolle am Unternehmen bei den Menschen liegt, die darin arbeiten.

× Das Kapital darf nicht nach überdurchschnittlichen Renditen streben, denn hohe Renditen, die aus einem Unternehmen abfließen, stehen immer der Maximierung des positiven Impacts entgegen. Gewinnrechte sollten so begrenzt werden, dass die Entwicklung des Unternehmens und seine positive Wirkung im Vordergrund stehen.

Um all das umzusetzen, brauchen wir ein Unternehmer:innentum, das eine »gesellschaftliche Rendite« erzeugt. Dieser Mehrwert sollte unmittelbar sein, also nicht indirekt über Gewinne, sondern direkt sichtbar in Form einer Verbesserung unserer Lebensumstände, der Regeneration sozialer und ökologischer Systeme. Die Rolle von Kapitalgeber:innen muss darin bestehen, diesen Impact zu finanzieren und erst nachgelagert zu fragen, ob dabei auch eine finanzielle Rendite entstehen kann.

Wir brauchen einen Kapitalmarkt 2.0

Unternehmen, Kapital und Vermögen müssen den Menschen dienen und nicht umgekehrt. Geld darf kein Selbstzweck mehr sein, sondern muss Mittel zum Zweck werden, um eine solide und dauerhafte Finanzierung bereitzustellen, die Mitarbeitenden fair zu bezahlen und die positiven Wirkungen auf die Gesellschaft ausweiten zu können. Es gibt viele Möglichkeiten, das umzusetzen. Investor:innen können sich in Form von nachrangigen Darlehen mit niedrigem Zins und flexibler Laufzeit an Unternehmen beteiligen. Modelle wie das im vorherigen Kapitel vorgestellte Verantwortungseigentum gehen in diese Richtung.

Das alles mag sich wie fundamentale Kapitalismuskritik anhören, doch es geht hier nicht um Enteignung oder die Abschaffung von Privateigentum. Es geht vielmehr darum, die Rolle der Kapitalgeber:innen neu zu denken und ihre gesellschaftliche Verantwortung in den Vordergrund zu stellen. Und falls das nach Fantasiegebilden klingt: Es gibt längst Menschen und Unternehmen, die genau so agieren. Wir brauchen viel mehr davon.






	TAKE-AWAY




	× Wir brauchen eine Obergrenze für Vermögen.
× Wenn wir unsere Wirtschaft transformieren wollen, brauchen wir Kapital, das nicht nach finanzieller, sondern nach gesellschaftlicher Rendite sucht.








EIN OPTIMISTISCHER AUSBLICK

In seinem Buch Das Milliardenspiel beschreibt Gary Stevenson, wie er als junger Mann aus einer armen Familie in der elitären Welt des Tradings gelandet ist.115 Er saß in der City of London, bewegte Milliarden von A nach B und verdiente Millionen daran. Das meiste Geld verdiente er, indem er darauf wettete, dass die Finanzkrise die Ungleichheit vergrößern – arme Menschen also ärmer und reiche Menschen reicher machen werde.116 Mit dieser Wette sollte er recht behalten.

Heute betreibt Stevenson einen Youtube-Kanal, auf dem er darüber aufklärt, was in unserer Wirtschaft schiefläuft. Auch wenn er für meinen Geschmack etwas zu oft betont, was für ein unfassbar guter Trader er gewesen sei, finde ich seine Inhalte beeindruckend und teile viele seiner Botschaften. In einem Video, das How to get rich heißt, sagt er eingangs, es gebe heute nur einen verlässlichen Weg, um reich zu werden: Man brauche einen reichen Vater (eine reiche Mutter geht natürlich auch, aber die Wahrscheinlichkeit ist geringer). Er erklärt dann, wie fatal es ist, dass die meisten Menschen sich einreden lassen, auch sie könnten zu den Gewinner:innen gehören, wenn sie sich nur genug anstrengen. Dabei, so Stevenson, sind die Einzigen, mit denen die meisten Menschen konkurrieren können, andere Menschen mit wenig oder gar keinem Geld. Was den meisten fehle, sei die Einsicht, dass das System als Ganzes kaputt sei und es vor allem Reichen erlaube, auf Kosten des Rests der Gesellschaft immer noch reicher zu werden. Teil dieses kaputten Systems sei es, dass Menschen, die nicht zu den Gewinner:innen zählen, die Schuld immer bei sich selbst suchen oder bei anderen Menschen, die noch weniger haben als sie. Mit Letzterem wird inzwischen übrigens auch in Deutschland immer mehr Politik gemacht: Bürgergeldempfänger:innen und Migrant:innen sollen als Sündenböcke herhalten. Sie seien angeblich schuld daran, dass Menschen mit durchschnittlichen Einkommen Angst vor sozialem Abstieg haben müssen, keine Termine in der Arztpraxis mehr bekommen und sich das Heizen nicht mehr leisten können.

Am Ende des Videos kommt Gary zu dem Schluss, es gebe doch zwei Arten, in dieser Gesellschaft reich zu werden: Man könne reich geboren werden oder sich zusammentun, die Regeln verändern und das System reparieren. Genauso sehe ich es auch. Und die Chancen dafür stehen eigentlich gut: Denn wir sprechen hier über Reformen, die für eine große Mehrheit der Bevölkerung, mindestens 90 Prozent, vielleicht sogar 99 Prozent oder 99,9 Prozent eine Verbesserung darstellen. Denn es geht hier nicht darum, Normalvermögenden oder einfachen Millionär:innen etwas wegzunehmen. Das Problem sind vor allem die extrem großen Vermögen und deren stetiges Wachstum. Weil es hier um Reformen geht, die einem wirklich großen Teil der Bevölkerung, ja eigentlich uns allen zugutekommen, hat die Lobby des großen Geldes nur eine Chance: Sie muss uns spalten, uns für ihre eigenen Interessen einspannen und gegen die falschen aufbringen. Doch wir haben es selbst in der Hand, ob wir uns das gefallen lassen oder endlich etwas ändern.

Was dafür nötig ist, ist ein gemeinsames Verständnis davon, was gerade schiefläuft. Wir müssen begreifen, was es für uns als Gesellschaft bedeutet, wenn Milliardär:innen sich weigern, ihren Beitrag zum Gemeinwesen zu leisten. Wir müssen sehen, dass fundamentale Probleme wie der schleppende Klimaschutz, die marode Infrastruktur oder die schlechte Gesundheitsversorgung damit zu tun haben, dass ein kleiner Teil der Bevölkerung so übermäßig reich ist.

Extremer Reichtum und Demokratie schließen sich gegenseitig aus, daher auch der Titel dieses Buchs. Wenn in einem Dorf mit 1.000 Menschen eine Person ein Fünftel von allem besitzt und bei jeder Entscheidung, die ihr nicht genehm ist, damit droht, ins Ausland abzuwandern oder Arbeitsplätze zu streichen; wenn diese Person so reich ist, dass keine Politiker:in es wagt, sich schlecht mit ihr zu stellen, dann kann eine Demokratie nur auf dem Papier bestehen. Faktisch leben wir dann in einer Oligarchie.

Überreichtum ist toxisch für unsere Gesellschaft und zersetzt sie. Ich möchte das nicht hinnehmen, sondern dazu beitragen, dass wir unsere Demokratie erhalten und zurückerobern. Damit das gelingt, müssen wir uns zusammentun und politische Mehrheiten organisieren. Dabei gibt es zumindest ein paar gute Nachrichten: Wir leben – noch – in einer Demokratie. Auch wenn wir uns manchmal ohnmächtig vorkommen mögen und politische Arbeit zäh sein kann, hält unser politisches System Möglichkeiten bereit, zu partizipieren und Einfluss zu nehmen. Die erscheinen vielleicht oft unzureichend, und es gibt hier sicher Verbesserungsbedarf. Doch wir sollten die vorhandenen Möglichkeiten wie unser Recht auf freie Meinungsäußerung, unser Versammlungsrecht, die Möglichkeit, Volksentscheide zu organisieren und nicht zuletzt auch Verfassungsklagen einzureichen, stärker nutzen, um für eine gerechtere Gesellschaft zu kämpfen.

Viele Menschen tun bereits genau das. Als ich anfing, mich öffentlich zum Thema Ungleichheit zu äußern, traf ich auf immer mehr Menschen, die bereits an Lösungen arbeiteten. Dass es Organisationen wie taxmenow gibt, wo sich Vermögende zusammengeschlossen haben, um für ein faires Steuersystem zu werben, hat mich überrascht und optimistisch gemacht.

Die Geschichte lehrt uns, dass Gesellschaften sich weiterentwickeln können. Unsere Gesellschaft wird in 50 oder 100 Jahren völlig anders aussehen als heute. Vieles von dem, was wir heute selbstverständlich tun, wird den Menschen merkwürdig vorkommen – und manches regelrecht barbarisch und unzivilisiert. Letzteres wird mit Blick auf unseren heutigen Umgang mit Geld und Vermögen der Fall sein. Ich wette, es wird nicht mehr möglich sein, dass Einzelne sich unbegrenzt zu Lasten anderer bereichern. Stattdessen werden alle ein Recht auf Vermögen haben.

Im Rückblick wird die Art und Weise, wie wir heute unsere ganze Gesellschaft danach ausrichten, dass es dem Kapital gut geht, absurd anmuten: Man wird sich über die einseitige Fokussierung auf das Bruttoinlandsprodukt und den Glauben an ewiges Wachstum lustig machen. Der Finanzmarkt-Kapitalismus wird wie eine Verirrung erscheinen, eine gefährliche Ideologie, die unfassbares Leid und Schaden angerichtet hat. Dazu werden die Millionen von Toten und Abermillionen von Geflüchteten zählen, die auf die Klimakrise zurückgehen. Menschen, die heute im Rampenlicht stehen, wie Elon Musk oder Mark Zuckerberg, werden als die Posterboys dieser ideologischen Verirrung in die Geschichte eingehen.

Wenn alles gut geht, wird sich die Menschheit emanzipiert haben und die Wirtschaft zu einem Werkzeug gemacht haben, um Gemeinwohl zu erzeugen. Man wird sich darüber lustig machen, dass es im 21. Jahrhundert genau andersrum war: dass die Menschen zum Werkzeug einer Wirtschaft geworden sind, die sich keinen Deut für das Gemeinwohl interessierte.

Die individuelle Verantwortung, das umzusetzen, hängt von unseren Möglichkeiten ab. Und die sind bei denen besonders zahlreich, die wie ich mit großen Privilegien ausgestattet sind. Bei den Menschen, die Zugang zu Kapital haben, Zugang zu Politiker:innen und Medien. Bei den Menschen, die so viel Geld haben, dass sie frei entscheiden können, worauf sie ihre Zeit und Energie verwenden. Bei den Menschen, die so viel Geld haben, dass sie mit ihren Investments und Spenden Einfluss darauf nehmen können, wie die Welt sich entwickelt. Auch wenn jede:r Einzelne etwas verändern kann, wird es doch stark auf diejenigen ankommen, die heute über viel Geld und Macht verfügen. In unserer hyperindividualisierten Gesellschaft wird gern ausgeblendet, dass Menschen mit viel Geld auch eine besonders hohe Verantwortung für das Wohl der ganzen Gesellschaft tragen. Es ist an der Zeit, von ihnen zu fordern, sich endlich dieser Verantwortung zu stellen. Für mich ist klar: Ich möchte in 50 Jahren sagen können, dass ich mein Bestes gegeben habe. Denn nicht mehr – aber auch nicht weniger – kann jede:r von uns tun.
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1. GNU GENERAL PUBLIC LICENSE
=============================

                    GNU GENERAL PUBLIC LICENSE
                       Version 3, 29 June 2007

 Copyright (C) 2007 Free Software Foundation, Inc. <http://fsf.org/>
 Everyone is permitted to copy and distribute verbatim copies
 of this license document, but changing it is not allowed.

                            Preamble

  The GNU General Public License is a free, copyleft license for
software and other kinds of works.

  The licenses for most software and other practical works are designed
to take away your freedom to share and change the works.  By contrast,
the GNU General Public License is intended to guarantee your freedom to
share and change all versions of a program--to make sure it remains free
software for all its users.  We, the Free Software Foundation, use the
GNU General Public License for most of our software; it applies also to
any other work released this way by its authors.  You can apply it to
your programs, too.

  When we speak of free software, we are referring to freedom, not
price.  Our General Public Licenses are designed to make sure that you
have the freedom to distribute copies of free software (and charge for
them if you wish), that you receive source code or can get it if you
want it, that you can change the software or use pieces of it in new
free programs, and that you know you can do these things.

  To protect your rights, we need to prevent others from denying you
these rights or asking you to surrender the rights.  Therefore, you have
certain responsibilities if you distribute copies of the software, or if
you modify it: responsibilities to respect the freedom of others.

  For example, if you distribute copies of such a program, whether
gratis or for a fee, you must pass on to the recipients the same
freedoms that you received.  You must make sure that they, too, receive
or can get the source code.  And you must show them these terms so they
know their rights.

  Developers that use the GNU GPL protect your rights with two steps:
(1) assert copyright on the software, and (2) offer you this License
giving you legal permission to copy, distribute and/or modify it.

  For the developers' and authors' protection, the GPL clearly explains
that there is no warranty for this free software.  For both users' and
authors' sake, the GPL requires that modified versions be marked as
changed, so that their problems will not be attributed erroneously to
authors of previous versions.

  Some devices are designed to deny users access to install or run
modified versions of the software inside them, although the manufacturer
can do so.  This is fundamentally incompatible with the aim of
protecting users' freedom to change the software.  The systematic
pattern of such abuse occurs in the area of products for individuals to
use, which is precisely where it is most unacceptable.  Therefore, we
have designed this version of the GPL to prohibit the practice for those
products.  If such problems arise substantially in other domains, we
stand ready to extend this provision to those domains in future versions
of the GPL, as needed to protect the freedom of users.

  Finally, every program is threatened constantly by software patents.
States should not allow patents to restrict development and use of
software on general-purpose computers, but in those that do, we wish to
avoid the special danger that patents applied to a free program could
make it effectively proprietary.  To prevent this, the GPL assures that
patents cannot be used to render the program non-free.

  The precise terms and conditions for copying, distribution and
modification follow.

                       TERMS AND CONDITIONS

  0. Definitions.

  "This License" refers to version 3 of the GNU General Public License.

  "Copyright" also means copyright-like laws that apply to other kinds of
works, such as semiconductor masks.

  "The Program" refers to any copyrightable work licensed under this
License.  Each licensee is addressed as "you".  "Licensees" and
"recipients" may be individuals or organizations.

  To "modify" a work means to copy from or adapt all or part of the work
in a fashion requiring copyright permission, other than the making of an
exact copy.  The resulting work is called a "modified version" of the
earlier work or a work "based on" the earlier work.

  A "covered work" means either the unmodified Program or a work based
on the Program.

  To "propagate" a work means to do anything with it that, without
permission, would make you directly or secondarily liable for
infringement under applicable copyright law, except executing it on a
computer or modifying a private copy.  Propagation includes copying,
distribution (with or without modification), making available to the
public, and in some countries other activities as well.

  To "convey" a work means any kind of propagation that enables other
parties to make or receive copies.  Mere interaction with a user through
a computer network, with no transfer of a copy, is not conveying.

  An interactive user interface displays "Appropriate Legal Notices"
to the extent that it includes a convenient and prominently visible
feature that (1) displays an appropriate copyright notice, and (2)
tells the user that there is no warranty for the work (except to the
extent that warranties are provided), that licensees may convey the
work under this License, and how to view a copy of this License.  If
the interface presents a list of user commands or options, such as a
menu, a prominent item in the list meets this criterion.

  1. Source Code.

  The "source code" for a work means the preferred form of the work
for making modifications to it.  "Object code" means any non-source
form of a work.

  A "Standard Interface" means an interface that either is an official
standard defined by a recognized standards body, or, in the case of
interfaces specified for a particular programming language, one that
is widely used among developers working in that language.

  The "System Libraries" of an executable work include anything, other
than the work as a whole, that (a) is included in the normal form of
packaging a Major Component, but which is not part of that Major
Component, and (b) serves only to enable use of the work with that
Major Component, or to implement a Standard Interface for which an
implementation is available to the public in source code form.  A
"Major Component", in this context, means a major essential component
(kernel, window system, and so on) of the specific operating system
(if any) on which the executable work runs, or a compiler used to
produce the work, or an object code interpreter used to run it.

  The "Corresponding Source" for a work in object code form means all
the source code needed to generate, install, and (for an executable
work) run the object code and to modify the work, including scripts to
control those activities.  However, it does not include the work's
System Libraries, or general-purpose tools or generally available free
programs which are used unmodified in performing those activities but
which are not part of the work.  For example, Corresponding Source
includes interface definition files associated with source files for
the work, and the source code for shared libraries and dynamically
linked subprograms that the work is specifically designed to require,
such as by intimate data communication or control flow between those
subprograms and other parts of the work.

  The Corresponding Source need not include anything that users
can regenerate automatically from other parts of the Corresponding
Source.

  The Corresponding Source for a work in source code form is that
same work.

  2. Basic Permissions.

  All rights granted under this License are granted for the term of
copyright on the Program, and are irrevocable provided the stated
conditions are met.  This License explicitly affirms your unlimited
permission to run the unmodified Program.  The output from running a
covered work is covered by this License only if the output, given its
content, constitutes a covered work.  This License acknowledges your
rights of fair use or other equivalent, as provided by copyright law.

  You may make, run and propagate covered works that you do not
convey, without conditions so long as your license otherwise remains
in force.  You may convey covered works to others for the sole purpose
of having them make modifications exclusively for you, or provide you
with facilities for running those works, provided that you comply with
the terms of this License in conveying all material for which you do
not control copyright.  Those thus making or running the covered works
for you must do so exclusively on your behalf, under your direction
and control, on terms that prohibit them from making any copies of
your copyrighted material outside their relationship with you.

  Conveying under any other circumstances is permitted solely under
the conditions stated below.  Sublicensing is not allowed; section 10
makes it unnecessary.

  3. Protecting Users' Legal Rights From Anti-Circumvention Law.

  No covered work shall be deemed part of an effective technological
measure under any applicable law fulfilling obligations under article
11 of the WIPO copyright treaty adopted on 20 December 1996, or
similar laws prohibiting or restricting circumvention of such
measures.

  When you convey a covered work, you waive any legal power to forbid
circumvention of technological measures to the extent such circumvention
is effected by exercising rights under this License with respect to
the covered work, and you disclaim any intention to limit operation or
modification of the work as a means of enforcing, against the work's
users, your or third parties' legal rights to forbid circumvention of
technological measures.

  4. Conveying Verbatim Copies.

  You may convey verbatim copies of the Program's source code as you
receive it, in any medium, provided that you conspicuously and
appropriately publish on each copy an appropriate copyright notice;
keep intact all notices stating that this License and any
non-permissive terms added in accord with section 7 apply to the code;
keep intact all notices of the absence of any warranty; and give all
recipients a copy of this License along with the Program.

  You may charge any price or no price for each copy that you convey,
and you may offer support or warranty protection for a fee.

  5. Conveying Modified Source Versions.

  You may convey a work based on the Program, or the modifications to
produce it from the Program, in the form of source code under the
terms of section 4, provided that you also meet all of these conditions:

    a) The work must carry prominent notices stating that you modified
    it, and giving a relevant date.

    b) The work must carry prominent notices stating that it is
    released under this License and any conditions added under section
    7.  This requirement modifies the requirement in section 4 to
    "keep intact all notices".

    c) You must license the entire work, as a whole, under this
    License to anyone who comes into possession of a copy.  This
    License will therefore apply, along with any applicable section 7
    additional terms, to the whole of the work, and all its parts,
    regardless of how they are packaged.  This License gives no
    permission to license the work in any other way, but it does not
    invalidate such permission if you have separately received it.

    d) If the work has interactive user interfaces, each must display
    Appropriate Legal Notices; however, if the Program has interactive
    interfaces that do not display Appropriate Legal Notices, your
    work need not make them do so.

  A compilation of a covered work with other separate and independent
works, which are not by their nature extensions of the covered work,
and which are not combined with it such as to form a larger program,
in or on a volume of a storage or distribution medium, is called an
"aggregate" if the compilation and its resulting copyright are not
used to limit the access or legal rights of the compilation's users
beyond what the individual works permit.  Inclusion of a covered work
in an aggregate does not cause this License to apply to the other
parts of the aggregate.

  6. Conveying Non-Source Forms.

  You may convey a covered work in object code form under the terms
of sections 4 and 5, provided that you also convey the
machine-readable Corresponding Source under the terms of this License,
in one of these ways:

    a) Convey the object code in, or embodied in, a physical product
    (including a physical distribution medium), accompanied by the
    Corresponding Source fixed on a durable physical medium
    customarily used for software interchange.

    b) Convey the object code in, or embodied in, a physical product
    (including a physical distribution medium), accompanied by a
    written offer, valid for at least three years and valid for as
    long as you offer spare parts or customer support for that product
    model, to give anyone who possesses the object code either (1) a
    copy of the Corresponding Source for all the software in the
    product that is covered by this License, on a durable physical
    medium customarily used for software interchange, for a price no
    more than your reasonable cost of physically performing this
    conveying of source, or (2) access to copy the
    Corresponding Source from a network server at no charge.

    c) Convey individual copies of the object code with a copy of the
    written offer to provide the Corresponding Source.  This
    alternative is allowed only occasionally and noncommercially, and
    only if you received the object code with such an offer, in accord
    with subsection 6b.

    d) Convey the object code by offering access from a designated
    place (gratis or for a charge), and offer equivalent access to the
    Corresponding Source in the same way through the same place at no
    further charge.  You need not require recipients to copy the
    Corresponding Source along with the object code.  If the place to
    copy the object code is a network server, the Corresponding Source
    may be on a different server (operated by you or a third party)
    that supports equivalent copying facilities, provided you maintain
    clear directions next to the object code saying where to find the
    Corresponding Source.  Regardless of what server hosts the
    Corresponding Source, you remain obligated to ensure that it is
    available for as long as needed to satisfy these requirements.

    e) Convey the object code using peer-to-peer transmission, provided
    you inform other peers where the object code and Corresponding
    Source of the work are being offered to the general public at no
    charge under subsection 6d.

  A separable portion of the object code, whose source code is excluded
from the Corresponding Source as a System Library, need not be
included in conveying the object code work.

  A "User Product" is either (1) a "consumer product", which means any
tangible personal property which is normally used for personal, family,
or household purposes, or (2) anything designed or sold for incorporation
into a dwelling.  In determining whether a product is a consumer product,
doubtful cases shall be resolved in favor of coverage.  For a particular
product received by a particular user, "normally used" refers to a
typical or common use of that class of product, regardless of the status
of the particular user or of the way in which the particular user
actually uses, or expects or is expected to use, the product.  A product
is a consumer product regardless of whether the product has substantial
commercial, industrial or non-consumer uses, unless such uses represent
the only significant mode of use of the product.

  "Installation Information" for a User Product means any methods,
procedures, authorization keys, or other information required to install
and execute modified versions of a covered work in that User Product from
a modified version of its Corresponding Source.  The information must
suffice to ensure that the continued functioning of the modified object
code is in no case prevented or interfered with solely because
modification has been made.

  If you convey an object code work under this section in, or with, or
specifically for use in, a User Product, and the conveying occurs as
part of a transaction in which the right of possession and use of the
User Product is transferred to the recipient in perpetuity or for a
fixed term (regardless of how the transaction is characterized), the
Corresponding Source conveyed under this section must be accompanied
by the Installation Information.  But this requirement does not apply
if neither you nor any third party retains the ability to install
modified object code on the User Product (for example, the work has
been installed in ROM).

  The requirement to provide Installation Information does not include a
requirement to continue to provide support service, warranty, or updates
for a work that has been modified or installed by the recipient, or for
the User Product in which it has been modified or installed.  Access to a
network may be denied when the modification itself materially and
adversely affects the operation of the network or violates the rules and
protocols for communication across the network.

  Corresponding Source conveyed, and Installation Information provided,
in accord with this section must be in a format that is publicly
documented (and with an implementation available to the public in
source code form), and must require no special password or key for
unpacking, reading or copying.

  7. Additional Terms.

  "Additional permissions" are terms that supplement the terms of this
License by making exceptions from one or more of its conditions.
Additional permissions that are applicable to the entire Program shall
be treated as though they were included in this License, to the extent
that they are valid under applicable law.  If additional permissions
apply only to part of the Program, that part may be used separately
under those permissions, but the entire Program remains governed by
this License without regard to the additional permissions.

  When you convey a copy of a covered work, you may at your option
remove any additional permissions from that copy, or from any part of
it.  (Additional permissions may be written to require their own
removal in certain cases when you modify the work.)  You may place
additional permissions on material, added by you to a covered work,
for which you have or can give appropriate copyright permission.

  Notwithstanding any other provision of this License, for material you
add to a covered work, you may (if authorized by the copyright holders of
that material) supplement the terms of this License with terms:

    a) Disclaiming warranty or limiting liability differently from the
    terms of sections 15 and 16 of this License; or

    b) Requiring preservation of specified reasonable legal notices or
    author attributions in that material or in the Appropriate Legal
    Notices displayed by works containing it; or

    c) Prohibiting misrepresentation of the origin of that material, or
    requiring that modified versions of such material be marked in
    reasonable ways as different from the original version; or

    d) Limiting the use for publicity purposes of names of licensors or
    authors of the material; or

    e) Declining to grant rights under trademark law for use of some
    trade names, trademarks, or service marks; or

    f) Requiring indemnification of licensors and authors of that
    material by anyone who conveys the material (or modified versions of
    it) with contractual assumptions of liability to the recipient, for
    any liability that these contractual assumptions directly impose on
    those licensors and authors.

  All other non-permissive additional terms are considered "further
restrictions" within the meaning of section 10.  If the Program as you
received it, or any part of it, contains a notice stating that it is
governed by this License along with a term that is a further
restriction, you may remove that term.  If a license document contains
a further restriction but permits relicensing or conveying under this
License, you may add to a covered work material governed by the terms
of that license document, provided that the further restriction does
not survive such relicensing or conveying.

  If you add terms to a covered work in accord with this section, you
must place, in the relevant source files, a statement of the
additional terms that apply to those files, or a notice indicating
where to find the applicable terms.

  Additional terms, permissive or non-permissive, may be stated in the
form of a separately written license, or stated as exceptions;
the above requirements apply either way.

  8. Termination.

  You may not propagate or modify a covered work except as expressly
provided under this License.  Any attempt otherwise to propagate or
modify it is void, and will automatically terminate your rights under
this License (including any patent licenses granted under the third
paragraph of section 11).

  However, if you cease all violation of this License, then your
license from a particular copyright holder is reinstated (a)
provisionally, unless and until the copyright holder explicitly and
finally terminates your license, and (b) permanently, if the copyright
holder fails to notify you of the violation by some reasonable means
prior to 60 days after the cessation.

  Moreover, your license from a particular copyright holder is
reinstated permanently if the copyright holder notifies you of the
violation by some reasonable means, this is the first time you have
received notice of violation of this License (for any work) from that
copyright holder, and you cure the violation prior to 30 days after
your receipt of the notice.

  Termination of your rights under this section does not terminate the
licenses of parties who have received copies or rights from you under
this License.  If your rights have been terminated and not permanently
reinstated, you do not qualify to receive new licenses for the same
material under section 10.

  9. Acceptance Not Required for Having Copies.

  You are not required to accept this License in order to receive or
run a copy of the Program.  Ancillary propagation of a covered work
occurring solely as a consequence of using peer-to-peer transmission
to receive a copy likewise does not require acceptance.  However,
nothing other than this License grants you permission to propagate or
modify any covered work.  These actions infringe copyright if you do
not accept this License.  Therefore, by modifying or propagating a
covered work, you indicate your acceptance of this License to do so.

  10. Automatic Licensing of Downstream Recipients.

  Each time you convey a covered work, the recipient automatically
receives a license from the original licensors, to run, modify and
propagate that work, subject to this License.  You are not responsible
for enforcing compliance by third parties with this License.

  An "entity transaction" is a transaction transferring control of an
organization, or substantially all assets of one, or subdividing an
organization, or merging organizations.  If propagation of a covered
work results from an entity transaction, each party to that
transaction who receives a copy of the work also receives whatever
licenses to the work the party's predecessor in interest had or could
give under the previous paragraph, plus a right to possession of the
Corresponding Source of the work from the predecessor in interest, if
the predecessor has it or can get it with reasonable efforts.

  You may not impose any further restrictions on the exercise of the
rights granted or affirmed under this License.  For example, you may
not impose a license fee, royalty, or other charge for exercise of
rights granted under this License, and you may not initiate litigation
(including a cross-claim or counterclaim in a lawsuit) alleging that
any patent claim is infringed by making, using, selling, offering for
sale, or importing the Program or any portion of it.

  11. Patents.

  A "contributor" is a copyright holder who authorizes use under this
License of the Program or a work on which the Program is based.  The
work thus licensed is called the contributor's "contributor version".

  A contributor's "essential patent claims" are all patent claims
owned or controlled by the contributor, whether already acquired or
hereafter acquired, that would be infringed by some manner, permitted
by this License, of making, using, or selling its contributor version,
but do not include claims that would be infringed only as a
consequence of further modification of the contributor version.  For
purposes of this definition, "control" includes the right to grant
patent sublicenses in a manner consistent with the requirements of
this License.

  Each contributor grants you a non-exclusive, worldwide, royalty-free
patent license under the contributor's essential patent claims, to
make, use, sell, offer for sale, import and otherwise run, modify and
propagate the contents of its contributor version.

  In the following three paragraphs, a "patent license" is any express
agreement or commitment, however denominated, not to enforce a patent
(such as an express permission to practice a patent or covenant not to
sue for patent infringement).  To "grant" such a patent license to a
party means to make such an agreement or commitment not to enforce a
patent against the party.

  If you convey a covered work, knowingly relying on a patent license,
and the Corresponding Source of the work is not available for anyone
to copy, free of charge and under the terms of this License, through a
publicly available network server or other readily accessible means,
then you must either (1) cause the Corresponding Source to be so
available, or (2) arrange to deprive yourself of the benefit of the
patent license for this particular work, or (3) arrange, in a manner
consistent with the requirements of this License, to extend the patent
license to downstream recipients.  "Knowingly relying" means you have
actual knowledge that, but for the patent license, your conveying the
covered work in a country, or your recipient's use of the covered work
in a country, would infringe one or more identifiable patents in that
country that you have reason to believe are valid.

  If, pursuant to or in connection with a single transaction or
arrangement, you convey, or propagate by procuring conveyance of, a
covered work, and grant a patent license to some of the parties
receiving the covered work authorizing them to use, propagate, modify
or convey a specific copy of the covered work, then the patent license
you grant is automatically extended to all recipients of the covered
work and works based on it.

  A patent license is "discriminatory" if it does not include within
the scope of its coverage, prohibits the exercise of, or is
conditioned on the non-exercise of one or more of the rights that are
specifically granted under this License.  You may not convey a covered
work if you are a party to an arrangement with a third party that is
in the business of distributing software, under which you make payment
to the third party based on the extent of your activity of conveying
the work, and under which the third party grants, to any of the
parties who would receive the covered work from you, a discriminatory
patent license (a) in connection with copies of the covered work
conveyed by you (or copies made from those copies), or (b) primarily
for and in connection with specific products or compilations that
contain the covered work, unless you entered into that arrangement,
or that patent license was granted, prior to 28 March 2007.

  Nothing in this License shall be construed as excluding or limiting
any implied license or other defenses to infringement that may
otherwise be available to you under applicable patent law.

  12. No Surrender of Others' Freedom.

  If conditions are imposed on you (whether by court order, agreement or
otherwise) that contradict the conditions of this License, they do not
excuse you from the conditions of this License.  If you cannot convey a
covered work so as to satisfy simultaneously your obligations under this
License and any other pertinent obligations, then as a consequence you may
not convey it at all.  For example, if you agree to terms that obligate you
to collect a royalty for further conveying from those to whom you convey
the Program, the only way you could satisfy both those terms and this
License would be to refrain entirely from conveying the Program.

  13. Use with the GNU Affero General Public License.

  Notwithstanding any other provision of this License, you have
permission to link or combine any covered work with a work licensed
under version 3 of the GNU Affero General Public License into a single
combined work, and to convey the resulting work.  The terms of this
License will continue to apply to the part which is the covered work,
but the special requirements of the GNU Affero General Public License,
section 13, concerning interaction through a network will apply to the
combination as such.

  14. Revised Versions of this License.

  The Free Software Foundation may publish revised and/or new versions of
the GNU General Public License from time to time.  Such new versions will
be similar in spirit to the present version, but may differ in detail to
address new problems or concerns.

  Each version is given a distinguishing version number.  If the
Program specifies that a certain numbered version of the GNU General
Public License "or any later version" applies to it, you have the
option of following the terms and conditions either of that numbered
version or of any later version published by the Free Software
Foundation.  If the Program does not specify a version number of the
GNU General Public License, you may choose any version ever published
by the Free Software Foundation.

  If the Program specifies that a proxy can decide which future
versions of the GNU General Public License can be used, that proxy's
public statement of acceptance of a version permanently authorizes you
to choose that version for the Program.

  Later license versions may give you additional or different
permissions.  However, no additional obligations are imposed on any
author or copyright holder as a result of your choosing to follow a
later version.

  15. Disclaimer of Warranty.

  THERE IS NO WARRANTY FOR THE PROGRAM, TO THE EXTENT PERMITTED BY
APPLICABLE LAW.  EXCEPT WHEN OTHERWISE STATED IN WRITING THE COPYRIGHT
HOLDERS AND/OR OTHER PARTIES PROVIDE THE PROGRAM "AS IS" WITHOUT WARRANTY
OF ANY KIND, EITHER EXPRESSED OR IMPLIED, INCLUDING, BUT NOT LIMITED TO,
THE IMPLIED WARRANTIES OF MERCHANTABILITY AND FITNESS FOR A PARTICULAR
PURPOSE.  THE ENTIRE RISK AS TO THE QUALITY AND PERFORMANCE OF THE PROGRAM
IS WITH YOU.  SHOULD THE PROGRAM PROVE DEFECTIVE, YOU ASSUME THE COST OF
ALL NECESSARY SERVICING, REPAIR OR CORRECTION.

  16. Limitation of Liability.

  IN NO EVENT UNLESS REQUIRED BY APPLICABLE LAW OR AGREED TO IN WRITING
WILL ANY COPYRIGHT HOLDER, OR ANY OTHER PARTY WHO MODIFIES AND/OR CONVEYS
THE PROGRAM AS PERMITTED ABOVE, BE LIABLE TO YOU FOR DAMAGES, INCLUDING ANY
GENERAL, SPECIAL, INCIDENTAL OR CONSEQUENTIAL DAMAGES ARISING OUT OF THE
USE OR INABILITY TO USE THE PROGRAM (INCLUDING BUT NOT LIMITED TO LOSS OF
DATA OR DATA BEING RENDERED INACCURATE OR LOSSES SUSTAINED BY YOU OR THIRD
PARTIES OR A FAILURE OF THE PROGRAM TO OPERATE WITH ANY OTHER PROGRAMS),
EVEN IF SUCH HOLDER OR OTHER PARTY HAS BEEN ADVISED OF THE POSSIBILITY OF
SUCH DAMAGES.

  17. Interpretation of Sections 15 and 16.

  If the disclaimer of warranty and limitation of liability provided
above cannot be given local legal effect according to their terms,
reviewing courts shall apply local law that most closely approximates
an absolute waiver of all civil liability in connection with the
Program, unless a warranty or assumption of liability accompanies a
copy of the Program in return for a fee.

                     END OF TERMS AND CONDITIONS

            How to Apply These Terms to Your New Programs

  If you develop a new program, and you want it to be of the greatest
possible use to the public, the best way to achieve this is to make it
free software which everyone can redistribute and change under these terms.

  To do so, attach the following notices to the program.  It is safest
to attach them to the start of each source file to most effectively
state the exclusion of warranty; and each file should have at least
the "copyright" line and a pointer to where the full notice is found.

    <one line to give the program's name and a brief idea of what it does.>
    Copyright (C) <year>  <name of author>

    This program is free software: you can redistribute it and/or modify
    it under the terms of the GNU General Public License as published by
    the Free Software Foundation, either version 3 of the License, or
    (at your option) any later version.

    This program is distributed in the hope that it will be useful,
    but WITHOUT ANY WARRANTY; without even the implied warranty of
    MERCHANTABILITY or FITNESS FOR A PARTICULAR PURPOSE.  See the
    GNU General Public License for more details.

    You should have received a copy of the GNU General Public License
    along with this program.  If not, see <http://www.gnu.org/licenses/>.

Also add information on how to contact you by electronic and paper mail.

  If the program does terminal interaction, make it output a short
notice like this when it starts in an interactive mode:

    <program>  Copyright (C) <year>  <name of author>
    This program comes with ABSOLUTELY NO WARRANTY; for details type `show w'.
    This is free software, and you are welcome to redistribute it
    under certain conditions; type `show c' for details.

The hypothetical commands `show w' and `show c' should show the appropriate
parts of the General Public License.  Of course, your program's commands
might be different; for a GUI interface, you would use an "about box".

  You should also get your employer (if you work as a programmer) or school,
if any, to sign a "copyright disclaimer" for the program, if necessary.
For more information on this, and how to apply and follow the GNU GPL, see
<http://www.gnu.org/licenses/>.

  The GNU General Public License does not permit incorporating your program
into proprietary programs.  If your program is a subroutine library, you
may consider it more useful to permit linking proprietary applications with
the library.  If this is what you want to do, use the GNU Lesser General
Public License instead of this License.  But first, please read
<http://www.gnu.org/philosophy/why-not-lgpl.html>.
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	Mathematical Operators			(U+2200-U+22FF)
	Block Elements				(U+2580-U+259F)
	Dingbats				(U+2700-U+27BF)


* Yannis Haralambous <yannis.haralambous AT enst-bretagne.fr> and John
  Plaice <plaice AT omega.cse.unsw.edu.au>

Yannis Haralambous and John Plaice are the authors of Omega typesetting
system, <http://omega.enstb.org/>. Omega is an extension of TeX.
Its first release, aims primarily at improving TeX's multilingual abilities.
In Omega all characters and pointers into data-structures are 16-bit wide,
instead of 8-bit, thereby eliminating many of the trivial limitations of TeX.
Omega also allows multiple input and output character sets, and uses
programmable filters to translate from one encoding to another, to perform
contextual analysis, etc. Internally, Omega uses the universal 16-bit Unicode
standard character set, based on ISO-10646. These improvements not only make
it a lot easier for TeX users to cope with multiple or complex languages,
like Arabic, Indic, Khmer, Chinese, Japanese or Korean, in one document, but
will also form the basis for future developments in other areas, such as
native color support and hypertext features. ... Fonts for UT1 (omlgc family)
and UT2 (omah family) are under development: these fonts are in PostScript
format and visually close to Times and Helvetica font families. 
Omega fonts are available subject to GPL

	Latin Extended-B                        (U+0180-U+024F)
	IPA Extensions				(U+0250-U+02AF)
	Greek					(U+0370-U+03FF)
	Armenian				(U+0530-U+058F)
	Hebrew					(U+0590-U+05FF)
	Arabic					(U+0600-U+06FF)
	Currency Symbols			(U+20A0-U+20CF)
	Arabic Presentation Forms-A		(U+FB50-U+FDFF)
	Arabic Presentation Forms-B		(U+FE70-U+FEFF)

Current info: <http://tug.ctan.org/cgi-bin/ctanPackageInformation.py?id=omega>

* Valek Filippov <frob AT df.ru>

Valek Filippov added Cyrillic glyphs and composite Latin Extended A to
the whole set of the abovementioned URW set of 35 PostScript core fonts,
<ftp://ftp.gnome.ru/fonts/>.  The fonts are available under GPL.
(The Cyrillic range was since replaced by another font.)

	Latin Extended-A                        (U+0100-U+017F)


* Wadalab Kanji Comittee

Between April 1990 and March 1992, Wadalab Kanji Comittee put together a
series of scalable font files with Japanese scripts, in four forms:
Sai Micho, Chu Mincho, Cho Kaku and Saimaru.
The font files are written in custom file format, while tools for conversion
into Metafont and PostScript Type 1 are also supplied. The Wadalab Kanji
Comittee was later dismissed. The resulting files were once found on the FTP
server of the Department of Mathematical Engineering and Information Physics,
Faculty of Engineering, University of Tokyo.  Some of these are available at
<http://www.ctan.org/tex-archive/fonts/wadalab>

	Hiragana				(U+3040-U+309F)
	Katakana				(U+30A0-U+30FF)


* Young U. Ryu <ryoung AT utdallas.edu>

Young Ryu is the author of Txfonts, a set of mathematical symbols
designed to accompany text typeset in Times or its variants. In the
documentation, Young adresses the design of mathematical symbols: "The
Adobe Times fonts are thicker than the CM fonts. Designing math fonts
for Times based on the rule thickness of Times = , , + , / , < ,
etc. would result in too thick math symbols, in my opinion. In the TX
fonts, these glyphs are thinner than those of original Times
fonts. That is, the rule thickness of these glyphs is around 85% of
that of the Times fonts, but still thicker than that of the CM fonts."
TX fonts are are distributed under the GNU public license (GPL). 
<http://www.ctan.org/tex-archive/fonts/txfonts/>.

	Arrows					(U+2190-U+21FF)
	Mathematical Symbols			(U+2200-U+22FF)


* Angelo Haritsis <ah AT computer.org>

Angelo Haritsis has compiled a set of Greek Type 1 fonts, once available as
as a tarball named greekXfonts-Type1-1.1.tgz.
The glyphs from this source have been used to compose Greek glyphs in
FreeSans and FreeMono.

Angelo's licence says: "You can enjoy free use of these fonts for
educational or commercial purposes.  All derived works should include
this paragraph.  If you want to change something please let me have
your changes (via email) so that they can go into the next
version. You can also send comments etc to the above address."

	Greek					(U+0370-U+03FF)


* Yannis Haralambous and Virach Sornlertlamvanich

In 1999, Yannis Haralambous and Virach Sornlertlamvanich made a set of
glyphs covering the Thai national standard Nf3, in both upright and
slanted shape. The collection of glyphs have been made part of GNU
intlfonts 1.2 package and is available under the GPL at
<ftp://ftp.gnu.org/pub/gnu/intlfonts/>.

	Thai					(U+0E00-U+0E7F)

* Shaheed R. Haque <srhaque AT iee.org>

Shaheed Haque has developed a basic set of basic Bengali glyphs
(without ligatures), using ISO10646 encoding. They are available under
the XFree86 license at <http://www.btinternet.com/~shaheedhaque/>.

Copyright (C) 2001 S.R.Haque <srhaque AT iee.org>.  All Rights Reserved.

Permission is hereby granted, free of charge, to any person obtaining
a copy of this software and associated documentation files (the
"Software"), to deal in the Software without restriction, including
without limitation the rights to use, copy, modify, merge, publish,
distribute, sublicense, and/or sell copies of the Software, and to
permit persons to whom the Software is furnished to do so, subject to
the following conditions:

The above copyright notice and this permission notice shall be
included in all copies or substantial portions of the Software.

THE SOFTWARE IS PROVIDED "AS IS", WITHOUT WARRANTY OF ANY KIND,
EXPRESS OR IMPLIED, INCLUDING BUT NOT LIMITED TO THE WARRANTIES OF
MERCHANTABILITY, FITNESS FOR A PARTICULAR PURPOSE AND NONINFRINGEMENT.
IN NO EVENT SHALL S.R.HAQUE BE LIABLE FOR ANY CLAIM, DAMAGES OR OTHER
LIABILITY, WHETHER IN AN ACTION OF CONTRACT, TORT OR OTHERWISE,
ARISING FROM, OUT OF OR IN CONNECTION WITH THE SOFTWARE OR THE USE OR
OTHER DEALINGS IN THE SOFTWARE.

Except as contained in this notice, the name of S.R.Haque shall not be
used in advertising or otherwise to promote the sale, use or other
dealings in this Software without prior written authorization from
S.R.Haque.

	Bengali					(U+0980-U+09FF)


* Sam Stepanyan <sam AT arminco.com>

Sam Stepanyan created a set of Armenian sans serif glyphs visually
compatible with Helvetica or Arial. Available on
<http://www.editum.com.ar/mashtots/html/fonts/ara.tar.gz>. On
2002-01-24, Sam writes: "Arial Armenian font is free for
non-commercial use, so it is OK to use under GPL license."

Armenian				(U+0530-U+058F)


* Mohamed Ishan <>

Mohamed Ishan started the Thaana Unicode Project and among other things
created a couple of Thaana fonts, available under FDL or BDF license.

	Thaana					(U+0780-U+07BF)


* Sushant Kumar Dash <sushant AT writeme.com> (*)

Sushant Dash has created a font in his mother tongue, Oriya. As he
states on his web page <http://sushantdash.tripod.com/>:
"Please feel free to foreword this mail to your Oriya friends. No
copyright law is applied for this font. It is totally free!!! Feel
free to modify this using any font editing tools. This is designed for
people like me, who are away from Orissa and want to write letters
home using Computers, but suffer due to unavailability of Oriya
fonts.(Or the cost of the available packages are too much)."

	Oriya					(U+0B00-U+0B7F)


* Harsh Kumar <harshkumar AT vsnl.com>

Harsh Kumar has started BharatBhasha <http://www.bharatbhasha.net/> -
an effort to provide "FREE software, Tutorial, Source Codes
etc. available for working in Hindi, Marathi, Gujarati, Gurmukhi and
Bangla. You can type text, write Web pages or develop Indian Languages
Applications on Windows and on Linux. We also offer FREE help to
users, enthusiasts and software developers for their work in Indian
languages."

	Devanagari				(U+0900-U+097F)
	Bengali					(U+0980-U+09FF)
	Gurmukhi				(U+0A00-U+0A7F)
	Gujarati				(U+0A80-U+0AFF)


* Prasad A. Chodavarapu <chprasad AT hotmail.com>

Prasad A. Chodavarapu created Tikkana, a Telugu font available in Type
1 and TrueType format on <http://chaitanya.bhaavana.net/fonts/>. 
Tikkana exceeds the Unicode Telugu range with some composite glyphs.
Available under the GNU General Public License.

	Telugu					(U+0C00-U+0C7F)


* Frans Velthuis <velthuis AT rc.rug.nl> and Anshuman Pandey
  <apandey AT u.washington.edu>

In 1991, Frans Velthuis from the Groningen University, The Netherlands,
released a Devanagari font as Metafont source, available under the terms of
GNU GPL. Later, Anshuman Pandey from the Washington University, Seattle, USA,
took over the maintenance of font.  Zdenek Wagner has provided a huge amount
of expert advice regarding the implementation of the font in FreeSerif.
Fonts can be found on CTAN,
<ftp://ftp.dante.de/tex-archive/language/devanagari/>.

	Devanagari				(U+0900-U+097F)


* Hardip Singh Pannu <HSPannu AT aol.com>

In 1991, Hardip Singh Pannu has created a free Gurmukhi TrueType font,
available as regular, bold, oblique and bold oblique form. Its license
says "Please remember that these fonts are copyrighted (by me) and are
for non-profit use only." 

	Gurmukhi				(U+0A00-U+0A7F)


* Jeroen Hellingman <jehe AT kabelfoon.nl>

Jeroen Hellingman created a set of Malayalam metafonts in 1994, and a
set of Oriya metafonts in 1996. Malayalam fonts were created as
uniform stroke only, while Oriya metafonts exist in both uniform and
modulated stroke. From private communication: "It is my intention to
release the fonts under GPL, but not all copies around have this
notice on them." Metafonts can be found on CTAN,
<ftp://ftp.dante.de/tex-archive/language/oriya/> and
<ftp://ftp.dante.de/tex-archive/language/malayalam/>.

	Oriya					(U+0B00-U+0B7F)
	Malayalam				(U+0D00-U+0D7F)


* Thomas Ridgeway <> (*)

Thomas Ridgeway, then at the Humanities And Arts Computing Center,
Washington University, Seattle, USA, (now defunct), created a Tamil
metafont in 1990. Anshuman Pandey from the same university took over
the maintenance of font. Fonts can be found at CTAN,
<ftp://ftp.dante.de/tex-archive/language/tamil/wntamil/>.

	Tamil					(U+0B80-U+0BFF)


* Berhanu Beyene <1beyene AT informatik.uni-hamburg.de>,
  Prof. Dr. Manfred Kudlek <kudlek AT informatik.uni-hamburg.de>, Olaf
  Kummer <kummer AT informatik.uni-hamburg.de>, and Jochen Metzinger <?>

Beyene, Kudlek, Kummer and Metzinger from the Theoretical Foundations
of Computer Science, University of Hamburg, prepared a set of Ethiopic
metafonts, found on
<ftp://ftp.dante.de/tex-archive/language/ethiopia/ethiop/>. They also
maintain home page on the Ethiopic font project,
<http://www.informatik.uni-hamburg.de/TGI/mitarbeiter/wimis/kummer/ethiop_eng.html>,
and can be reached at <ethiop AT informatik.uni-hamburg.de>. The current
version of fonts is 0.7 (1998), and they are released under GNU GPL. I
converted the fonts to Type 1 format using Péter Szabó's TeXtrace-A
program <http://www.inf.bme.hu/~pts/textrace/> and removed some
redundant control points with PfaEdit.

	Ethiopic				(U+1200-U+137F)


* Maxim Iorsh <iorsh AT users.sourceforge.net>

In 2002, Maxim Iorsh started the Culmus project, aiming at providing
Hebrew-speaking Linux and Unix community with a basic collection of
Hebrew fonts for X Windows. The fonts are visually compatible with
URW++ Century Schoolbook L, URW++ Nimbus Sans L and URW++ Nimbus Mono
L families, respectively, and are released under GNU GPL license. See
also <http://culmus.sourceforge.net/>.

	Hebrew					(U+0590-U+05FF)


* Panayotis Katsaloulis <panayotis AT panayotis.com>

Panayotis Katsaloulis helped fixing Greek accents in the Greek
Extended area.

	Greek Extended				(U+1F00-U+1FFF)


* Vyacheslav Dikonov <sdiconov AT mail.ru>

Vyacheslav Dikonov made a Braille unicode font that could be merged
with the UCS fonts to fill the 2800-28FF range completely. (uniform
scaling is possible to adapt it to any cell size). He also contributed
a free syriac font, whose glyphs (about half of them) are borrowed
from the "Carlo Ator" font by Tim Erickson.
Vyacheslav also filled in a few missing
spots in the U+2000-U+27FF area, e.g. the box drawing section, sets of
subscript and superscript digits and capital Roman numbers.

	Syriac					(U+0700-U+074A)
	Box Drawing				(U+2500-U+257F)
	Braille					(U+2800-U+28FF)

* Tim Erickson

Is the author of several Eurasian fonts, including "Carlo Ator".
He has given his written permission for glyphs from this font to be
included in FreeFont.
	Syriac					(U+0700-U+074A)


* M.S. Sridhar <mssridhar AT vsnl.com>

M/S Cyberscape Multimedia Limited, Mumbai, developers of Akruti
Software for Indian Languages (http://www.akruti.com/), have released
a set of TTF fonts for nine Indian scripts (Devanagari, Gujarati,
Telugu, Tamil, Malayalam, Kannada, Bengali, Oriya, and Gurumukhi)
under the GNU General Public License (GPL). You can download the fonts
from the Free Software Foundation of India WWW site
(http://www.gnu.org.in/akruti-fonts/) or from the Akruti website.

For any further information or assistance regarding these fonts,
please contact mssridhar AT vsnl.com.

	Devanagari				(U+0900-U+097F)
	Bengali					(U+0980-U+09FF)
	Gurmukhi				(U+0A00-U+0A7F)
	Gujarati				(U+0A80-U+0AFF)
	Oriya					(U+0B00-U+0B7F)
	Tamil					(U+0B80-U+0BFF)
	Telugu					(U+0C00-U+0C7F)
	Kannada					(U+0C80-U+0CFF)	
	Malayalam				(U+0D00-U+0D7F)


* DMS Electronics, The Sri Lanka Tipitaka Project, and Noah Levitt
  <nlevitt AT columbia.edu>

Noah Levitt found out that the Sinhalese fonts available on the site
<http://www.metta.lk/fonts/> are released under GNU GPL, or,
precisely, "Public Domain under GNU Licence
 Produced by DMS
Electronics for The Sri Lanka Tipitaka Project" (taken from the font
comment), and took the effort of recoding the font to Unicode.

These glyphs were later replaced by those from the LKLUG font
<http://www.lug.lk/fonts/lklug>

Finally the range was completely replaced by glyphs from the sinh TeX
font, with much help and advice from Harshula Jayasuriya.

	Sinhala					(U+0D80-U+0DFF)
       

* Daniel Shurovich Chirkov <dansh AT chirkov.com>

Dan Chirkov updated the FreeSerif font with the missing Cyrillic
glyphs needed for conformance to Unicode 3.2. The effort is part of
the Slavjanskij package for Mac OS X,
<http://www.versiontracker.com/dyn/moreinfo/macosx/18680>.

	Cyrillic				(U+0400-U+04FF)


* Denis Jacquerye <moyogo AT gmail.com>

Denis Jacquerye added new glyphs and corrected existing ones in the
Latin Extended-B and IPA Extensions ranges.

	Latin Extended-B                        (U+0180-U+024F)
	IPA Extensions				(U+0250-U+02AF)


* K.H. Hussain <hussain AT kfri.org> and R. Chitrajan

`Rachana' in Malayalam means `to write', `to create'. Rachana Akshara Vedi,
a team of socially committed information technology professionals and
philologists, has applied developments in computer technology and desktop
publishing to resurrect the Malayalam language from the disorder,
fragmentation and degeneration it had suffered since the attempt to adapt
the Malayalam script for using with a regular mechanical typewriter, which
took place in 1967-69. K.H. Hussein at the Kerala Forest Research Institute
has released "Rachana Normal" fonts with approximately 900 glyphs required
to typeset traditional Malayalam. R. Chitrajan apparently encoded the
glyphs in the OpenType table.

In 2008, the Malayalam ranges in FreeSerif were updated under the advise 
and supervision of Hiran Venugopalan of Swathanthra Malayalam Computing,
to reflect the revised edition Rachana_04.

	Malayalam				(U+0D00-U+0D7F)


* Solaiman Karim <solaiman AT ekushey.org>

	Bengali					(U+0980-U+09FF)

Solaiman Karim has developed several OpenType Bangla fonts and
released them under GNU GPL on <http://www.ekushey.org>.


* Sonali Sonania <sonalisonania AT gmail.com> and Monika Shah
  <monikapatira AT gmail.com>

	Devanagari				(U+0900-U+097F)
	Gujarati				(U+0A80-U+0AFF)

Glyphs were drawn by Cyberscape Multimedia Ltd., #101,Mahalakshmi
Mansion 21st Main 22nd "A" Cross Banashankari 2nd stage Banglore
560070, India. Converted to OTF by IndicTrans Team, Powai, Mumbai,
lead by Prof. Jitendra Shah. Maintained by Monika Shah and Sonali
Sonania of janabhaaratii Team, C-DAC, Mumbai. This font is released
under GPL by Dr. Alka Irani and Prof Jitendra Shah, janabhaaratii
Team, C-DAC, Mumabi. janabhaaratii is localisation project at C-DAC
Mumbai (formerly National Centre for Software Technology); funded by
TDIL, Govt. of India. Contact:monika_shah AT lycos.com,
sonalisonania AT yahoo.com, jitendras AT vsnl.com, alka AT ncst.ernet.in.
website: www.janabhaaratii.org.in.


* Pravin Satpute <pravin.d.s AT gmail.com>, Bageshri Salvi
  <sbagrshri AT yahoo.co.in>, Rahul Bhalerao <b.rahul.pm AT
  gmail.com> and Sandeep Shedmake <sandeep.shedmake AT gmail.com>

	Devanagari				(U+0900-U+097F)
	Gujarati				(U+0A80-U+0AFF)
	Oriya					(U+0B00-U+0B7F)
	Malayalam				(U+0D00-U+0D7F)
	Tamil					(U+0B80-U+0BFF)

In December 2005 the team at www.gnowledge.org released a set of two
Unicode pan-Indic fonts: "Samyak" and "Samyak Sans". "Samyak" font
belongs to serif style and is an original work of the team; "Samyak
Sans" font belongs to sans serif style and is actually a compilation
of already released Indic fonts (Gargi, Padma, Mukti, Utkal, Akruti
and ThendralUni). Both fonts are based on Unicode standard. 
The fonts are now hosted at Sarovar.org:
http://sarovar.org/projects/samyak/


* Kulbir Singh Thind

	Gurmukhi				(U+0A00-U+0A7F)

Dr. Kulbir Singh Thind designed a set of Gurmukhi Unicode fonts,
AnmolUni and AnmolUni-Bold, which are available under the terms of GNU
Generel Public License from the Punjabu Computing Resource Center,
http://guca.sourceforge.net/typography/fonts/anmoluni/.


* Gia Shervashidze <giasher AT telenet.ge>

        Georgian				(U+10A0-U+10FF)

Starting in mid-1990s, Gia Shervashidze designed many
Unicode-compliant Georgian fonts: Times New Roman Georgian, Arial
Georgian, Courier New Georgian. His work on Georgian localization can
be reached at http://www.gia.ge/.


* Primo� Peterlin <primoz.peterlin AT biofiz.mf.uni-lj.si>

Primo� Peterlin filled in missing glyphs here and there (e.g. Latin
Extended-B and IPA Extensions ranges in the FreeMono familiy), and
created the following UCS blocks:

	Latin Extended-B                        (U+0180-U+024F)
	IPA Extensions				(U+0250-U+02AF)
	Arrows					(U+2190-U+21FF)
	Box Drawing				(U+2500-U+257F)
	Block Elements				(U+2580-U+259F)
	Geometrical Shapes			(U+25A0-U+25FF)

* Mark Williamson

Made the MPH 2 Damase font, from which 
	Hanunóo                                 (U+1720-U+173F)
	Buginese                                (U+1A00-U+1A1F)
	Tai Le                                  (U+1950-U+197F)
	Ugaritic                                (U+10380-U+1039F)
	Old Persian                             (U+103A0-U+103DF)

* Jacob Poon

Submitted a very thorough survey of glyph problems and other suggestions.

* Alexey Kryukov

Made the TemporaLCGUni fonts, based on the URW++ fonts, from which at one 
point FreeSerif Cyrillic, and some of the Greek, was drawn.  He also provided
valuable direction about Cyrillic and Greek typesetting.

	Cyrillic				(U+0400-U+04FF)

* George Douros

The creator of several fonts focusing on ancient scripts and symbols.
Many of the glyphs are created by making outlines from scanned images
of ancient sources.

	Aegean:   Phoenecian
	Analecta: Gothic                        (U+10330-U+1034F)
	Musical:  Byzantine & Western                  
	Unicode:  many Miscellaneous Symbols, Miscellaneous Technical, OCR,
	          supplemental Symbols, and Mathematical Alphanumeric symbols,
		  Mah Jong, and the outline of the Domino.

* Daniel Johnson

Created by hand a Cherokee range specially for FreeFont to be "in line with
the classic Cherokee typefaces used in 19th century printing", but also to
fit well with ranges previously in FreeFont.  Then he made Unified Canadian
Syllabics in Sans, and a Cherokee and Kayah Li in Mono!  And never to be
outdone by himself, then did UCAS Extended and Osmanya....  What next?

	Armenian (serif)                        (U+0530-U+058F)
	Cherokee                                (U+13A0-U+13FF)
	Unified Canadian Aboriginal Syllabics   (U+1400-U+167F)
	UCAS Extended                           (U+18B0-U+18F5)
	Kayah Li                                (U+A900-U+A92F)
	Tifinagh                                (U+2D30-U+2D7F)
	Vai                                     (U+A500-U+A62B)
	Latin Extended-D (Mayanist letters)     (U+A720-U+A7FF)
	Osmanya                                 (U+10480-U+104a7)

* Yannis Haralambous and Wellcome Institute

In 1994, The Wellcome Library
  The Wellcome Institute for the History of Medicine
  183 Euston Road, London NW1 2BE, England.
commissioned Mr. Haralambous to produce a Sinhalese font for them.

We have received 03/09 official notice from Robert Kiley, Head of e-Strategy
for the Wellcome Library, that Yannis' font could be included in GNU
FreeFont under its GNU license.

Thanks to Dominik Wujastyk, for providing us with feedback and contacts
to repsonsible people at the Trust.

	Sinhala					(U+0D80-U+0DFF)

* The Sinhala font project http://sinhala.sourceforge.net/

The Sinhala font project has taken the glyphs from Yannis Haralambous'
Sinhala font, to produce a Unicode TrueType font, LKLUG.  These glyphs
were for a while included in FreeFont.

	Sinhala					(U+0D80-U+0DFF)

* Steve White <stevan.white AT googlemail.com>

Filled in a lot of missing characters, got some font features working,
left fingerprints almost everywhere, and is responsible for these blocks:

	Runic                                   (U+16A0-U+16F0)
	Glagolitic                              (U+2C00-U+2C5F)
	Coptic                                  (U+2C80-U+2CFF)
	Old Italic                              (U+10300-U+1032F)
(The design of Runic is based roughly on one originally submitted by 
Vyacheslav Dikonov)


* Pavel Skrylev is responsible for
	Cyrillic Extended-A                     (U+2DEO-U+2DFF)
  as well as many of the additions to
	Cyrillic Extended-B                     (U+A640-U+A65F)


* Masoud Pourmoosa corrected several letters in Arabic for Persian:
	Arabic					(U+0600-U+06FF)

Notes:

*: The glyph collection looks license-compatible, but its author has
   not yet replied and agreed on their work being used in part of
   this glyph collection.

--------------------------------------------------------------------------
$Id: CREDITS,v 1.28 2010/09/11 13:24:11 Stevan_White Exp $
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1. GNU GENERAL PUBLIC LICENSE
=============================

                    GNU GENERAL PUBLIC LICENSE
                       Version 3, 29 June 2007

 Copyright (C) 2007 Free Software Foundation, Inc. <http://fsf.org/>
 Everyone is permitted to copy and distribute verbatim copies
 of this license document, but changing it is not allowed.

                            Preamble

  The GNU General Public License is a free, copyleft license for
software and other kinds of works.

  The licenses for most software and other practical works are designed
to take away your freedom to share and change the works.  By contrast,
the GNU General Public License is intended to guarantee your freedom to
share and change all versions of a program--to make sure it remains free
software for all its users.  We, the Free Software Foundation, use the
GNU General Public License for most of our software; it applies also to
any other work released this way by its authors.  You can apply it to
your programs, too.

  When we speak of free software, we are referring to freedom, not
price.  Our General Public Licenses are designed to make sure that you
have the freedom to distribute copies of free software (and charge for
them if you wish), that you receive source code or can get it if you
want it, that you can change the software or use pieces of it in new
free programs, and that you know you can do these things.

  To protect your rights, we need to prevent others from denying you
these rights or asking you to surrender the rights.  Therefore, you have
certain responsibilities if you distribute copies of the software, or if
you modify it: responsibilities to respect the freedom of others.

  For example, if you distribute copies of such a program, whether
gratis or for a fee, you must pass on to the recipients the same
freedoms that you received.  You must make sure that they, too, receive
or can get the source code.  And you must show them these terms so they
know their rights.

  Developers that use the GNU GPL protect your rights with two steps:
(1) assert copyright on the software, and (2) offer you this License
giving you legal permission to copy, distribute and/or modify it.

  For the developers' and authors' protection, the GPL clearly explains
that there is no warranty for this free software.  For both users' and
authors' sake, the GPL requires that modified versions be marked as
changed, so that their problems will not be attributed erroneously to
authors of previous versions.

  Some devices are designed to deny users access to install or run
modified versions of the software inside them, although the manufacturer
can do so.  This is fundamentally incompatible with the aim of
protecting users' freedom to change the software.  The systematic
pattern of such abuse occurs in the area of products for individuals to
use, which is precisely where it is most unacceptable.  Therefore, we
have designed this version of the GPL to prohibit the practice for those
products.  If such problems arise substantially in other domains, we
stand ready to extend this provision to those domains in future versions
of the GPL, as needed to protect the freedom of users.

  Finally, every program is threatened constantly by software patents.
States should not allow patents to restrict development and use of
software on general-purpose computers, but in those that do, we wish to
avoid the special danger that patents applied to a free program could
make it effectively proprietary.  To prevent this, the GPL assures that
patents cannot be used to render the program non-free.

  The precise terms and conditions for copying, distribution and
modification follow.

                       TERMS AND CONDITIONS

  0. Definitions.

  "This License" refers to version 3 of the GNU General Public License.

  "Copyright" also means copyright-like laws that apply to other kinds of
works, such as semiconductor masks.

  "The Program" refers to any copyrightable work licensed under this
License.  Each licensee is addressed as "you".  "Licensees" and
"recipients" may be individuals or organizations.

  To "modify" a work means to copy from or adapt all or part of the work
in a fashion requiring copyright permission, other than the making of an
exact copy.  The resulting work is called a "modified version" of the
earlier work or a work "based on" the earlier work.

  A "covered work" means either the unmodified Program or a work based
on the Program.

  To "propagate" a work means to do anything with it that, without
permission, would make you directly or secondarily liable for
infringement under applicable copyright law, except executing it on a
computer or modifying a private copy.  Propagation includes copying,
distribution (with or without modification), making available to the
public, and in some countries other activities as well.

  To "convey" a work means any kind of propagation that enables other
parties to make or receive copies.  Mere interaction with a user through
a computer network, with no transfer of a copy, is not conveying.

  An interactive user interface displays "Appropriate Legal Notices"
to the extent that it includes a convenient and prominently visible
feature that (1) displays an appropriate copyright notice, and (2)
tells the user that there is no warranty for the work (except to the
extent that warranties are provided), that licensees may convey the
work under this License, and how to view a copy of this License.  If
the interface presents a list of user commands or options, such as a
menu, a prominent item in the list meets this criterion.

  1. Source Code.

  The "source code" for a work means the preferred form of the work
for making modifications to it.  "Object code" means any non-source
form of a work.

  A "Standard Interface" means an interface that either is an official
standard defined by a recognized standards body, or, in the case of
interfaces specified for a particular programming language, one that
is widely used among developers working in that language.

  The "System Libraries" of an executable work include anything, other
than the work as a whole, that (a) is included in the normal form of
packaging a Major Component, but which is not part of that Major
Component, and (b) serves only to enable use of the work with that
Major Component, or to implement a Standard Interface for which an
implementation is available to the public in source code form.  A
"Major Component", in this context, means a major essential component
(kernel, window system, and so on) of the specific operating system
(if any) on which the executable work runs, or a compiler used to
produce the work, or an object code interpreter used to run it.

  The "Corresponding Source" for a work in object code form means all
the source code needed to generate, install, and (for an executable
work) run the object code and to modify the work, including scripts to
control those activities.  However, it does not include the work's
System Libraries, or general-purpose tools or generally available free
programs which are used unmodified in performing those activities but
which are not part of the work.  For example, Corresponding Source
includes interface definition files associated with source files for
the work, and the source code for shared libraries and dynamically
linked subprograms that the work is specifically designed to require,
such as by intimate data communication or control flow between those
subprograms and other parts of the work.

  The Corresponding Source need not include anything that users
can regenerate automatically from other parts of the Corresponding
Source.

  The Corresponding Source for a work in source code form is that
same work.

  2. Basic Permissions.

  All rights granted under this License are granted for the term of
copyright on the Program, and are irrevocable provided the stated
conditions are met.  This License explicitly affirms your unlimited
permission to run the unmodified Program.  The output from running a
covered work is covered by this License only if the output, given its
content, constitutes a covered work.  This License acknowledges your
rights of fair use or other equivalent, as provided by copyright law.

  You may make, run and propagate covered works that you do not
convey, without conditions so long as your license otherwise remains
in force.  You may convey covered works to others for the sole purpose
of having them make modifications exclusively for you, or provide you
with facilities for running those works, provided that you comply with
the terms of this License in conveying all material for which you do
not control copyright.  Those thus making or running the covered works
for you must do so exclusively on your behalf, under your direction
and control, on terms that prohibit them from making any copies of
your copyrighted material outside their relationship with you.

  Conveying under any other circumstances is permitted solely under
the conditions stated below.  Sublicensing is not allowed; section 10
makes it unnecessary.

  3. Protecting Users' Legal Rights From Anti-Circumvention Law.

  No covered work shall be deemed part of an effective technological
measure under any applicable law fulfilling obligations under article
11 of the WIPO copyright treaty adopted on 20 December 1996, or
similar laws prohibiting or restricting circumvention of such
measures.

  When you convey a covered work, you waive any legal power to forbid
circumvention of technological measures to the extent such circumvention
is effected by exercising rights under this License with respect to
the covered work, and you disclaim any intention to limit operation or
modification of the work as a means of enforcing, against the work's
users, your or third parties' legal rights to forbid circumvention of
technological measures.

  4. Conveying Verbatim Copies.

  You may convey verbatim copies of the Program's source code as you
receive it, in any medium, provided that you conspicuously and
appropriately publish on each copy an appropriate copyright notice;
keep intact all notices stating that this License and any
non-permissive terms added in accord with section 7 apply to the code;
keep intact all notices of the absence of any warranty; and give all
recipients a copy of this License along with the Program.

  You may charge any price or no price for each copy that you convey,
and you may offer support or warranty protection for a fee.

  5. Conveying Modified Source Versions.

  You may convey a work based on the Program, or the modifications to
produce it from the Program, in the form of source code under the
terms of section 4, provided that you also meet all of these conditions:

    a) The work must carry prominent notices stating that you modified
    it, and giving a relevant date.

    b) The work must carry prominent notices stating that it is
    released under this License and any conditions added under section
    7.  This requirement modifies the requirement in section 4 to
    "keep intact all notices".

    c) You must license the entire work, as a whole, under this
    License to anyone who comes into possession of a copy.  This
    License will therefore apply, along with any applicable section 7
    additional terms, to the whole of the work, and all its parts,
    regardless of how they are packaged.  This License gives no
    permission to license the work in any other way, but it does not
    invalidate such permission if you have separately received it.

    d) If the work has interactive user interfaces, each must display
    Appropriate Legal Notices; however, if the Program has interactive
    interfaces that do not display Appropriate Legal Notices, your
    work need not make them do so.

  A compilation of a covered work with other separate and independent
works, which are not by their nature extensions of the covered work,
and which are not combined with it such as to form a larger program,
in or on a volume of a storage or distribution medium, is called an
"aggregate" if the compilation and its resulting copyright are not
used to limit the access or legal rights of the compilation's users
beyond what the individual works permit.  Inclusion of a covered work
in an aggregate does not cause this License to apply to the other
parts of the aggregate.

  6. Conveying Non-Source Forms.

  You may convey a covered work in object code form under the terms
of sections 4 and 5, provided that you also convey the
machine-readable Corresponding Source under the terms of this License,
in one of these ways:

    a) Convey the object code in, or embodied in, a physical product
    (including a physical distribution medium), accompanied by the
    Corresponding Source fixed on a durable physical medium
    customarily used for software interchange.

    b) Convey the object code in, or embodied in, a physical product
    (including a physical distribution medium), accompanied by a
    written offer, valid for at least three years and valid for as
    long as you offer spare parts or customer support for that product
    model, to give anyone who possesses the object code either (1) a
    copy of the Corresponding Source for all the software in the
    product that is covered by this License, on a durable physical
    medium customarily used for software interchange, for a price no
    more than your reasonable cost of physically performing this
    conveying of source, or (2) access to copy the
    Corresponding Source from a network server at no charge.

    c) Convey individual copies of the object code with a copy of the
    written offer to provide the Corresponding Source.  This
    alternative is allowed only occasionally and noncommercially, and
    only if you received the object code with such an offer, in accord
    with subsection 6b.

    d) Convey the object code by offering access from a designated
    place (gratis or for a charge), and offer equivalent access to the
    Corresponding Source in the same way through the same place at no
    further charge.  You need not require recipients to copy the
    Corresponding Source along with the object code.  If the place to
    copy the object code is a network server, the Corresponding Source
    may be on a different server (operated by you or a third party)
    that supports equivalent copying facilities, provided you maintain
    clear directions next to the object code saying where to find the
    Corresponding Source.  Regardless of what server hosts the
    Corresponding Source, you remain obligated to ensure that it is
    available for as long as needed to satisfy these requirements.

    e) Convey the object code using peer-to-peer transmission, provided
    you inform other peers where the object code and Corresponding
    Source of the work are being offered to the general public at no
    charge under subsection 6d.

  A separable portion of the object code, whose source code is excluded
from the Corresponding Source as a System Library, need not be
included in conveying the object code work.

  A "User Product" is either (1) a "consumer product", which means any
tangible personal property which is normally used for personal, family,
or household purposes, or (2) anything designed or sold for incorporation
into a dwelling.  In determining whether a product is a consumer product,
doubtful cases shall be resolved in favor of coverage.  For a particular
product received by a particular user, "normally used" refers to a
typical or common use of that class of product, regardless of the status
of the particular user or of the way in which the particular user
actually uses, or expects or is expected to use, the product.  A product
is a consumer product regardless of whether the product has substantial
commercial, industrial or non-consumer uses, unless such uses represent
the only significant mode of use of the product.

  "Installation Information" for a User Product means any methods,
procedures, authorization keys, or other information required to install
and execute modified versions of a covered work in that User Product from
a modified version of its Corresponding Source.  The information must
suffice to ensure that the continued functioning of the modified object
code is in no case prevented or interfered with solely because
modification has been made.

  If you convey an object code work under this section in, or with, or
specifically for use in, a User Product, and the conveying occurs as
part of a transaction in which the right of possession and use of the
User Product is transferred to the recipient in perpetuity or for a
fixed term (regardless of how the transaction is characterized), the
Corresponding Source conveyed under this section must be accompanied
by the Installation Information.  But this requirement does not apply
if neither you nor any third party retains the ability to install
modified object code on the User Product (for example, the work has
been installed in ROM).

  The requirement to provide Installation Information does not include a
requirement to continue to provide support service, warranty, or updates
for a work that has been modified or installed by the recipient, or for
the User Product in which it has been modified or installed.  Access to a
network may be denied when the modification itself materially and
adversely affects the operation of the network or violates the rules and
protocols for communication across the network.

  Corresponding Source conveyed, and Installation Information provided,
in accord with this section must be in a format that is publicly
documented (and with an implementation available to the public in
source code form), and must require no special password or key for
unpacking, reading or copying.

  7. Additional Terms.

  "Additional permissions" are terms that supplement the terms of this
License by making exceptions from one or more of its conditions.
Additional permissions that are applicable to the entire Program shall
be treated as though they were included in this License, to the extent
that they are valid under applicable law.  If additional permissions
apply only to part of the Program, that part may be used separately
under those permissions, but the entire Program remains governed by
this License without regard to the additional permissions.

  When you convey a copy of a covered work, you may at your option
remove any additional permissions from that copy, or from any part of
it.  (Additional permissions may be written to require their own
removal in certain cases when you modify the work.)  You may place
additional permissions on material, added by you to a covered work,
for which you have or can give appropriate copyright permission.

  Notwithstanding any other provision of this License, for material you
add to a covered work, you may (if authorized by the copyright holders of
that material) supplement the terms of this License with terms:

    a) Disclaiming warranty or limiting liability differently from the
    terms of sections 15 and 16 of this License; or

    b) Requiring preservation of specified reasonable legal notices or
    author attributions in that material or in the Appropriate Legal
    Notices displayed by works containing it; or

    c) Prohibiting misrepresentation of the origin of that material, or
    requiring that modified versions of such material be marked in
    reasonable ways as different from the original version; or

    d) Limiting the use for publicity purposes of names of licensors or
    authors of the material; or

    e) Declining to grant rights under trademark law for use of some
    trade names, trademarks, or service marks; or

    f) Requiring indemnification of licensors and authors of that
    material by anyone who conveys the material (or modified versions of
    it) with contractual assumptions of liability to the recipient, for
    any liability that these contractual assumptions directly impose on
    those licensors and authors.

  All other non-permissive additional terms are considered "further
restrictions" within the meaning of section 10.  If the Program as you
received it, or any part of it, contains a notice stating that it is
governed by this License along with a term that is a further
restriction, you may remove that term.  If a license document contains
a further restriction but permits relicensing or conveying under this
License, you may add to a covered work material governed by the terms
of that license document, provided that the further restriction does
not survive such relicensing or conveying.

  If you add terms to a covered work in accord with this section, you
must place, in the relevant source files, a statement of the
additional terms that apply to those files, or a notice indicating
where to find the applicable terms.

  Additional terms, permissive or non-permissive, may be stated in the
form of a separately written license, or stated as exceptions;
the above requirements apply either way.

  8. Termination.

  You may not propagate or modify a covered work except as expressly
provided under this License.  Any attempt otherwise to propagate or
modify it is void, and will automatically terminate your rights under
this License (including any patent licenses granted under the third
paragraph of section 11).

  However, if you cease all violation of this License, then your
license from a particular copyright holder is reinstated (a)
provisionally, unless and until the copyright holder explicitly and
finally terminates your license, and (b) permanently, if the copyright
holder fails to notify you of the violation by some reasonable means
prior to 60 days after the cessation.

  Moreover, your license from a particular copyright holder is
reinstated permanently if the copyright holder notifies you of the
violation by some reasonable means, this is the first time you have
received notice of violation of this License (for any work) from that
copyright holder, and you cure the violation prior to 30 days after
your receipt of the notice.

  Termination of your rights under this section does not terminate the
licenses of parties who have received copies or rights from you under
this License.  If your rights have been terminated and not permanently
reinstated, you do not qualify to receive new licenses for the same
material under section 10.

  9. Acceptance Not Required for Having Copies.

  You are not required to accept this License in order to receive or
run a copy of the Program.  Ancillary propagation of a covered work
occurring solely as a consequence of using peer-to-peer transmission
to receive a copy likewise does not require acceptance.  However,
nothing other than this License grants you permission to propagate or
modify any covered work.  These actions infringe copyright if you do
not accept this License.  Therefore, by modifying or propagating a
covered work, you indicate your acceptance of this License to do so.

  10. Automatic Licensing of Downstream Recipients.

  Each time you convey a covered work, the recipient automatically
receives a license from the original licensors, to run, modify and
propagate that work, subject to this License.  You are not responsible
for enforcing compliance by third parties with this License.

  An "entity transaction" is a transaction transferring control of an
organization, or substantially all assets of one, or subdividing an
organization, or merging organizations.  If propagation of a covered
work results from an entity transaction, each party to that
transaction who receives a copy of the work also receives whatever
licenses to the work the party's predecessor in interest had or could
give under the previous paragraph, plus a right to possession of the
Corresponding Source of the work from the predecessor in interest, if
the predecessor has it or can get it with reasonable efforts.

  You may not impose any further restrictions on the exercise of the
rights granted or affirmed under this License.  For example, you may
not impose a license fee, royalty, or other charge for exercise of
rights granted under this License, and you may not initiate litigation
(including a cross-claim or counterclaim in a lawsuit) alleging that
any patent claim is infringed by making, using, selling, offering for
sale, or importing the Program or any portion of it.

  11. Patents.

  A "contributor" is a copyright holder who authorizes use under this
License of the Program or a work on which the Program is based.  The
work thus licensed is called the contributor's "contributor version".

  A contributor's "essential patent claims" are all patent claims
owned or controlled by the contributor, whether already acquired or
hereafter acquired, that would be infringed by some manner, permitted
by this License, of making, using, or selling its contributor version,
but do not include claims that would be infringed only as a
consequence of further modification of the contributor version.  For
purposes of this definition, "control" includes the right to grant
patent sublicenses in a manner consistent with the requirements of
this License.

  Each contributor grants you a non-exclusive, worldwide, royalty-free
patent license under the contributor's essential patent claims, to
make, use, sell, offer for sale, import and otherwise run, modify and
propagate the contents of its contributor version.

  In the following three paragraphs, a "patent license" is any express
agreement or commitment, however denominated, not to enforce a patent
(such as an express permission to practice a patent or covenant not to
sue for patent infringement).  To "grant" such a patent license to a
party means to make such an agreement or commitment not to enforce a
patent against the party.

  If you convey a covered work, knowingly relying on a patent license,
and the Corresponding Source of the work is not available for anyone
to copy, free of charge and under the terms of this License, through a
publicly available network server or other readily accessible means,
then you must either (1) cause the Corresponding Source to be so
available, or (2) arrange to deprive yourself of the benefit of the
patent license for this particular work, or (3) arrange, in a manner
consistent with the requirements of this License, to extend the patent
license to downstream recipients.  "Knowingly relying" means you have
actual knowledge that, but for the patent license, your conveying the
covered work in a country, or your recipient's use of the covered work
in a country, would infringe one or more identifiable patents in that
country that you have reason to believe are valid.

  If, pursuant to or in connection with a single transaction or
arrangement, you convey, or propagate by procuring conveyance of, a
covered work, and grant a patent license to some of the parties
receiving the covered work authorizing them to use, propagate, modify
or convey a specific copy of the covered work, then the patent license
you grant is automatically extended to all recipients of the covered
work and works based on it.

  A patent license is "discriminatory" if it does not include within
the scope of its coverage, prohibits the exercise of, or is
conditioned on the non-exercise of one or more of the rights that are
specifically granted under this License.  You may not convey a covered
work if you are a party to an arrangement with a third party that is
in the business of distributing software, under which you make payment
to the third party based on the extent of your activity of conveying
the work, and under which the third party grants, to any of the
parties who would receive the covered work from you, a discriminatory
patent license (a) in connection with copies of the covered work
conveyed by you (or copies made from those copies), or (b) primarily
for and in connection with specific products or compilations that
contain the covered work, unless you entered into that arrangement,
or that patent license was granted, prior to 28 March 2007.

  Nothing in this License shall be construed as excluding or limiting
any implied license or other defenses to infringement that may
otherwise be available to you under applicable patent law.

  12. No Surrender of Others' Freedom.

  If conditions are imposed on you (whether by court order, agreement or
otherwise) that contradict the conditions of this License, they do not
excuse you from the conditions of this License.  If you cannot convey a
covered work so as to satisfy simultaneously your obligations under this
License and any other pertinent obligations, then as a consequence you may
not convey it at all.  For example, if you agree to terms that obligate you
to collect a royalty for further conveying from those to whom you convey
the Program, the only way you could satisfy both those terms and this
License would be to refrain entirely from conveying the Program.

  13. Use with the GNU Affero General Public License.

  Notwithstanding any other provision of this License, you have
permission to link or combine any covered work with a work licensed
under version 3 of the GNU Affero General Public License into a single
combined work, and to convey the resulting work.  The terms of this
License will continue to apply to the part which is the covered work,
but the special requirements of the GNU Affero General Public License,
section 13, concerning interaction through a network will apply to the
combination as such.

  14. Revised Versions of this License.

  The Free Software Foundation may publish revised and/or new versions of
the GNU General Public License from time to time.  Such new versions will
be similar in spirit to the present version, but may differ in detail to
address new problems or concerns.

  Each version is given a distinguishing version number.  If the
Program specifies that a certain numbered version of the GNU General
Public License "or any later version" applies to it, you have the
option of following the terms and conditions either of that numbered
version or of any later version published by the Free Software
Foundation.  If the Program does not specify a version number of the
GNU General Public License, you may choose any version ever published
by the Free Software Foundation.

  If the Program specifies that a proxy can decide which future
versions of the GNU General Public License can be used, that proxy's
public statement of acceptance of a version permanently authorizes you
to choose that version for the Program.

  Later license versions may give you additional or different
permissions.  However, no additional obligations are imposed on any
author or copyright holder as a result of your choosing to follow a
later version.

  15. Disclaimer of Warranty.

  THERE IS NO WARRANTY FOR THE PROGRAM, TO THE EXTENT PERMITTED BY
APPLICABLE LAW.  EXCEPT WHEN OTHERWISE STATED IN WRITING THE COPYRIGHT
HOLDERS AND/OR OTHER PARTIES PROVIDE THE PROGRAM "AS IS" WITHOUT WARRANTY
OF ANY KIND, EITHER EXPRESSED OR IMPLIED, INCLUDING, BUT NOT LIMITED TO,
THE IMPLIED WARRANTIES OF MERCHANTABILITY AND FITNESS FOR A PARTICULAR
PURPOSE.  THE ENTIRE RISK AS TO THE QUALITY AND PERFORMANCE OF THE PROGRAM
IS WITH YOU.  SHOULD THE PROGRAM PROVE DEFECTIVE, YOU ASSUME THE COST OF
ALL NECESSARY SERVICING, REPAIR OR CORRECTION.

  16. Limitation of Liability.

  IN NO EVENT UNLESS REQUIRED BY APPLICABLE LAW OR AGREED TO IN WRITING
WILL ANY COPYRIGHT HOLDER, OR ANY OTHER PARTY WHO MODIFIES AND/OR CONVEYS
THE PROGRAM AS PERMITTED ABOVE, BE LIABLE TO YOU FOR DAMAGES, INCLUDING ANY
GENERAL, SPECIAL, INCIDENTAL OR CONSEQUENTIAL DAMAGES ARISING OUT OF THE
USE OR INABILITY TO USE THE PROGRAM (INCLUDING BUT NOT LIMITED TO LOSS OF
DATA OR DATA BEING RENDERED INACCURATE OR LOSSES SUSTAINED BY YOU OR THIRD
PARTIES OR A FAILURE OF THE PROGRAM TO OPERATE WITH ANY OTHER PROGRAMS),
EVEN IF SUCH HOLDER OR OTHER PARTY HAS BEEN ADVISED OF THE POSSIBILITY OF
SUCH DAMAGES.

  17. Interpretation of Sections 15 and 16.

  If the disclaimer of warranty and limitation of liability provided
above cannot be given local legal effect according to their terms,
reviewing courts shall apply local law that most closely approximates
an absolute waiver of all civil liability in connection with the
Program, unless a warranty or assumption of liability accompanies a
copy of the Program in return for a fee.

                     END OF TERMS AND CONDITIONS

            How to Apply These Terms to Your New Programs

  If you develop a new program, and you want it to be of the greatest
possible use to the public, the best way to achieve this is to make it
free software which everyone can redistribute and change under these terms.

  To do so, attach the following notices to the program.  It is safest
to attach them to the start of each source file to most effectively
state the exclusion of warranty; and each file should have at least
the "copyright" line and a pointer to where the full notice is found.

    <one line to give the program's name and a brief idea of what it does.>
    Copyright (C) <year>  <name of author>

    This program is free software: you can redistribute it and/or modify
    it under the terms of the GNU General Public License as published by
    the Free Software Foundation, either version 3 of the License, or
    (at your option) any later version.

    This program is distributed in the hope that it will be useful,
    but WITHOUT ANY WARRANTY; without even the implied warranty of
    MERCHANTABILITY or FITNESS FOR A PARTICULAR PURPOSE.  See the
    GNU General Public License for more details.

    You should have received a copy of the GNU General Public License
    along with this program.  If not, see <http://www.gnu.org/licenses/>.

Also add information on how to contact you by electronic and paper mail.

  If the program does terminal interaction, make it output a short
notice like this when it starts in an interactive mode:

    <program>  Copyright (C) <year>  <name of author>
    This program comes with ABSOLUTELY NO WARRANTY; for details type `show w'.
    This is free software, and you are welcome to redistribute it
    under certain conditions; type `show c' for details.

The hypothetical commands `show w' and `show c' should show the appropriate
parts of the General Public License.  Of course, your program's commands
might be different; for a GUI interface, you would use an "about box".

  You should also get your employer (if you work as a programmer) or school,
if any, to sign a "copyright disclaimer" for the program, if necessary.
For more information on this, and how to apply and follow the GNU GPL, see
<http://www.gnu.org/licenses/>.

  The GNU General Public License does not permit incorporating your program
into proprietary programs.  If your program is a subroutine library, you
may consider it more useful to permit linking proprietary applications with
the library.  If this is what you want to do, use the GNU Lesser General
Public License instead of this License.  But first, please read
<http://www.gnu.org/philosophy/why-not-lgpl.html>.
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* Mohamed Ishan <ishan AT mitf.f2s.com>

	Thaana					(U+0780-U+07BF)

* Sushant Kumar Dash <sushant AT writeme.com>

	Oriya					(U+0B00-U+0B7F)

* Harsh Kumar <harshkumar AT vsnl.com>

	Devanagari				(U+0900-U+097F)
	Bengali					(U+0980-U+09FF)
	Gurmukhi				(U+0A00-U+0A7F)
	Gujarati				(U+0A80-U+0AFF)

* Prasad A. Chodavarapu <chprasad AT hotmail.com>

	Telugu					(U+0C00-U+0C7F)

* Frans Velthuis <velthuis AT rc.rug.nl> and Anshuman Pandey
  <apandey AT u.washington.edu> 

	Devanagari				(U+0900-U+097F)

* Hardip Singh Pannu <HSPannu AT aol.com>

	Gurmukhi				(U+0A00-U+0A7F)

* Jeroen Hellingman <jehe AT kabelfoon.nl>

	Oriya					(U+0B00-U+0B7F)
	Malayalam				(U+0D00-U+0D7F)

* Thomas Ridgeway <email needed>

	Tamil					(U+0B80-U+0BFF)

* Berhanu Beyene <1beyene AT informatik.uni-hamburg.de>,
  Prof. Dr. Manfred Kudlek <kudlek AT informatik.uni-hamburg.de>, Olaf
  Kummer <kummer AT informatik.uni-hamburg.de>, and Jochen Metzinger <?>

	Ethiopic				(U+1200-U+137F)

* Maxim Iorsh <iorsh AT users.sourceforge.net>

	Hebrew					(U+0590-U+05FF)

* Vyacheslav Dikonov <sdiconov AT mail.ru>

	Syriac					(U+0700-U+074A)
	Braille					(U+2800-U+28FF)

* Panayotis Katsaloulis <panayotis AT panayotis.com>

	Greek Extended				(U+1F00-U+1FFF)

* M.S. Sridhar <mssridhar AT vsnl.com>

	Devanagari				(U+0900-U+097F)
	Bengali					(U+0980-U+09FF)
	Gurmukhi				(U+0A00-U+0A7F)
	Gujarati				(U+0A80-U+0AFF)
	Oriya					(U+0B00-U+0B7F)
	Tamil					(U+0B80-U+0BFF)
	Telugu					(U+0C00-U+0C7F)
	Kannada					(U+0C80-U+0CFF)	
	Malayalam				(U+0D00-U+0D7F)

* DMS Electronics, The Sri Lanka Tipitaka Project, and Noah Levitt
  <nlevitt AT columbia.edu>

	Sinhala					(U+0D80-U+0DFF)
        
* Dan Shurovich Chirkov <dansh AT chirkov.com>

	Cyrillic				(U+0400-U+04FF)

* Abbas Izad <abbasizad AT hotmail.com>

	Arabic					(U+0600-U+06FF)
	Arabic Presentation Forms-A		(U+FB50-U+FDFF)
	Arabic Presentation Forms-B		(U+FE70-U+FEFF)

* Denis Jacquerye <moyogo AT gmail.com>

	Latin Extended-B                        (U+0180-U+024F)
	IPA Extensions				(U+0250-U+02AF)

* K.H. Hussain <hussain AT kfri.org> and R. Chitrajan

	Malayalam				(U+0D00-U+0D7F)

* Solaiman Karim <solaiman AT ekushey.org> and Omi Azad <omi AT ekushey.org>

	Bengali					(U+0980-U+09FF)

* Sonali Sonania <sonalisonania AT gmail.com> and Monika Shah
  <monikapatira AT gmail.com>

	Devanagari				(U+0900-U+097F)
	Gujarati				(U+0A80-U+0AFF)

* Pravin Satpute <pravin.d.s AT gmail.com>, Bageshri Salvi
  <sbagrshri AT yahoo.co.in>, Rahul Bhalerao <b.rahul.pm AT gmail.com> and
  Sandeep Shedmake <sandeep.shedmake AT gmail.com>

	Devanagari				(U+0900-U+097F)
	Gujarati				(U+0A80-U+0AFF)
	Oriya					(U+0B00-U+0B7F)
	Malayalam				(U+0D00-U+0D7F)
	Tamil					(U+0B80-U+0BFF)

* Kulbir Singh Thind

	Gurmukhi				(U+0A00-U+0A7F)

* Gia Shervashidze <giasher AT telenet.ge>

        Georgian				(U+10A0-U+10FF)

* Daniel Johnson

	Armenian (serif)                        (U+0530-U+058F)
	Cherokee                                (U+13A0-U+13FF)
	Unified Canadian Aboriginal Syllabics   (U+1400-U+167F)
	UCAS Extended                           (U+18B0-U+18F5)
	Tifinagh                                (U+2D30-U+2D7F)
	Vai                                     (U+A500-U+A62B)
	Latin Extended-D (Mayanist letters)     (U+A720-U+A7FF)
	Kayah Li                                (U+A900-U+A92F)
	Osmanya                                 (U+10480-U+104a7)

* George Douros

	Gothic                                  (U+10330-U+1034F)
	Phoenecian                              (U+10900-U+1091F)
	Byzantine Musical Symbols               (U+1D000-U+1D0FF)
	Western Musical Symbols                 (U+1D100-U+1D1DF)
	Mathematical Alphanumeric Symbols       (U+1D400-U+1D7FF)
	Mah Jong Tiles                          (U+1F000-U+1F02B)
	Dominoes                                (U+1F030-U+1F093)

* Steve White <stevan_white AT gmail.com>
	Glagolitic                              (U+2C00-U+2C5F)
	Coptic                                  (U+2C80-U+2CFF)
	Arabic					(U+0600-U+06FF) (Mono)
	Old Italic                              (U+10300-U+1032F)

* Pavel Skrylev is responsible for
	Cyrillic Extended-A                     (U+2DEO-U+2DFF)
  as well as many of the additions to
	Cyrillic Extended-B                     (U+A640-U+A65F)

* Mark Williamson
  Made the MPH 2 Damase font, from which 
	Hanunóo                                 (U+1720-U+173F)
	Buginese                                (U+1A00-U+1A1F)
	Tai Le                                  (U+1950-U+197F)
	Ugaritic                                (U+10380-U+1039F)
	Old Persian                             (U+103A0-U+103DF)

* Masoud Pourmoosa
	Arabic					(U+0600-U+06FF)

* Emmanuel Vallois
	Python scripts, support

* Primo� Peterlin <primoz.peterlin AT biofiz.mf.uni-lj.si>
  maintained FreeFont for several years, and is thanked for all his work.

Please see the CREDITS file for details on who contributed particular
subsets of the glyphs in font files.

--------------------------------------------------------------------------
$Id: AUTHORS,v 1.23 2010-09-11 13:24:11 Stevan_White Exp $



3. GNU FreeFont Credits
=======================

-*- mode:text; coding:utf-8; -*-
                         GNU FreeFont Credits
                         ====================

This file lists contributors and contributions to the GNU FreeFont project.


* URW++ Design & Development GmbH <http://www.urwpp.de/>

URW++ donated a set of 35 core PostScript Type 1 fonts to the
Ghostscript project <http://www.ghostscript.com/>, to be available
under the terms of GNU General Public License (GPL).

	Basic Latin				(U+0041-U+007A)
	Latin-1 Supplement                      (U+00C0-U+00FF)
	Latin Extended-A                        (U+0100-U+017F)
	Spacing Modifier Letters		(U+02B0-U+02FF)
	Mathematical Operators			(U+2200-U+22FF)
	Block Elements				(U+2580-U+259F)
	Dingbats				(U+2700-U+27BF)


* Yannis Haralambous <yannis.haralambous AT enst-bretagne.fr> and John
  Plaice <plaice AT omega.cse.unsw.edu.au>

Yannis Haralambous and John Plaice are the authors of Omega typesetting
system, <http://omega.enstb.org/>. Omega is an extension of TeX.
Its first release, aims primarily at improving TeX's multilingual abilities.
In Omega all characters and pointers into data-structures are 16-bit wide,
instead of 8-bit, thereby eliminating many of the trivial limitations of TeX.
Omega also allows multiple input and output character sets, and uses
programmable filters to translate from one encoding to another, to perform
contextual analysis, etc. Internally, Omega uses the universal 16-bit Unicode
standard character set, based on ISO-10646. These improvements not only make
it a lot easier for TeX users to cope with multiple or complex languages,
like Arabic, Indic, Khmer, Chinese, Japanese or Korean, in one document, but
will also form the basis for future developments in other areas, such as
native color support and hypertext features. ... Fonts for UT1 (omlgc family)
and UT2 (omah family) are under development: these fonts are in PostScript
format and visually close to Times and Helvetica font families. 
Omega fonts are available subject to GPL

	Latin Extended-B                        (U+0180-U+024F)
	IPA Extensions				(U+0250-U+02AF)
	Greek					(U+0370-U+03FF)
	Armenian				(U+0530-U+058F)
	Hebrew					(U+0590-U+05FF)
	Arabic					(U+0600-U+06FF)
	Currency Symbols			(U+20A0-U+20CF)
	Arabic Presentation Forms-A		(U+FB50-U+FDFF)
	Arabic Presentation Forms-B		(U+FE70-U+FEFF)

Current info: <http://tug.ctan.org/cgi-bin/ctanPackageInformation.py?id=omega>

* Valek Filippov <frob AT df.ru>

Valek Filippov added Cyrillic glyphs and composite Latin Extended A to
the whole set of the abovementioned URW set of 35 PostScript core fonts,
<ftp://ftp.gnome.ru/fonts/>.  The fonts are available under GPL.
(The Cyrillic range was since replaced by another font.)

	Latin Extended-A                        (U+0100-U+017F)


* Wadalab Kanji Comittee

Between April 1990 and March 1992, Wadalab Kanji Comittee put together a
series of scalable font files with Japanese scripts, in four forms:
Sai Micho, Chu Mincho, Cho Kaku and Saimaru.
The font files are written in custom file format, while tools for conversion
into Metafont and PostScript Type 1 are also supplied. The Wadalab Kanji
Comittee was later dismissed. The resulting files were once found on the FTP
server of the Department of Mathematical Engineering and Information Physics,
Faculty of Engineering, University of Tokyo.  Some of these are available at
<http://www.ctan.org/tex-archive/fonts/wadalab>

	Hiragana				(U+3040-U+309F)
	Katakana				(U+30A0-U+30FF)


* Young U. Ryu <ryoung AT utdallas.edu>

Young Ryu is the author of Txfonts, a set of mathematical symbols
designed to accompany text typeset in Times or its variants. In the
documentation, Young adresses the design of mathematical symbols: "The
Adobe Times fonts are thicker than the CM fonts. Designing math fonts
for Times based on the rule thickness of Times = , , + , / , < ,
etc. would result in too thick math symbols, in my opinion. In the TX
fonts, these glyphs are thinner than those of original Times
fonts. That is, the rule thickness of these glyphs is around 85% of
that of the Times fonts, but still thicker than that of the CM fonts."
TX fonts are are distributed under the GNU public license (GPL). 
<http://www.ctan.org/tex-archive/fonts/txfonts/>.

	Arrows					(U+2190-U+21FF)
	Mathematical Symbols			(U+2200-U+22FF)


* Angelo Haritsis <ah AT computer.org>

Angelo Haritsis has compiled a set of Greek Type 1 fonts, once available as
as a tarball named greekXfonts-Type1-1.1.tgz.
The glyphs from this source have been used to compose Greek glyphs in
FreeSans and FreeMono.

Angelo's licence says: "You can enjoy free use of these fonts for
educational or commercial purposes.  All derived works should include
this paragraph.  If you want to change something please let me have
your changes (via email) so that they can go into the next
version. You can also send comments etc to the above address."

	Greek					(U+0370-U+03FF)


* Yannis Haralambous and Virach Sornlertlamvanich

In 1999, Yannis Haralambous and Virach Sornlertlamvanich made a set of
glyphs covering the Thai national standard Nf3, in both upright and
slanted shape. The collection of glyphs have been made part of GNU
intlfonts 1.2 package and is available under the GPL at
<ftp://ftp.gnu.org/pub/gnu/intlfonts/>.

	Thai					(U+0E00-U+0E7F)

* Shaheed R. Haque <srhaque AT iee.org>

Shaheed Haque has developed a basic set of basic Bengali glyphs
(without ligatures), using ISO10646 encoding. They are available under
the XFree86 license at <http://www.btinternet.com/~shaheedhaque/>.

Copyright (C) 2001 S.R.Haque <srhaque AT iee.org>.  All Rights Reserved.

Permission is hereby granted, free of charge, to any person obtaining
a copy of this software and associated documentation files (the
"Software"), to deal in the Software without restriction, including
without limitation the rights to use, copy, modify, merge, publish,
distribute, sublicense, and/or sell copies of the Software, and to
permit persons to whom the Software is furnished to do so, subject to
the following conditions:

The above copyright notice and this permission notice shall be
included in all copies or substantial portions of the Software.

THE SOFTWARE IS PROVIDED "AS IS", WITHOUT WARRANTY OF ANY KIND,
EXPRESS OR IMPLIED, INCLUDING BUT NOT LIMITED TO THE WARRANTIES OF
MERCHANTABILITY, FITNESS FOR A PARTICULAR PURPOSE AND NONINFRINGEMENT.
IN NO EVENT SHALL S.R.HAQUE BE LIABLE FOR ANY CLAIM, DAMAGES OR OTHER
LIABILITY, WHETHER IN AN ACTION OF CONTRACT, TORT OR OTHERWISE,
ARISING FROM, OUT OF OR IN CONNECTION WITH THE SOFTWARE OR THE USE OR
OTHER DEALINGS IN THE SOFTWARE.

Except as contained in this notice, the name of S.R.Haque shall not be
used in advertising or otherwise to promote the sale, use or other
dealings in this Software without prior written authorization from
S.R.Haque.

	Bengali					(U+0980-U+09FF)


* Sam Stepanyan <sam AT arminco.com>

Sam Stepanyan created a set of Armenian sans serif glyphs visually
compatible with Helvetica or Arial. Available on
<http://www.editum.com.ar/mashtots/html/fonts/ara.tar.gz>. On
2002-01-24, Sam writes: "Arial Armenian font is free for
non-commercial use, so it is OK to use under GPL license."

Armenian				(U+0530-U+058F)


* Mohamed Ishan <>

Mohamed Ishan started the Thaana Unicode Project and among other things
created a couple of Thaana fonts, available under FDL or BDF license.

	Thaana					(U+0780-U+07BF)


* Sushant Kumar Dash <sushant AT writeme.com> (*)

Sushant Dash has created a font in his mother tongue, Oriya. As he
states on his web page <http://sushantdash.tripod.com/>:
"Please feel free to foreword this mail to your Oriya friends. No
copyright law is applied for this font. It is totally free!!! Feel
free to modify this using any font editing tools. This is designed for
people like me, who are away from Orissa and want to write letters
home using Computers, but suffer due to unavailability of Oriya
fonts.(Or the cost of the available packages are too much)."

	Oriya					(U+0B00-U+0B7F)


* Harsh Kumar <harshkumar AT vsnl.com>

Harsh Kumar has started BharatBhasha <http://www.bharatbhasha.net/> -
an effort to provide "FREE software, Tutorial, Source Codes
etc. available for working in Hindi, Marathi, Gujarati, Gurmukhi and
Bangla. You can type text, write Web pages or develop Indian Languages
Applications on Windows and on Linux. We also offer FREE help to
users, enthusiasts and software developers for their work in Indian
languages."

	Devanagari				(U+0900-U+097F)
	Bengali					(U+0980-U+09FF)
	Gurmukhi				(U+0A00-U+0A7F)
	Gujarati				(U+0A80-U+0AFF)


* Prasad A. Chodavarapu <chprasad AT hotmail.com>

Prasad A. Chodavarapu created Tikkana, a Telugu font available in Type
1 and TrueType format on <http://chaitanya.bhaavana.net/fonts/>. 
Tikkana exceeds the Unicode Telugu range with some composite glyphs.
Available under the GNU General Public License.

	Telugu					(U+0C00-U+0C7F)


* Frans Velthuis <velthuis AT rc.rug.nl> and Anshuman Pandey
  <apandey AT u.washington.edu>

In 1991, Frans Velthuis from the Groningen University, The Netherlands,
released a Devanagari font as Metafont source, available under the terms of
GNU GPL. Later, Anshuman Pandey from the Washington University, Seattle, USA,
took over the maintenance of font.  Zdenek Wagner has provided a huge amount
of expert advice regarding the implementation of the font in FreeSerif.
Fonts can be found on CTAN,
<ftp://ftp.dante.de/tex-archive/language/devanagari/>.

	Devanagari				(U+0900-U+097F)


* Hardip Singh Pannu <HSPannu AT aol.com>

In 1991, Hardip Singh Pannu has created a free Gurmukhi TrueType font,
available as regular, bold, oblique and bold oblique form. Its license
says "Please remember that these fonts are copyrighted (by me) and are
for non-profit use only." 

	Gurmukhi				(U+0A00-U+0A7F)


* Jeroen Hellingman <jehe AT kabelfoon.nl>

Jeroen Hellingman created a set of Malayalam metafonts in 1994, and a
set of Oriya metafonts in 1996. Malayalam fonts were created as
uniform stroke only, while Oriya metafonts exist in both uniform and
modulated stroke. From private communication: "It is my intention to
release the fonts under GPL, but not all copies around have this
notice on them." Metafonts can be found on CTAN,
<ftp://ftp.dante.de/tex-archive/language/oriya/> and
<ftp://ftp.dante.de/tex-archive/language/malayalam/>.

	Oriya					(U+0B00-U+0B7F)
	Malayalam				(U+0D00-U+0D7F)


* Thomas Ridgeway <> (*)

Thomas Ridgeway, then at the Humanities And Arts Computing Center,
Washington University, Seattle, USA, (now defunct), created a Tamil
metafont in 1990. Anshuman Pandey from the same university took over
the maintenance of font. Fonts can be found at CTAN,
<ftp://ftp.dante.de/tex-archive/language/tamil/wntamil/>.

	Tamil					(U+0B80-U+0BFF)


* Berhanu Beyene <1beyene AT informatik.uni-hamburg.de>,
  Prof. Dr. Manfred Kudlek <kudlek AT informatik.uni-hamburg.de>, Olaf
  Kummer <kummer AT informatik.uni-hamburg.de>, and Jochen Metzinger <?>

Beyene, Kudlek, Kummer and Metzinger from the Theoretical Foundations
of Computer Science, University of Hamburg, prepared a set of Ethiopic
metafonts, found on
<ftp://ftp.dante.de/tex-archive/language/ethiopia/ethiop/>. They also
maintain home page on the Ethiopic font project,
<http://www.informatik.uni-hamburg.de/TGI/mitarbeiter/wimis/kummer/ethiop_eng.html>,
and can be reached at <ethiop AT informatik.uni-hamburg.de>. The current
version of fonts is 0.7 (1998), and they are released under GNU GPL. I
converted the fonts to Type 1 format using Péter Szabó's TeXtrace-A
program <http://www.inf.bme.hu/~pts/textrace/> and removed some
redundant control points with PfaEdit.

	Ethiopic				(U+1200-U+137F)


* Maxim Iorsh <iorsh AT users.sourceforge.net>

In 2002, Maxim Iorsh started the Culmus project, aiming at providing
Hebrew-speaking Linux and Unix community with a basic collection of
Hebrew fonts for X Windows. The fonts are visually compatible with
URW++ Century Schoolbook L, URW++ Nimbus Sans L and URW++ Nimbus Mono
L families, respectively, and are released under GNU GPL license. See
also <http://culmus.sourceforge.net/>.

	Hebrew					(U+0590-U+05FF)


* Panayotis Katsaloulis <panayotis AT panayotis.com>

Panayotis Katsaloulis helped fixing Greek accents in the Greek
Extended area.

	Greek Extended				(U+1F00-U+1FFF)


* Vyacheslav Dikonov <sdiconov AT mail.ru>

Vyacheslav Dikonov made a Braille unicode font that could be merged
with the UCS fonts to fill the 2800-28FF range completely. (uniform
scaling is possible to adapt it to any cell size). He also contributed
a free syriac font, whose glyphs (about half of them) are borrowed
from the "Carlo Ator" font by Tim Erickson.
Vyacheslav also filled in a few missing
spots in the U+2000-U+27FF area, e.g. the box drawing section, sets of
subscript and superscript digits and capital Roman numbers.

	Syriac					(U+0700-U+074A)
	Box Drawing				(U+2500-U+257F)
	Braille					(U+2800-U+28FF)

* Tim Erickson

Is the author of several Eurasian fonts, including "Carlo Ator".
He has given his written permission for glyphs from this font to be
included in FreeFont.
	Syriac					(U+0700-U+074A)


* M.S. Sridhar <mssridhar AT vsnl.com>

M/S Cyberscape Multimedia Limited, Mumbai, developers of Akruti
Software for Indian Languages (http://www.akruti.com/), have released
a set of TTF fonts for nine Indian scripts (Devanagari, Gujarati,
Telugu, Tamil, Malayalam, Kannada, Bengali, Oriya, and Gurumukhi)
under the GNU General Public License (GPL). You can download the fonts
from the Free Software Foundation of India WWW site
(http://www.gnu.org.in/akruti-fonts/) or from the Akruti website.

For any further information or assistance regarding these fonts,
please contact mssridhar AT vsnl.com.

	Devanagari				(U+0900-U+097F)
	Bengali					(U+0980-U+09FF)
	Gurmukhi				(U+0A00-U+0A7F)
	Gujarati				(U+0A80-U+0AFF)
	Oriya					(U+0B00-U+0B7F)
	Tamil					(U+0B80-U+0BFF)
	Telugu					(U+0C00-U+0C7F)
	Kannada					(U+0C80-U+0CFF)	
	Malayalam				(U+0D00-U+0D7F)


* DMS Electronics, The Sri Lanka Tipitaka Project, and Noah Levitt
  <nlevitt AT columbia.edu>

Noah Levitt found out that the Sinhalese fonts available on the site
<http://www.metta.lk/fonts/> are released under GNU GPL, or,
precisely, "Public Domain under GNU Licence
 Produced by DMS
Electronics for The Sri Lanka Tipitaka Project" (taken from the font
comment), and took the effort of recoding the font to Unicode.

These glyphs were later replaced by those from the LKLUG font
<http://www.lug.lk/fonts/lklug>

Finally the range was completely replaced by glyphs from the sinh TeX
font, with much help and advice from Harshula Jayasuriya.

	Sinhala					(U+0D80-U+0DFF)
       

* Daniel Shurovich Chirkov <dansh AT chirkov.com>

Dan Chirkov updated the FreeSerif font with the missing Cyrillic
glyphs needed for conformance to Unicode 3.2. The effort is part of
the Slavjanskij package for Mac OS X,
<http://www.versiontracker.com/dyn/moreinfo/macosx/18680>.

	Cyrillic				(U+0400-U+04FF)


* Denis Jacquerye <moyogo AT gmail.com>

Denis Jacquerye added new glyphs and corrected existing ones in the
Latin Extended-B and IPA Extensions ranges.

	Latin Extended-B                        (U+0180-U+024F)
	IPA Extensions				(U+0250-U+02AF)


* K.H. Hussain <hussain AT kfri.org> and R. Chitrajan

`Rachana' in Malayalam means `to write', `to create'. Rachana Akshara Vedi,
a team of socially committed information technology professionals and
philologists, has applied developments in computer technology and desktop
publishing to resurrect the Malayalam language from the disorder,
fragmentation and degeneration it had suffered since the attempt to adapt
the Malayalam script for using with a regular mechanical typewriter, which
took place in 1967-69. K.H. Hussein at the Kerala Forest Research Institute
has released "Rachana Normal" fonts with approximately 900 glyphs required
to typeset traditional Malayalam. R. Chitrajan apparently encoded the
glyphs in the OpenType table.

In 2008, the Malayalam ranges in FreeSerif were updated under the advise 
and supervision of Hiran Venugopalan of Swathanthra Malayalam Computing,
to reflect the revised edition Rachana_04.

	Malayalam				(U+0D00-U+0D7F)


* Solaiman Karim <solaiman AT ekushey.org>

	Bengali					(U+0980-U+09FF)

Solaiman Karim has developed several OpenType Bangla fonts and
released them under GNU GPL on <http://www.ekushey.org>.


* Sonali Sonania <sonalisonania AT gmail.com> and Monika Shah
  <monikapatira AT gmail.com>

	Devanagari				(U+0900-U+097F)
	Gujarati				(U+0A80-U+0AFF)

Glyphs were drawn by Cyberscape Multimedia Ltd., #101,Mahalakshmi
Mansion 21st Main 22nd "A" Cross Banashankari 2nd stage Banglore
560070, India. Converted to OTF by IndicTrans Team, Powai, Mumbai,
lead by Prof. Jitendra Shah. Maintained by Monika Shah and Sonali
Sonania of janabhaaratii Team, C-DAC, Mumbai. This font is released
under GPL by Dr. Alka Irani and Prof Jitendra Shah, janabhaaratii
Team, C-DAC, Mumabi. janabhaaratii is localisation project at C-DAC
Mumbai (formerly National Centre for Software Technology); funded by
TDIL, Govt. of India. Contact:monika_shah AT lycos.com,
sonalisonania AT yahoo.com, jitendras AT vsnl.com, alka AT ncst.ernet.in.
website: www.janabhaaratii.org.in.


* Pravin Satpute <pravin.d.s AT gmail.com>, Bageshri Salvi
  <sbagrshri AT yahoo.co.in>, Rahul Bhalerao <b.rahul.pm AT
  gmail.com> and Sandeep Shedmake <sandeep.shedmake AT gmail.com>

	Devanagari				(U+0900-U+097F)
	Gujarati				(U+0A80-U+0AFF)
	Oriya					(U+0B00-U+0B7F)
	Malayalam				(U+0D00-U+0D7F)
	Tamil					(U+0B80-U+0BFF)

In December 2005 the team at www.gnowledge.org released a set of two
Unicode pan-Indic fonts: "Samyak" and "Samyak Sans". "Samyak" font
belongs to serif style and is an original work of the team; "Samyak
Sans" font belongs to sans serif style and is actually a compilation
of already released Indic fonts (Gargi, Padma, Mukti, Utkal, Akruti
and ThendralUni). Both fonts are based on Unicode standard. 
The fonts are now hosted at Sarovar.org:
http://sarovar.org/projects/samyak/


* Kulbir Singh Thind

	Gurmukhi				(U+0A00-U+0A7F)

Dr. Kulbir Singh Thind designed a set of Gurmukhi Unicode fonts,
AnmolUni and AnmolUni-Bold, which are available under the terms of GNU
Generel Public License from the Punjabu Computing Resource Center,
http://guca.sourceforge.net/typography/fonts/anmoluni/.


* Gia Shervashidze <giasher AT telenet.ge>

        Georgian				(U+10A0-U+10FF)

Starting in mid-1990s, Gia Shervashidze designed many
Unicode-compliant Georgian fonts: Times New Roman Georgian, Arial
Georgian, Courier New Georgian. His work on Georgian localization can
be reached at http://www.gia.ge/.


* Primo� Peterlin <primoz.peterlin AT biofiz.mf.uni-lj.si>

Primo� Peterlin filled in missing glyphs here and there (e.g. Latin
Extended-B and IPA Extensions ranges in the FreeMono familiy), and
created the following UCS blocks:

	Latin Extended-B                        (U+0180-U+024F)
	IPA Extensions				(U+0250-U+02AF)
	Arrows					(U+2190-U+21FF)
	Box Drawing				(U+2500-U+257F)
	Block Elements				(U+2580-U+259F)
	Geometrical Shapes			(U+25A0-U+25FF)

* Mark Williamson

Made the MPH 2 Damase font, from which 
	Hanunóo                                 (U+1720-U+173F)
	Buginese                                (U+1A00-U+1A1F)
	Tai Le                                  (U+1950-U+197F)
	Ugaritic                                (U+10380-U+1039F)
	Old Persian                             (U+103A0-U+103DF)

* Jacob Poon

Submitted a very thorough survey of glyph problems and other suggestions.

* Alexey Kryukov

Made the TemporaLCGUni fonts, based on the URW++ fonts, from which at one 
point FreeSerif Cyrillic, and some of the Greek, was drawn.  He also provided
valuable direction about Cyrillic and Greek typesetting.

	Cyrillic				(U+0400-U+04FF)

* George Douros

The creator of several fonts focusing on ancient scripts and symbols.
Many of the glyphs are created by making outlines from scanned images
of ancient sources.

	Aegean:   Phoenecian
	Analecta: Gothic                        (U+10330-U+1034F)
	Musical:  Byzantine & Western                  
	Unicode:  many Miscellaneous Symbols, Miscellaneous Technical, OCR,
	          supplemental Symbols, and Mathematical Alphanumeric symbols,
		  Mah Jong, and the outline of the Domino.

* Daniel Johnson

Created by hand a Cherokee range specially for FreeFont to be "in line with
the classic Cherokee typefaces used in 19th century printing", but also to
fit well with ranges previously in FreeFont.  Then he made Unified Canadian
Syllabics in Sans, and a Cherokee and Kayah Li in Mono!  And never to be
outdone by himself, then did UCAS Extended and Osmanya....  What next?

	Armenian (serif)                        (U+0530-U+058F)
	Cherokee                                (U+13A0-U+13FF)
	Unified Canadian Aboriginal Syllabics   (U+1400-U+167F)
	UCAS Extended                           (U+18B0-U+18F5)
	Kayah Li                                (U+A900-U+A92F)
	Tifinagh                                (U+2D30-U+2D7F)
	Vai                                     (U+A500-U+A62B)
	Latin Extended-D (Mayanist letters)     (U+A720-U+A7FF)
	Osmanya                                 (U+10480-U+104a7)

* Yannis Haralambous and Wellcome Institute

In 1994, The Wellcome Library
  The Wellcome Institute for the History of Medicine
  183 Euston Road, London NW1 2BE, England.
commissioned Mr. Haralambous to produce a Sinhalese font for them.

We have received 03/09 official notice from Robert Kiley, Head of e-Strategy
for the Wellcome Library, that Yannis' font could be included in GNU
FreeFont under its GNU license.

Thanks to Dominik Wujastyk, for providing us with feedback and contacts
to repsonsible people at the Trust.

	Sinhala					(U+0D80-U+0DFF)

* The Sinhala font project http://sinhala.sourceforge.net/

The Sinhala font project has taken the glyphs from Yannis Haralambous'
Sinhala font, to produce a Unicode TrueType font, LKLUG.  These glyphs
were for a while included in FreeFont.

	Sinhala					(U+0D80-U+0DFF)

* Steve White <stevan.white AT googlemail.com>

Filled in a lot of missing characters, got some font features working,
left fingerprints almost everywhere, and is responsible for these blocks:

	Runic                                   (U+16A0-U+16F0)
	Glagolitic                              (U+2C00-U+2C5F)
	Coptic                                  (U+2C80-U+2CFF)
	Old Italic                              (U+10300-U+1032F)
(The design of Runic is based roughly on one originally submitted by 
Vyacheslav Dikonov)


* Pavel Skrylev is responsible for
	Cyrillic Extended-A                     (U+2DEO-U+2DFF)
  as well as many of the additions to
	Cyrillic Extended-B                     (U+A640-U+A65F)


* Masoud Pourmoosa corrected several letters in Arabic for Persian:
	Arabic					(U+0600-U+06FF)

Notes:

*: The glyph collection looks license-compatible, but its author has
   not yet replied and agreed on their work being used in part of
   this glyph collection.

--------------------------------------------------------------------------
$Id: CREDITS,v 1.28 2010/09/11 13:24:11 Stevan_White Exp $
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